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Vorwort 

Die Lehrerin sagt in der Klasse, sie brauche ein paar starke Jungs zum Bücher tragen, obwohl auch 
Mädchen anwesend sind. In einer Grundschule dürfen die Kinder einer Familie aufgrund eines Ver-
bots ihrer Eltern nicht mit schwarzen Kindern spielen. Ein Mädchen auf der Gesamtschule will ein 
Junge sein und ist deshalb immer wieder Ziel von verbalen Angriffen und Beleidigungen. Ein Grund-
schüler mit einem nicht Deutsch klingenden Namen beschwert sich: „Die aus meiner Klasse, beson-
ders die Mädchen machen immer Witze über meinen Namen. Sie machen das so lange, bis ich richtig 
sauer bin. Wenn ich dann etwas mache, gehen sie zur Lehrerin. Und die Lehrerin gibt jedes Mal mir 
die Schuld und nur ich bekomme dann Ärger.“ Schüler*innen ärgern ihre afghanische Mitschülerin mit 
Fluchterfahrung mit Sprüchen, wie: „Bei dir müssen wir aufpassen, du lässt bestimmt bald Bomben 
hochgehen!“ 1

Das sind fünf Erlebnisse aus dem Schulalltag – sind es auch fünf Fälle von Diskriminierung? Nicht nur 
Lehrkräften, Schulleitungen und Pädagog*innen fällt es schwer, das zu entscheiden. Diskriminierung 
steht zudem dem Ziel der inklusiven Schule entgegen, nach dem Menschenrechte geachtet werden 
und Menschen einander mit Respekt begegnen.  

Damit ist die Ausgangslage umrissen, die den Verein LIFE e.V. in 2015 veranlasste, ein Projekt in 
Berlin zu initiieren, das sich diesen Fragen widmet: Von September 2015 bis Juni 2018 führten wir, fi-
nanziert durch die Lottostiftung Berlin, das Modellprojekt ADAS (Anlaufstelle Diskriminierungsschutz 
an Schulen) durch und sammelten wertvolle Erfahrungen zu einer schulbezogenen Antidiskriminie-
rungsberatung sowie einem angemessenen Beschwerdemanagement an Schulen. Gemeinsam mit 
Partner*innen aus dem Bereich Schule und Zivilgesellschaft und begleitet durch einen fachlichen 
Beirat hat das Projekt viel geleistet, um für Diskriminierung an Schulen zu sensibilisieren und mit 
lösungsorientierten Beratungs- und Begleitangeboten vorhandene Diskriminierung abzubauen. Ein 
zentrales Ergebnis der Projektarbeit ist der vorliegende Leitfaden für Diskriminierungsschutz an Schu-
len. Er wurde in der Überzeugung erarbeitet, dass jede Schule und jede einzelne Lehrkraft letztlich 
entscheidend dafür sind, ob Schule als Ort von Diskriminierung und Ausgrenzung erlebt oder aber zu 
einem Erfahrungsraum von Inklusion, Teilhabe, Wertschätzung und Entfaltung eigener Potentiale für 
alle Kinder und Jugendlichen wird.

Der hier vorgelegte Leitfaden will Schulen dabei unterstützen, die bestehende Sprachlosigkeit und 
Handlungsunsicherheit beim Thema Diskriminierung zu überwinden und einen kompetenten Umgang 
mit Diskriminierungsfällen an ihrer Schule zu entwickeln. In diesem Sinne wünschen wir dem Leitfa-
den eine große Verbreitung und Resonanz und den Lesenden viele Anregungen und Impulse. 

LIFE e.V. Geschäftsführung Dr. Barbara Schöler-Macher
Berlin im Juni 2018

1 Alle Fallbeispiele, in denen keine (andere) Quelle angegeben ist, sind Meldungen und Diskriminierungsfälle, die in der Anlauf- und 
 Beratungsstelle Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS) im Zeitraum von Juni 2016 bis April 2018 eingegangen sind.

Einleitung: 

Wie kann der Leitfaden genutzt werden?

Schulen haben den Anspruch, allen Kindern und Jugendlichen einen gleichberechtigten Zugang zur 
schulischen Bildung zu ermöglichen und gegen Diskriminierung vorzugehen. Diese Verpflichtung der 
Schule ergibt sich aus den Menschenrechten, dem Grundgesetz und auch im Berliner Schulgesetz ist in § 
2 Abs. 1 festgeschrieben: „Jeder junge Mensch hat ein Recht auf zukunftsfähige schulische Bildung und 
Erziehung ungeachtet seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Sprache, seiner Herkunft, einer 
Behinderung, seiner religiösen oder politischen Anschauungen, seiner sexuellen Identität und der wirt-
schaftlichen oder gesellschaftlichen Stellung seiner Erziehungsberechtigten.“ Im § 3 führt es dazu weiter 
aus: „Schulische Bildung und Erziehung sollen die Schülerinnen und Schüler insbesondere befähigen die 
Beziehungen zu anderen Menschen in Respekt, Gleichberechtigung und gewaltfreier Verständigung zu 
gestalten sowie allen Menschen Gerechtigkeit widerfahren zu lassen.“ Die gesetzlichen Vorgaben sind 
eindeutig: Diskriminierung ist verboten und es gilt das Gebot eines respektvollen Umgangs aller Betei-
ligten.

Der Leitfaden richtet sich an Schulleitungen, Lehrkräfte, pädagogisches Personal, aber auch an an-
dere Personen in und um Schulen, wie Eltern- und Schüler*innenvertretungen, Elternvereine, Mit-
arbeitende in der außerschulischen Bildung oder anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen. 
Er soll sie dabei unterstützen, Diskriminierungsfälle besser als solche zu erkennen und in den jeweiligen 
Fällen ihre professionelle Handlungskompetenz stärken. Hierdurch können sie einen wesentlichen Bei-
trag zur Umsetzung des rechtlichen Schutzes vor Diskriminierung in der Alltagspraxis ihrer Schule leisten. 

Den Bezugsrahmen des Leitfadens bilden, neben den gesetzlichen Grundlagen und der schulprakti-
schen Orientierung, Impulse aus Wissenschaft und Bildungsforschung sowie das interdisziplinäre Erfah-
rungswissen zahlreicher schulischer Akteur*innen aus Schulverwaltung, von Lehrkräften, aus Wissen-
schaft und Selbstorganisationen, die im Rahmen der verschiedenen Fachgremien in der Modellphase 
der Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz (ADAS) einbezogen waren. Zudem wurde die Erstellung des 
Leitfadens fachlich durch die Mitglieder des interdisziplinär besetzten Fachbeirats der Anlaufstelle für 
Diskriminierungsschutz intensiv begleitet und einzelne Beiträge wurden von den Expert*innen verfasst. 

Der Leitfaden besteht aus drei farblich unterschiedenen Hauptteilen, die unabhängig voneinander 
gelesen werden können:
Der  Teil A (Kapitel 2)  gibt eine allgemeine Einführung in das Thema. Es werden Bedeutung und Zu-
sammenhänge zwischen Vorurteilen, Stereotypen und Diskriminierung im Kontext des Umgangs mit 
Diversität und Heterogenität in Schulen dargestellt. Der Psychologe und Migrationsforscher Haci-Halil 
Uslucan führt in den wissenschaftlichen Forschungsstand zu den Auswirkungen von Diskriminierungs-
erfahrungen in Schulen ein.  

In Teil B (Kapitel 3) wird der rechtliche und institutionelle Handlungsrahmen im Feld des Diskriminie-
rungsschutzes für Berliner Schulen dargestellt sowie die Handlungsebenen, auf denen Schulleitungen, 
Lehrkräfte und Pädagog*innen aktiv werden können. 

Konkrete Handlungsempfehlungen anhand exemplarischer Diskriminierungsfälle zu verschiedenen in 
Schulen vorkommenden Diskriminierungskonstellationen finden sich in Teil C (Kapitel 4). 

Teil D (Kapitel 5) bietet als Serviceteil eine Checkliste und Hinweise auf wichtige Literatur und Links.
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2. Diskriminierung in Schulen: Risiken und Formen

2.1 Diversität in Schulen und Diskriminierungsdimensionen

Voraussetzung für eine inklusive Schule, die Diversität anerkennt und wertschätzt, ist die Wahrnehmung 
und der professionelle Umgang mit Diskriminierung. Dies bezieht sich in erster Linie auf die Schüler*innen, 
aber auch auf die Lehrkräfte und die weiteren Mitarbeiter*innen der Schule: Jeder Mensch ist in seiner 
Individualität einzigartig, niemand darf aufgrund der ethnischen oder sozialen Herkunft, der religiösen 
Überzeugung, der sexuellen Orientierung oder wegen einer Behinderung benachteiligt werden. In der 
Heterogenität nicht ein Problem, sondern eine selbstverständliche Voraussetzung für das Zusammenleben 
und Zusammenlernen zu sehen, ist eine notwendige Grundhaltung für alle Beteiligten. 

Die Klassenräume werden heterogener und Berliner Schulen sind von Diversität geprägt. Hierbei wirken 
vielerlei Unterscheidungskriterien, und die Klassifizierung von Menschen entlang bestimmter Kriterien ist 
eine alltägliche Handlung – auch in Schulen: Beispielsweise werden Schüler*innen aufgrund ihres Aus-
sehens, ihrer Persönlichkeit und ihres Verhaltens unterschiedlich wahrgenommen: als groß oder klein, 
blond oder schwarzhaarig, körperlich agil oder eher ruhig, humorvoll oder ernst, laut oder leise oder früh- 
oder spätpubertierend. Aus diesen Unterschieden ergeben sich unterschiedliche Umgangsweisen, und 
Lehrer*innen und pädagogische Fachkräfte reagieren im Umgang mit jedem Kind, jedem Jugendlichen 
anders. 

Zur bestmöglichen Förderung und Entfaltung aller Potentiale ist es pädagogisch geboten, die jeweilige 
Individualität jeder Schülerin und jedes Schülers im Blick zu haben. Individualisierte und selbstorgani-
sierte Lernformen sind wichtige Methoden, um dieser Diversität der Schülerschaft angemessen gerecht 
werden zu können. Wenn allerdings die wahrgenommenen Unterscheidungsmerkmale dazu führen, dass 
auf Grundlage negativer Wertungen und Stereotypen über eine soziale Gruppenzugehörigkeit2 und ohne 
sachliche Rechtfertigung, Schüler*innen unterschiedlich behandelt werden, dann handelt es sich um eine 
Diskriminierung. Zum Beispiel: ein Lehrer, der einen Schüler auffordert, seinen Müll auf dem Schulhof in 
den Mülleimer und nicht auf den Boden zu werfen, handelt nicht diskriminierend. Wenn er aber seine 
Aufforderung einbettet in Sätze wie: „Typisch Türken. Bei Dir zu Hause werfen auch immer alle den Müll 
auf den Hof!“ dann ist das diskriminierend, weil er das negative Verhalten als typisch türkisch darstellt.

Es ist dabei kein Zufall, welche Merkmale in einer Gesellschaft mit negativen Stereotypen verknüpft sind. 
Hier spiegeln sich historisch gewachsene, gesellschaftliche Bewertungen und Machtstrukturen wider bzw. 
der Status, der Menschen mit bestimmten Persönlichkeitsmerkmalen oder Zugehörigkeiten in einer Ge-
sellschaft zugeschrieben wird. 

Die Dimensionen von Vielfalt in Schulen können verschiedenen Ebenen zugeordnet werden (siehe ne-
benstehende Graphik ): Die primären Diversitätsdimensionen bestimmen wesentlich die Persönlichkeit 
eines Menschen. Diskriminierungen, die an diese Merkmale oder Kategorien anknüpfen, verletzen die 
Würde eines Menschen im besonderen Maße und gelten darum menschenrechtlich als besonders schüt-
zenswert. Entsprechend stark ist hier der gesetzliche Diskriminierungsschutz. Deswegen wird auch von 
den geschützten Merkmalen, von Diskriminierungsmerkmalen, -kategorien oder -gründen gespro-

2  Von Stereotypen wird dann gesprochen, wenn Eigenschaften oder Verhaltensweisen wiederholt bestimmten Gruppen 
zugeschrieben werden, sodass diese Kategorie unweigerlich mit festen Vorstellungen und Urteilen verknüpft wird. Diese 
Bewertungs- und Zuschreibungsprozesse werden in der Regel stark von den vorherrschenden Meinungen, die vor allem 
über die Medien transportiert werden, beeinflusst. Aus dem Stereotyp wird dann ein Vorurteil, wenn sich die stereoty-
pen Überzeugungen mit Emotionen, wie einem Bedrohungsgefühl, verbinden und mit dem Vorurteil die eigene Be- und 
Abwertung von bestimmten Gruppen begründet wird, siehe: Schmid Mast et al. 2008.

chen (siehe hierzu Diskriminierungsdimensionen Seite 10).3  In Bezug auf Schulen spielen aber auch 
weitere Unterscheidungsmerkmale eine Rolle und können zu Ausgrenzung und Nachteilen führen, wie 
beispielsweise der Familienstand der Herkunftsfamilie eines/r Schülers/in: zum Beispiel, wenn die Mutter 
alleinerziehend ist oder das Kind aus einer Großfamilie kommt, der Aufenthaltsstatus oder das schulische 
Engagement der Eltern/Sorgeberechtigten.

Neben den personenbezogenen Merkmalen des/r einzelnen Schülers/in, spielt auch die institutionelle 
Ebene eine Rolle, da es große Unterschiede zwischen Schulen gibt: beispielsweise hinsichtlich der Zusam-
mensetzung der Schülerschaft, des Lehrerkollegiums und Schulpersonals, der Ressourcen und Ausstattung 
der Schule oder der Führungskompetenz der Leitung. Diese, über die Kerndimensionen hinausgehenden 
Merkmale, werden als sekundäre und institutionelle Diversitätsdimensionen bezeichnet. Zwischen vie-
len der Merkmale auf diesen beiden Ebenen besteht ein enger Zusammenhang, auch wenn diese nicht 
explizit als geschützte Merkmale gelten und Kerndimensionen sind. So sind der Habitus und das Freizeit-
verhalten stark geprägt durch Schichtzugehörigkeit und Kultur. Es hängt in der Regel von der sozialen Her-
kunft und dem Bildungsgrad der Eltern ab, in welchem Stadtteil ein Kind aufwächst und zur Schule geht.

DIVERSITÄTSDIMENSIONEN IN DER SCHULE
Angelehnt an Gardenschwartz/Rowe und Loden/Rosener

3  Wenn in Rechtstexten von `Merkmalen´ oder `Gründen´ gesprochen wird, dann ist damit nicht gemeint, auch wenn die diskriminierenden 
Vorstellungen oder Handlungen an diese anknüpfen, dass Merkmale oder Eigenschaften von Menschen ein legitimer Grund für Ungleichbe-
handlung sind. Um diesem Missverständnis vorzubeugen verwenden wird den Begriff Diskriminierungskategorien (ADS 2014:35).
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DER EINFLUSS VON (UN-)BEWUSSTEN VORURTEILEN UND STEREOTYPEN

Forschungsergebnisse aus Psychologie und Neurowissenschaften zeigen, dass Stereotype gegenüber 
unterschiedlichen sozialen Gruppen automatisch und innerhalb weniger Millisekunden aktiviert wer-
den und wir uns der eigenen stereotypen Wahrnehmung und Vorurteilen oft nicht bewusst sind 
(Schmid et al. 2008). Darum sind unbewusste negative Stereotypisierungen in der Gesellschaft so 
weit verbreitet, dass sie auch bei Personen, die sich nie negativ über bestimmte Gruppen äußern oder 
Vorurteile gar aktiv zurückweisen und sogar bei Angehörigen der stigmatisierten Gruppen selbst zu 
finden sind. Zum Beispiel, wenn ein Lehrer, obwohl er sich für mehr soziale Gerechtigkeit und Chan-
cengleichheit einsetzt, einem Schüler aus einer seit mehreren Generationen von Transferleistungen le-
benden Familie, trotz guten Notenschnitts, doch keine Übergangsempfehlung für ein Gymnasium gibt 
und damit die Chance auf eine höhere Bildung verwehrt. Oder wenn verinnerlichte Vorurteile darüber, 
dass Frauen grundsätzlich schlechter in Mathematik und Naturwissenschaften sind, eine Schülerin da-
von abhalten, Mathematik als Leistungsfach in der Oberstufe zu wählen. Eine aktuelle Studie belegte, 
dass Mädchen ihre Anstrengungen und Leistungen in Mathematik an die Erwartungen ihres Umfelds 
anpassen. Je traditioneller die Einstellungen der Lehrkräfte sind, desto stärker fallen entsprechend 
die Unterschiede der Mathematikleistungen zu Ungunsten von Mädchen aus (Salikutluk et al. 2017).

Die Auswirkungen von solchen latenten, unbewussten negativen Stereotypen auf unser Verhalten 
sind gut erforscht - sie beeinflussen beispielsweise unsere Kommunikation mit Angehörigen von be-
stimmten Gruppen. Psycholog*innen der Harvard Universität haben einen Selbsttest - den Impliziten-
Assoziations-Test (IAT) - entwickelt, mit dem online eigene unbewusste Vorurteile ermittelt werden 
können (Banaji et al. 2015).4 

2.2 Auswirkungen von Diskriminierungserfahrungen in der Bildung

Haci-Halil Uslucan 5

Um dem eigenen pädagogischen Auftrag in Schulen gerecht zu werden, jeder Schülerin und jedem 
Schüler die bestmögliche Entwicklung und bestmöglichen Abschlüsse zu ermöglichen sowie den 
negativen Effekten der Diskriminierung entgegenzuwirken, ist es unerlässlich, dass Lehrkräfte und 
Pädagog*innen Wissen zu Auswirkungen von Diskriminierungserlebnissen für die Betroffenen haben. 
Im Folgenden wird ein Überblick zu den zentralen wissenschaftlichen Erkenntnissen hierzu gegeben. 
Studien haben in den letzten Jahren gezeigt, dass Nachkommen von Migrant*innen schlechtere Schul-
leistungen aufweisen als Schüler*innen ohne Migrationshintergrund. Es wurden verschiedene Erklä-
rungsversuche, angefangen von den mangelnden Deutschkenntnissen, der mangelnden Förderkultur 
des deutschen Schulsystems bis hin zum sozioökonomischen Status, herangezogen. Dabei wurde der 
Einfluss von Diskriminierungserleben auf schulische Leistungen bislang in Deutschland noch zu wenig 
berücksichtigt. Mithilfe sozial-psychologischer Befunde zu Erwartungseffekten und den Wirkungen 
des sogenannten „stereotype threat“ kann ein Teil der kognitiven Leistungsunterschiede dieser sowie 
anderer von Diskriminierung betroffener Schüler*innengruppen erklärt werden. Stereotype können 
die Leistungen von Schüler*innen mit Migrationshintergrund auf zwei Wegen beeinflussen: erstens 
darüber, dass die Lehrkräfte sich im Unterricht ihnen gegenüber anders verhalten und zweitens darü-
ber, dass Kinder und Jugendliche sich selbst von Stereotypen bedroht fühlen.

4  Der deutschsprachige Selbsttest kann hier durchgeführt werden: https://implicit.harvard.edu/implicit/germany/

5  Siehe vertiefend zu diesem Kapitel: Uslucan et al. 2012 und SVR 2017.

ERWARTUNGSEFFEKTE

Wenn Lehrkräfte für einen Teil der Schüler*innen Leistungserwartungen haben, die geringer als ihre 
tatsächlichen Leistungen ausfallen, können diese Erwartungen das Verhalten der Schüler*innen beein-
flussen. Seit den 1960er Jahren belegen Studien, dass die Erwartungen von Lehrenden mit der Kom-
petenzentwicklung der Schüler*innen im Zusammenhang steht; diese entweder wie selbsterfüllende 
Prophezeiungen hemmen oder auch fördern können. 

Forschungsarbeiten zeigten, dass Lehrkräfte für Kinder mit Migrationshintergrund zum Teil unabhän-
gig von den tatsächlichen Leistungen und Fähigkeiten geringere schulische Kompetenzen erwarten. 
Auch der sozioökonomische Hintergrund des Kindes beeinflusst die Lehrer*innenwartungen. Eine 
aktuelle Studie (SVR 2018) zeigt, dass in der Lehrerschaft, obwohl diese im Vergleich zur Mehrheit 
der Gesamtgesellschaft liberaler eingestellt ist, negative Stereotype gegenüber bestimmten ethni-
schen und religiösen Herkünften bestehen. So hielten 15% der befragten Lehrkräfte Muslime für ag-
gressiver und nur 61% meinten, Muslime seien genauso bildungsorientiert wie Nichtmuslime, obwohl 
die hohe Bildungsaspiration, z.B. in türkeistämmigen Familien wissenschaftlich belegt ist. Auch zeigte 
sich, dass Lehrkräfte in Bezug auf türkeistämmige Kinder im Schnitt geringere Leistungserwartungen 
als bei Kindern ohne Migrationshintergrund haben, selbst wenn sie über dieselben Fähigkeiten ver-
fügen. Diese unterschiedlichen Leistungserwartungen bestimmen das Verhalten im Unterricht, indem 
Lehrkräfte beispielsweise Kinder mit Migrationshintergrund seltener als ihre Mitschüler*innen aufru-
fen und sich weniger lange mit ihnen beschäftigen.

DIE BEDROHUNG DURCH STEREOTYPE (STEREOTYPE THREAT)

Wenn Schüler*innen wahrnehmen, dass sie zu einer negativ stereotypisierten Gruppe gehören, er-
bringen sie schlechtere Leistungen, sind weniger motiviert und wenden sich eher von der Schule 
ab als ihre Mitschüler*innen, die sich nicht so wahrnehmen. Dieses Phänomen wird als „stereotype 
threat“ bzw. Bedrohung durch Stereotype umschrieben. Stereotype threat-Effekte wurden in den USA 
bei einer Vielzahl von Untersuchungen empirisch nachgewiesen. Beispielsweise zeigte eine experi-
mentelle Untersuchung mittels eines mündlichen Tests, dass die Leistungen von afroamerikanischen 
und weißen Studierenden unterschiedlich ausfielen, da die meisten Afroamerikaner*innen Angst da-
vor hatten, dass ihre Leistungen die bestehenden negativen kulturellen Stereotype bestätigen könn-
ten. Die Angst vor diesen Stereotypen führte dazu, dass sie in der Tat schlechtere Ergebnisse als die 
weißen Studierenden zeigten. 

Die situative Aktivierung negativer, leistungsbezogener Stereotype bei den von den Stereotypen be-
troffenen Gruppenmitgliedern führt tatsächlich zu Leistungseinbußen. Afroamerikanische Studieren-
de, die ihre Ethnizität vor der Bearbeitung eines verbalen Leistungstest angeben mussten, hatten 
schlechtere Testleistungen als Afroamerikaner*innen, die ihre Ethnizität nicht vor der Testbearbei-
tung angeben mussten. Allein die Angabe der Ethnizität kann also das negative Stereotyp, das über 
Afroamerikaner*innen besteht, aktivieren. Dieser Effekt ließ sich auf verschiedene von Diskriminie-
rungen betroffene Gruppen übertragen. Beispielsweise wurde die Auswirkung von Fernsehwerbung 
mit stereotypen Inhalten auf die mathematischen Leistungen von Frauen untersucht. Studentinnen, 
die vor einer Mathematikprüfung Fernsehwerbungen mit Stereotypen über Frauen und Mathematik 
angesehen hatten, erzielten wesentlich schlechtere Ergebnisse als die männlichen Studierenden. Bei 
den Frauen, die sich keine stereotypen Werbungen ansahen, gab es keine signifikanten Leistungsun-
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terschiede zu den Männern. Ähnliche Wirkungen belegen Untersuchungen für den Zusammenhang 
von Stereotypen und Leistungen für Schüler*innen mit niedrigem sozioökonomischen Status. 

Die Bedrohung durch Stereotype wirkt sich kurzfristig wie in den oben beschriebenen Experimenten 
auf die intellektuelle Leistungsfähigkeit aus. Langfristig kann sie die erfolgreiche Bildungsteilhabe ver-
hindern, da die Bildungs- und Leistungsmotivation sowie die Identifikation mit der Schule abnehmen. 
Ein Grund dafür liegt in der Verschiebung der selbstwertrelevanten Domänen bei den Personen, die 
von der Bedrohung durch Stereotype betroffen sind. Um den Selbstwert, der durch schulische Misser-
folge beeinträchtigt ist, zu schützen, entwickeln die Betroffenen ein Selbstkonzept, das immun gegen 
Stigmatisierung aufgrund negativer schulischer Leistungen ist. Die Bewertung im schulischen Bereich 
verliert dadurch ihre Bedeutung für den Selbstwert und die Identität. Stattdessen wächst die Bedeu-
tung und Identifikation mit alternativen Bereichen, wie etwa außerschulischen Peergroups, in denen 
die eigene Identität nicht als Barriere zu Erfolg und Anerkennung erlebt wird. 

Die geringere Identifikation mit schulrelevanten Bereichen ist somit eine Reaktion auf den Druck, der 
durch die Bedrohung durch Stereotype entsteht. Sie hat die Funktion, den Selbstwert aufrecht zu er-
halten und zu schützen. Unabhängig von der Existenz negativer Stereotypen spielt ihre Wahrnehmung 
und die Identifikation mit der Gruppe, die von diesen negativen Stereotypen betroffen ist, eine ent-
scheidende Rolle für die kognitive Leistungsfähigkeit von Schüler*innen mit Migrationshintergrund.

AUSWIRKUNG VON DISKRIMINIERUNGSERFAHRUNGEN AUF DIE GESUNDHEIT

Neben den beeinträchtigenden Auswirkungen von Stereotypen und Diskriminierungserfahrun-
gen auf die Leistungsfähigkeit sind auch deren negative Auswirkungen auf die psychische und 
physische Gesundheit wissenschaftlich belegt. Beispielsweise zeigen Studien, dass Rassismus bei 
Afroamerikaner*innen einen signifikanten Stressor bildet und der Einfluss von internalisierten nega-
tiven Stereotypen zu einem geringeren Selbstwertgefühl führt. Ethnische Diskriminierung kann bei 
People of Colour6 traumatische Reaktionen hervorrufen.

Darüber hinaus können sowohl herablassende, kühle oder verbale Gespräche als auch nonverba-
les Verhalten, das sich im Tonfall, beim Blickkontakt oder beim Lächeln ausdrückt, die Gesundheit 
beeinträchtigen. In einem Experiment wurde nachgewiesen, dass bspw. Kopftuchträgerinnen beim 
Bewerbungsgespräch eher von subtilen Formen interpersonaler Diskriminierung betroffen sind als 
von formaler Diskriminierung. Solche subtilen Formen interpersonaler Diskriminierung belasten die 
psychische Gesundheit mehr als offene Diskriminierung und können Symptome wie Depressionen 
und Angst hervorrufen. Im Unterschied zu offensichtlicher Diskriminierung, die einfach als irrationale 
Verhaltensweise der Gegenseite zu interpretieren ist, wird die subtile Diskriminierung jedoch als Ver-
schulden der eigenen sozialen Rolle angesehen.

Tägliche Stressfaktoren (daily hassles), wie Benachteiligungen und Herabsetzungen können sich ne-
gativ auf die Lebenszufriedenheit auswirken. Das zeigte eine Studie zu den psychosozialen Belas-
tungen auf die Lebenssituation türkeistämmiger Mütter. Auch für Schüler*innen bedeuten in der 
Schule erlebte Bedrohungen durch Stereotype und Diskriminierungserfahrungen, die ein Großteil ih-

6 People of color (Singular: person of color) ist ein Begriff aus dem anglo-amerikanischen Raum für Menschen, die gegenüber der Mehr-
heitsgesellschaft als nicht- weiß bzw. ethnisch der deutschen Gesellschaft nicht zugehörig gelten und wegen diesbezüglichen Zuschrei-
bungen („Sichtbarkeit“) alltäglichen, institutionellen und anderen Formen des Rassismus ausgesetzt sind.

rer Lebenszeit in der Schule verbringen, tägliche Stressfaktoren, die neben ihrer Lernmotivation und 
Leistungsfähigkeit auch ihre Lebenszufriedenheit beeinträchtigen. Die täglichen schulischen Anforde-
rungen können dadurch als große Belastung empfunden werden. In einer interkulturell vergleichen-
den Jugendstudie wurde festgestellt, dass für die türkeistämmigen Jugendlichen die wahrgenommene 
Diskriminierung ein signifikantes, dem Wohlbefinden abträgliches Risiko darstellte. Gerade diskri-
minierte Schüler*innen mit Migrationshintergrund hatten dort ein deutlich unterdurchschnittliches 
Wohlbefinden. Insofern fällt der Schule eine wichtige pädagogische Aufgabe zu: Durch Abbau von 
Diskriminierung kann sie das Wohlbefinden ihrer Schüler*innen fördern.

WIE LÄSST SICH DER EFFEKT DER BEDROHUNG DURCH STEREOTYPE BESEITIGEN? 

Wissenschaftlich nachgewiesen werden konnten nicht nur die Auswirkungen von Stereotypen und 
Diskriminierungserleben, sondern auch die Möglichkeit, diesen Effekt umzukehren. Es zeigte sich, 
dass Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte bereits mit kleinen Interventionen, den durch Stereoty-
pe verzerrten Erwartungen entgegenwirken, die Lernmotivation und die Schulleistungen benachtei-
ligter Schüler*innen verbessern und dadurch verinnerlichte negative Stereotype reduzieren konnten. 
Zum einen können sie ihre eigenen Erwartungen reflektieren und weitere Bezugspersonen für die 
Wirkung von Erwartungshaltungen sensibilisieren. Zum anderen können sie in ihren Klassen konkrete 
Interventionen anwenden, die die Wirkung der Bedrohung durch Stereotype auf das Unterrichtsver-
halten und die Schulleistungen abmildern. 

Eine Methode ist das Aufzeigen von erfolgreichen Rollenbildern aus der eigenen Gruppe. Die Grup-
penmitglieder erkennen dadurch, dass ihre soziale Situation und ihre Fähigkeiten veränderbar sind. 
Eine weitere, auf ihre Wirksamkeit hin wissenschaftlich erforschte und für den Schulunterricht geeig-
nete Methode ist die von Elliot Aronson entwickelte `Jigsaw´ oder Gruppenpuzzle-Methode. 

Ferner bilden auch sogenannte „wise“ Interventionen eine probate Möglichkeit. Eine solche Inter-
vention wurde im Forschungsprojekt „Wider die Stereotypisierungen: Bessere Schulleistungen durch 
Selbstbestätigung“ an 11 Berliner Schulen auf ihre Wirksamkeit hin überprüft. Die Ergebnisse zeigen: 
Wenn türkei- und arabischstämmige Schüler*innen sich mit Themen auseinandersetzen, die für sie 
selbst wichtig und positiv besetzt sind, erbringen sie unmittelbar nach der Intervention und selbst 
noch acht Wochen später in einem Mathematiktest bessere Leistungen als ihre Mitschüler*innen aus 
derselben Herkunftsgruppe.
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3. Handlungsrahmen in der Schule

3.1 Rechtliche Grundlagen des Diskriminierungsschutzes in der Schule 

Da sich das Verständnis dessen, was als Diskriminierung verstanden wird, in einem weiten Span-
nungsfeld von Benachteiligungen, Vorurteilen, Privilegien, gesellschaftlicher Chancenungleichheit und 
letztendlich unterschiedlichen individuellen Wahrnehmungen und Sensibilitäten bewegt, fällt es nicht 
nur Lehrkräften, Schulleitungen und Pädagog*innen, sondern auch Betroffenen selbst oft schwer, 
jeweils zu entscheiden, ob es sich im Einzelfall um eine Diskriminierung handelt. Zudem bewegt 
sich das tägliche pädagogische Handeln von Schulleitungen, Lehrkräften und schulischem Personal 
und anderen Akteur*innen im Rahmen vielfältiger Bezüge. Hierzu gehören neben fachlichen und 
pädagogischen Kenntnissen immer auch schulrechtliche Grundlagen. Die in der Schule geltenden 
Gesetze bilden den Rahmen ihres Handelns. Um entsprechend der rechtlichen Vorgaben Diskriminie-
rungsschutz in Schulen gewährleisten zu können, sind Wissen und ein Verständnis dafür wichtig, was 
als Diskriminierung anzusehen ist und an welche rechtliche Verpflichtungen und Verbote Schulen im 
Kontext des Diskriminierungsschutzes gebunden sind. 

Die folgende Darstellung der rechtlichen Grundlagen des Diskriminierungsschutzes sowie der schul-
organisatorischen Vorgaben soll nicht als staatliche Begrenzung und Einengung von schulischer Hand-
lungsfreiheit verstanden werden. Vielmehr ergeben sich hieraus vielerlei Gestaltungsmöglichkeiten für 
die Schulen, selbst aktiv zu werden, den Diskriminierungsschutz an der eigenen Schule umzusetzen 
und als festen Bestandteil des eigenen Schulprofils zu verankern. Hierzu werden in Teil C konkrete 
Handlungsempfehlungen zu typischen Diskriminierungsfällen vorgestellt.

DISKRIMINIERUNGSDIMENSIONEN UND GESCHÜTZTE MERKMALE

Die wörtliche Übersetzung aus dem Lateinischen „discriminare“ bedeutet zunächst nur „trennen“ 
oder „unterscheiden“. Zur benachteiligenden Diskriminierung wird eine Unterscheidung dann, wenn 
sie mit Würdeverletzungen, Benachteiligung und Verweigerung von chancengleicher Teilhabe in der 
Gesellschaft einhergeht. 

Als allgemeingültige Grundlage zum Erkennen von Diskriminierung in Schule gilt die rechtliche De-
finition: Eine Diskriminierung liegt rechtlich dann vor, wenn eine Person in einer vergleichbaren Si-
tuation ohne sachlich rechtfertigenden Grund aufgrund einer der geschützten Diskriminierungska-
tegorien eine unterschiedliche bzw. weniger günstige Behandlung als eine andere Person erhält und 
damit benachteiligt wird. Diese Diskriminierungsdefinition basiert auf der Definition des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (vgl. § 3 Abs. 1 AGG). Das seit 2006 gültige AGG deckt zwar den Bereich 
der Bildung an öffentlichen Schulen nicht ab, doch aus den ihm zugrundeliegenden Vorgaben der eu-
ropäischen Antidiskriminierungs-Richtlinien ergibt sich die Notwendigkeit, diese auch für die Bildung 
im Rahmen landesrechtlicher Regelungen zu verwirklichen (Baer 2008: 31).7 

Das AGG ist jedoch jetzt schon im Bildungsbereich für Privatschulen und Kindertagesstätten gültig 
(ADS 2018: 15) und auch für die öffentlichen Schulen gibt es jetzt schon, basierend auf den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes, den menschenrechtlichen Normen sowie landes-
rechtlichen Regelungen ein rechtlich verbindliches Diskriminierungsverbot. Ebenfalls ergibt sich aus 

7  Die Schließung dieser rechtlichen Schutzlücke ist durch die Verabschiedung eines Berliner Landesantidiskriminierungs-
gesetzes durch die Landesregierung im Rahmen der Koalitionsvereinbarung geplant.

den Regelungen des Berliner Schulgesetzes, dass Diskriminierungen der Schüler*innen grundsätzlich 
verboten sind und im Fall von Diskriminierung an Berliner Schulen Sanktionen erfolgen müssen (Baer 
2008: 44). Viele Abwertungs- und Ungerechtigkeitserfahrungen werden im Schulalltag als Diskriminie-
rung bezeichnet. Aber nicht jede ist eine Diskriminierung im rechtlichen Sinne. Die Diskriminierungs-
kategorien sind nicht willkürlich festgelegt, sondern mit historisch gewachsenen Machtstrukturen und 
damit zusammenhängenden strukturellen Ausgrenzungs- und Unrechtserfahrungen verknüpft. 

Hiernach gelten als geschützte Diskriminierungskategorien:

• ethnische Herkunft bzw. rassistische Diskriminierungen8  
Das Merkmal bezieht sich auf Kategorien wie Hautfarbe, äußere Erscheinung, Sprache 
oder Migrationshintergrund.

• Geschlecht 9  
Der Diskriminierungsschutz gilt für Frauen, Männer, Trans*Personen und interge-
schlechtliche Menschen.

• Religion oder Weltanschauung  
Geschützt sind die Zugehörigkeit und die Nichtzugehörigkeit zu einer Religion oder 
Weltanschauung sowie deren Ausübung.

• Behinderung und chronische Erkrankungen  
Eine Behinderung liegt vor, wenn die körperlichen Funktionen, geistigen Fähigkeiten 
oder die seelische Gesundheit dauerhaft eingeschränkt sind und in Wechselwirkung mit 
Barrieren des sozialen Umfelds die gesellschaftliche Teilhabe nachhaltig beeinträchtigt 
wird.

• Alter  
Der Diskriminierungsschutz umfasst jedes Lebensalter und untersagt Diskriminierung 
aufgrund eines jungen ebenso wie eines zu hohen Alters.

• sexuelle Orientierung10  
Das Merkmal bezieht sich auf lesbische, schwule, hetero- und bisexuelle sowie asexu-
elle Menschen. 

• soziale Herkunft/sozialer Status11  
Dieses Merkmal bezieht sich auf den sozialen Status der Familie bzw. der Eltern eines 
Kindes. Diskriminierung aufgrund der sozialen Herkunft trifft Kinder aus Familien mit 
geringen sozioökonomischen Mitteln, geringem (Aus-)Bildungsniveau oder anknüp-
fend an das soziokulturelle Herkunftsmilieu. 

8  Im Grundgesetzt sowie in Dokumenten des internationalen Menschenrechtsschutzes wird noch der problematische Begriff 
der „Rasse“ verwendet, hierzu: Hendrik Cremer (2009): policy paper „‘... und welcher Rasse gehören Sie an?“ Zur Problema-
tik des Begriffs ‚Rasse‘ in der Gesetzgebung. Herausgegeben vom Deutschen Institut für Menschenrechte, Berlin. 

9  In einem richtungsweisenden Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Oktober 2017 wurde das Diskriminierungsverbot 
des Grundgesetzes aufgrund des Geschlechts auf die Dimension geschlechtliche Identität jenseits des überkommenen 
binären Geschlechterverständnisses bzw. Trans- und Intergeschlechtlichkeit erweitert. Die Norm schützt damit nicht nur 
Männer und Frauen vor Diskriminierungen wegen ihres Geschlechts, sondern auch Menschen, die sich diesen beiden 
Kategorien in ihrer geschlechtlichen Identität nicht zuordnen, vor Diskriminierungen wegen ihres Geschlechts. (BVerfG, 
Beschluss des Ersten Senats vom 10.10.2017 – BvR 2019/16, Rn. 58).

10  In einem Beschluss zur Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft vom Juli 2009 hob das 
BVerfG hervor, dass der in Art. 6 I GG verankerte besondere Schutz der Ehe nicht dazu berechtigt, andere Lebensformen 
zu benachteiligen, die – wie die frühere eingetragene Lebenspartnerschaft gleichgeschlechtlicher Personen – der Ehe 
vergleichbar sind. Die sexuelle Orientierung sei den in Art. 3 III GG gennannten Diskriminierungsmerkmalen ähnlich und 
daher in besonderer Weise geschützt (BVerfGE 124, 199 (226).

11  Die Merkmale `soziale Herkunft/sozialer Status´ sind zwar nicht durch den Schutzbereich des Grundgesetzes abgedeckt, für 
Schulen in Berlin ergibt sich aber hier aus dem Berliner Schulgesetz (§ 2 Abs. 1 BlnSchulG) ein Diskriminierungsverbot.
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Die rechtlich geschützten Diskriminierungsdimensionen entsprechenden bei allen Diversitätsmaß-
nahmen einzubeziehenden primären Diversitätsdimensionen. Die rechtlich geschützten Diskrimi-
nierungsdimensionen entsprechen den primären Diversitätsdimensionen (S. 5). Sie sollten bei al-
len allgemeinen Diversitäts- bzw. Diskriminierungsmaßnahmen thematisiert werden. Wenn mehrere 
Diskriminierungsmerkmale derart spezifisch zusammenwirken, dass sie nicht getrennt voneinander 
betrachtet werden können, wird auch von intersektionaler Diskriminierung gesprochen. Allerdings 
sind diese Formen nicht eindeutig voneinander abzugrenzen. 

Darüber hinaus gilt im Antidiskriminierungsrecht, dass es für das Vorliegen einer Diskriminierung un-
erheblich ist, ob bei den handelnden Personen ein diskriminierendes Motiv oder ein Vorsatz gegeben 
ist. Das heißt: Für das Vorliegen einer Diskriminierung ist es egal, ob die Handlung aus einer feindse-
ligen oder abwertenden Haltung erfolgte, ob eine neutrale Formulierung gewählt oder der Nachteil 
`nur´ eine unbeabsichtigte Folge einer allgemeinen Regelung war. 

Es kommt allein auf die benachteiligenden Wirkungen auf die betroffene Person an. Auch reicht eine 
diskriminierende Zuschreibung aus. Als Diskriminierung gilt eine Handlungsweise auch dann, wenn 
sie an ein nicht tatsächlich vorliegendes, sondern nur zugeschriebenes Diskriminierungsmerkmal an-
knüpft (vgl. § 7 Abs. 1, 2. Halbsatz AGG). So kommt es beispielsweise bei einer Diskriminierung 
aufgrund der ethnischen Herkunft oder einer Religionszugehörigkeit nicht auf den Nachweis einer fa-
miliären Migrationsgeschichte oder Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft an (ADS 2014: 38).

FORMEN VON DISKRIMINIERUNG

Diskriminierungen treten in vielfältigen Erscheinungsformen auf, als Äußerungen, Handlungen oder 
Unterlassungen (wie die Verweigerung von Angeboten zum Nachteilsausgleich), die Menschen her-
abwürdigen, benachteiligen, belästigen oder bedrohen und eine chancengleiche Teilhabe verhindern. 
Diskriminierung erfolgt auf individueller, interpersoneller, institutioneller und  struktureller Ebene (Go-
molla 2017). 

In Teil C werden exemplarische Fallbeispiele zu verschiedenen Diskriminierungskonstellationen in 
Schulen dargestellt, die typische Diskriminierungen auf der individuellen, der interpersonellen sowie 
der institutionellen Ebene beschreiben. 

Das Antidiskriminierungsrecht unterscheidet folgenden Formen von Diskriminierung, die sich durch 
individuelle Verhaltensweisen oder allgemeine Reglungen und Verfahren ergeben (siehe § 3 AGG):

• unmittelbare (direkte) Diskriminierung: Schlechterstellung und Benachteiligung auf-
grund der geschützten Kategorien.

Beispiel: Trotz gleicher Leistung erhält ein Schüler mit türkischem Migrationshinter-
grund aus einer nicht-akademischen Familie auf einem Gymnasium eine schlechtere 
Note als seine Mitschüler*innen.

• mittelbare (indirekte) Diskriminierung: dem Anschein nach neutrale Regelungen, 
Kriterien oder Verfahren, die aber faktisch Personen wegen eines der geschützten 
Merkmale schlechterstellen/benachteiligen.

Beispiel: Bei der Grundschulanmeldung müssen Eltern unterschreiben, dass ihre Kin-
der keine Kopfbedeckung im Unterricht tragen werden. Hierdurch werden muslimische 
Mädchen, die ein Kopftuch, jüdische Jungen, die eine Kippa, oder Sikhs, die einen 
Turban tragen, benachteiligt.

• Belästigung/Mobbing: Von einer Diskriminierung in Form der Belästigung wird bei 
unerwünschten Handlungen gesprochen, die eine Person einschüchtern, beleidigen 
oder erniedrigen und in der Würde verletzen und dadurch ein feindliches Umfeld schaf-
fen. Der antidiskriminierungsrechtliche Begriff der Belästigung (§ 3 Abs. 3) ist gleichbe-
deutend mit dem in Schulen gebräuchlichen Begriff des Mobbings. Belästigung oder 
diskriminierendes Mobbing knüpft jedoch an eines der Diskriminierungsmerkmale an, 
wohingegen Mobbing auch ohne Bezug zu diesen Merkmalen erfolgen kann.12

Beispiel 1: Ein Auszubildender, der aus Afghanistan stammt und in Deutschland Asyl 
sucht, wird von Schüler*innen in der Berufsschule in einer gemeinsamen Chatgruppe 
gemobbt. Einer der Mitschüler schickt hierüber immer wieder rechtsextreme Propa-
ganda, Bilder und Filme, in denen beispielsweise Flüchtlinge erschossen werden. 

Beispiel 2: Ein Schüler besucht die Oberstufe und fühlt sich sowohl von seinen 
Mitschüler*innen als auch von den Lehrer*innen wegen seiner Transsexualität/Trans-
genderidentität diskriminiert. Erschwerend kommt hinzu, dass der Übergang Frau-
Mann noch nicht ganz abgeschlossen ist. Die Mitschüler*innen fühlen sich in ihrer 
Ablehnung durch den Umgang der Schule mit dem Thema bestärkt. Die Bitte des Be-
troffenen, bei einer Kursfahrt im Jungenzimmer untergebracht zu werden lehnt die 
Schule ebenso ab, wie den „Kompromiss“ eines Einzelzimmers.

• Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn ein sexuell unerwünschtes, 
sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle Handlungen und 
Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, Bemerkungen 
sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von pornogra-
phischen Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betref-
fenden Person verletzt wird. 

Beispiel: ein 12-jähriger Junge `grapscht´ einer gleichaltrigen Mitschülerin an den Po 
und die Brust.

12  Zum Gleichlauf der Belästigungsdefinition mit Mobbing entsprechend der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts: siehe: BAG, Urteil 
v. 25.10.2007, 8 AZR 593/06, sowie www.uni-augsburg.de/einrichtungen/gleichstellungsbeauftragte/ downloads/ 
mobbing_neu_definiert.pdf
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• In Bezug auf das Merkmal „Behinderung“ gilt auch die Versagung angemessener 
Vorkehrungen als eine Diskriminierung. Dies ergibt sich aus der Verpflichtung, Schu-
len inklusiv zu gestalten und entsprechende Barrieren abzubauen. Das bedeutet: Um 
Schüler*innen mit Behinderung den Zugang und die Teilnahme zu ermöglichen, sollen 
die Schulen `angemessene Vorkehrungen´ bzw. geeignete und im konkreten Fall erfor-
derliche Maßnahmen ergreifen, es sei denn, die Maßnahmen belasten die jeweiligen 
Schulen unverhältnismäßig. Angemessene Vorkehrungen können je nach individuellen 
Bedarfen etwas Unterschiedliches meinen, beispielsweise barrierefreie Unterrichtsma-
terialien, eine Rampe oder Gebärdensprachdolmetschen (Deutsches Institut für Men-
schenrechte 2017: 12, 38).13

Beispiel: Ein Schüler einer 11. Klasse hat einen angeborenen Herzfehler. Der Arzt hat 
angeordnet, dass er am Sportunterricht teilnehmen soll, er dürfe nur keine Höchst-
leistungen erbringen. Daher solle er nicht benotet werden. Die Schule erschwert die 
Situation, indem sie jedes Jahr neue Atteste verlangt. 

Der Schutz vor Viktimisierung ist ein Teil des Antidiskriminierungsrechts. Viktimisierung bedeutet, 
dass eine Person benachteiligt wird, weil sie sich über eine Diskriminierung beschwert hat oder weil 
sie eine andere Person unterstützt, die sich beschwert hat (vgl. § 16 AGG). 

Nicht jede unterschiedliche Behandlung ist eine verbotene Benachteiligung. So kann eine Ungleich-
behandlung durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt sein. Darunter fallen sogenannte `positive 
Maßnahmen´, die dazu dienen, bestehende Nachteile aufgrund einer Diskriminierung zu verhindern 
oder auszugleichen. Berliner Schulen sind verpflichtet, positive Maßnahmen zu ergreifen, um Vielfalt 
anzuerkennen (Baer 2008: 29; 35). So trägt entsprechend der Vorgaben des Berliner Schulgesetzes 
jede Schule die Verantwortung dafür, „dass die Schülerinnen und Schüler, unabhängig von ihren Lern-
ausgangslagen, an ihrer Schule zu ihrem bestmöglichen Schulabschluss geführt werden“ (§ 4 Abs. 2 
Satz 1 BlnSchulG). Weiter heißt es: „Die Schule ist so zu gestalten, dass die gemeinsame Unterrichtung 
und Erziehung sowie das gemeinsame Lernen der Schülerinnen und Schüler verwirklicht, Benachteili-
gungen ausgeglichen und Chancengleichheit hergestellt werden.“ (§ 4 Abs. 2 Satz 2 BlnSchulG). 

Das Schulgesetz sieht positive Maßnahmen explizit bei den Diversitätsdimensionen Geschlecht (Gen-
der Mainstreaming), ethnische Herkunft (interkulturelle Ausrichtung der Schulgestaltung), Sprache 
(Unterricht für Schüler*innen nichtdeutscher Herkunftssprache) und geistige und physische Fähigkei-
ten und Behinderung (Sonderpädagogischer Förderbedarf) vor. Allerdings ist eine gesonderte Beschu-
lung oder dauerhafte Segregation beispielsweise für Kinder nichtdeutscher Herkunftssprache oder 
mit Behinderung hierbei nicht statthaft (§ 4 Abs. 3 Satz 3, § 15 Abs. 1 Satz 1 BlnSchulG). 

SCHUTZPFLICHT DER SCHULE

Aus dem Grundgesetz ergibt sich für Schulen in öffentlicher Trägerschaft die Pflicht, Schüler*innen 
vor Diskriminierung zu schützen (Baer 2008: 14). Die Schutzpflicht schließt nicht nur die Sanktionie-
rung von unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung durch Schulorganisation und deren Reprä-
sentanten ein. Der Staat hat auch eine Pflicht gegenüber Schüler*innen, diese vor Diskriminierungen 

13  Siehe: RICHTLINIE 2000/78/EG DES RATES vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf

durch Mitschüler*innen und andere Personen zu schützen (ADS 2013: 73). Eine solche Schutzpflicht 
ist im Rahmen der Schulaufsicht auch gegenüber Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulen) nach 
Art. 7 Abs. 1 GG, §§ 105 ff. BlnSchulG gegeben. Entsprechend müssen Schulen einen diskriminie-
rungsfreien Raum zum Lernen schaffen und gewährleisten, das allen jungen Menschen gemäß ihren 
Fähigkeiten, die den heutigen gesellschaftlichen Anforderungen entsprechenden Bildungsmöglichkei-
ten eröffnet werden.14 

Die Verpflichtung, Schüler*innen vor Diskriminierungen durch Mitschüler*innen zu schützen, drückt 
sich zudem auch in den folgenden Regelungen aus:

• Aufsichtspflicht: Da Diskriminierungen zu den Handlungen gehören, die als Kränkung, 
Ausgrenzung, Mobbing oder als Gewalt erfahren werden und entsprechenden Schaden 
zufügen, deckt die schulische Aufsichtspflicht (§ 51 SchulGBln Abs. 2) auch den Schutz 
vor Diskriminierung ab (Baer 2008: 38).

• Sanktionierung von Diskriminierungen durch Schüler*innen: Den rechtlichen Hand-
lungsrahmen von Lehrkräften zur Ahndung von diskriminierenden Äußerungen und 
Taten von Schüler*innen bildet das Schulgesetz, dass hierzu „vorrangig erzieherische 
Mittel“ vorsieht, bei denen alle beteiligten Personen sowie die Erziehungsberechtigten 
einzubeziehen sind (§ 62 Abs. 1 und Abs. 2 SchulGBln). Wenn durch die diskriminie-
renden Verhaltensweisen der Unterricht gestört oder andere gefährdet werden und er-
zieherische Mittel nicht mehr greifen, können von der Schulleitung und gegebenenfalls 
von der Klassenkonferenz, der Gesamtkonferenz oder Abteilungskonferenz Ordnungs-
maßnahmen gegen den/die Schüler*in verhängt werden (§ 63 SchulGBln). 

Das Verwaltungsgericht entscheidet: Die Versetzung eines Gymnasialschülers der 
neunten Jahrgangsstufe aus einer Hochbegabtenklasse in eine Parallelklasse wegen 
Mobbings gegenüber einem anderen Schüler ist rechtens. Die Schulleitung hatte die 
Versetzung des Schülers angeordnet, da er eine maßgebliche Rolle beim Mobbing ge-
genüber einem anderen Schüler der Hochbegabtenklasse gespielt hatte. Der dokumen-
tierte Chat-Verlauf des Klassenchats verdeutliche dies. Außerdem hatte er im Unter-
richt unter anderem gegenüber dem Mitschüler gesagt: „Wärest du mit dem getöteten 
Al-Kaida-Chef Osama bin Laden in einem Raum eingesperrt, müsste man dich statt 
Osama bin Laden erschießen.“ Die Schulleitung versetzte ihn daraufhin in eine Par-
allelklasse, womit er seine Hochbegabtenförderung verlor. Der Schüler klagte gegen 
den Versetzungsbeschluss der Schule. Das Gerichtsurteil vom 18.07.2017 des Verwal-
tungsgerichts (VG) Ansbach bestätigte das Vorgehen der Schule und wies die Klage 
ab. Nach Überzeugung des Gerichts ist angesichts des erheblichen Fehlverhaltens die 
Versetzung des Schülers in eine Parallelklasse mit der Folge, dass er die Förderung in 
der Hochbegabtenklasse verliert, verhältnismäßig. Der Schulleiter betonte, dass es in 
der Hochbegabtenklasse seit der Versetzung des mobbenden Schülers keine nennens-
werten Probleme mehr gab.15 

14  So das Bundesverfassungsgericht, BVerfGE 59, 360 (377); 96, 288 (303).

15  Siehe: VG Ansbach , Urteil vom 18.07.2017 - AN 2 K 17.00250, Schüler muss Hochbegabtenklasse verlassen: „Federführend am Mob-
bing beteiligt“. In Legal Tribune Online, 04.08.2017, https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/vg-ansbach-2k1700250-urteil-mobbing-
versetzung-hochbegabtenklasse/ 
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INKLUSION VON SCHÜLER*INNEN MIT BEHINDERUNG

Die Einführung eines inklusiven Bildungssystems in Berlin beruht auf der Umsetzung der Vorgaben 
der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), die Deutschland 2009 ratifiziert hat. Aus Art. 24 
der UN-BRK ergibt sich das Recht von Menschen mit Behinderung auf inklusive Beschulung (ADS 
2013: 72). Kinder und Jugendliche haben entsprechend Anspruch auf diskriminierungsfreien Zugang 
zu einem sinnvollen Bildungsangebot an einer wohnortnahen Regelschule (Wrase 2017). Um das zu 
ermöglichen, sollen Schulen entsprechend ihrer Möglichkeiten Barrieren für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderung abbauen und bei Bedarf sogenannte `angemessene Maßnahmen´ bereitstellen (sie-
he Diskriminierungsdimensionen Seite 10). 

ELTERNRECHTE

Das elterliche Erziehungsrecht ist verfassungsrechtlich dem Erziehungsrecht der Schule ebenbürtig 
(Art. 6 Abs. Satz 1 GG ist Art. 7 Abs. 1 GG gleichgestellt), d.h. der Staat bzw. die Schule kann seine 
bzw. ihre Erziehungsziele eigenständig setzen, muss aber teilweise auf die elterlichen Vorstellungen 
Rücksicht nehmen (vgl. BVerfGE 52, 223 [236]), beispielsweise in Bezug auf die religiöse Erziehung. 
Insofern kommen Eltern und Erziehungsberechtigten besondere Informationsrechte zu, wie sie im 
Berliner Schulgesetz ausgeführt sind (§ 47 SchulG Berlin). Entsprechend haben Erziehungsberechtigte 
im Rahmen der Elternabende das Recht, in allen grundsätzlichen und wichtigen Schulangelegenheiten 
informiert und beraten zu werden. Hierzu gehören u.a. die Übergänge zwischen den Schularten und 
den Schulstufen, die Grundlagen der Planung und Gestaltung des Unterrichts, die Grundsätze der 
Leistungsbeurteilung oder ihre Mitwirkungsmöglichkeiten in der Schule (§ 47 Abs. 1 und 3 SchulG 
Berlin). In Fragen der Lern-, Leistungs- und des Arbeits- und Sozialverhaltens ihrer Kinder, der Kri-
terien der Leistungsbeurteilung (Noten, Prüfungen, sonstige Beurteilungen), bei Versetzung, bei der 
Wahl der Schulart und der Bildungsgänge und bei besonderen Auffälligkeiten in der körperlichen, 
sozialen, emotionalen oder intellektuellen Entwicklung  haben Erziehungsberechtigte ein Recht, in-
dividuell  durch die Schulleitung oder die Lehrkräfte informiert und beraten zu werden (SchulG 
Berlin § 47 Abs. 4). 

Wenn es zu Diskriminierungen von Schüler*innen kommt, dann sind in der Regel Eltern, Erziehungs-
berechtigte und Familienangehörige ihre ersten Fürsprecher*innen gegenüber der Schule. Teilweise 
berichten Eltern, dass, wenn sie versuchen z.B. gegen Mobbing, Belästigungen oder Benachteiligun-
gen ihres Kindes vorzugehen, ihre Sorgen nicht ernst genommen oder heruntergespielt werden. Man-
che haben das Gefühl, dass Schulvertreter*innen sie nicht respektieren und keine Kommunikation 
auf Augenhöhe stattfindet. Sie fühlen sich in ihrem Elternrecht, sich für die bestmögliche Entwicklung 
ihres Kindes einzusetzen, nicht ernst genommen. Aufgrund ihres besonderen Näheverhältnisses zu 
dem betroffenen Kind oder Jugendlichen, können auch Eltern, Erziehungsberechtigte und andere 
Angehörigen von der Diskriminierung betroffen sein. Beispielsweise, können dann die Eltern eines 
Kindes mit einer Behinderung auch betroffen sein, ohne dass bei ihnen selbst eine Beeinträchtigung 
vorliegt (DIMR 2017: 11).

Die Kultusministerkonferenz betont die Bedeutung einer klaren Antidiskriminierungskultur an der 
Schule als ein wichtiges Element einer Willkommens- und Anerkennungskultur und der Öffnung 
und Kooperation der Schule für Eltern mit Migrationshintergrund. Diese trägt zentral dazu bei, einem 
Schulklima der Ausgrenzung entgegenzuwirken und Barrieren zur Mitwirkung und Beteiligung von 
Eltern mit Migrationshintergrund abzubauen (KMK 2013).

DISKRIMINIERUNG VON LEHRENDEN

Das Berliner Landesbeamtenrecht und das Gleichstellungsrecht verbieten die Diskriminierung von 
Lehrenden in der Schule einschließlich der Diskriminierung durch Dritte. Zudem gilt hier, anders als 
bei Diskriminierungen von Schüler*innen oder Eltern, auch das Diskriminierungsverbot des AGG (§ 2 
AGG, Behörde als Arbeitgeber, Dienstherr*in bei Einstellung, § 24 Sonderregelungen für öffentlich- 
rechtliche Dienstverhältnisse; Baer 2008: 25f. Der Arbeitgeber, hier also konkret die Schulleitung bzw. 
-aufsicht, ist nach § 12 Abs. 1 AGG verpflichtet, „die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor 
Benachteiligungen“ des Beschäftigten zu treffen. Werden Beschäftigte durch Dritte, z.B. Eltern oder 
Schüler*innen, benachteiligt, so hat der Arbeitgeber gem. § 12 Abs. 4 GG „die im Einzelfall geeigne-
ten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen“ zu ihrem Schutz zu ergreifen.

INDIVIDUELLE RELIGIONS- UND WELTANSCHAUUNGSFREIHEIT UND 
SCHUTZ VOR INDOKTRINIERUNG

In Bezug auf das Recht auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit sind im schulischen Kontext zwei 
Dimensionen zentral: das (positive) Recht aller am Schulleben Beteiligten, ihre Religion (auch öffent-
lich) ausüben zu können und das (negative) Recht, keine Religion zu haben und vor Indoktrinierung 
durch die Schule und andere geschützt zu werden (DIMR 2017: 40).

Das individuelle Grundrecht der Glaubensfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG), das die Religionsaus-
übung während des Schulbesuchs umfasst, erschöpft sich nicht in der inneren Freiheit zu glauben 
oder nicht zu glauben (negative Glaubensfreiheit), sondern erfasst auch die äußere Freiheit, den Glau-
ben zu bekunden (positive Glaubensfreiheit). Die Verrichtung von Gebeten oder andere Glaubens-
bekundungen sind daher auch im Schulkontext grundsätzlich erlaubt. Es steht Schüler*innen zu, ihre 
Religion an dem Ort auszuüben, an dem sie sich gerade befinden, also auch auf dem Schulgelände, 
da diese ja aufgrund ihrer Schulpflicht das Schulgelände nicht ohne weiteres verlassen können und so 
an Vorgaben der Stundenpläne etc. gebunden sind.

Das aktive Werben für Religionen oder die religiöse Beeinflussung der Schülerschaft durch Lehrkräfte 
ist nicht erlaubt. Jedoch schützt die negative Religionsfreiheit nicht davor, mit der Religion anderer 
konfrontiert zu sein. Das Neutralitätsgebot des Grundgesetzes gebietet keine strenge Neutralität 
durch das völlige Fernhalten von Religion aus dem staatlichen und öffentlichen Raum, sondern eine 
gleichermaßen fördernde Haltung gegenüber allen Religionen und Weltanschauungen. Das Bundes-
verfassungsgericht unterstreicht zudem die Bedeutung der öffentlichen Schulen als Ort, an dem reli-
giöse und weltanschauliche Vielfalt erlernt und gelebt werden kann (DIMR 2015a: 2).

Die Grenze der zulässigen Konfrontation mit Religionsbekundungen anderer ist erst dann überschrit-
ten, wenn Schüler*innen während des Schulbesuchs in eine unzumutbare Ausweichsituation ge-
drängt werden, etwa indem Klassenräume mit religiösen Symbolen (wie Kreuzen) ausgestattet wer-
den. Da der Schule auch im Rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags die Aufgabe zukommt, 
den Schulfrieden zu wahren, hat sie religiöse Konflikte zu verhindern, die dem ordnungsgemäßen 
Unterrichtsablauf entgegenstehen. Die Glaubensfreiheit kann dann in Einzelfällen unter Berufung auf 
den Schulfrieden beschränkt werden. Wird der Unterricht durch religiöse Bekundungen gestört, die 
über die bloße Sichtbarkeit von Symbolen hinausgehen, sind erzieherische Interventionen möglich. 
Allerdings ist die Schule bei religiös motivierten Konflikten zunächst gehalten, angemessen und de-
eskalierend zu reagieren und mit erzieherischen Mitteln entgegenzusteuern. Welche Einschränkung 
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jeweils das mildeste Mittel darstellt, hängt von den örtlichen schulorganisatorischen Gegebenheiten 
ab (Dern et al. 2012: 82f). 

Es ist dabei zu beachten, dass zur Begründung einer Gefährdung des Schulfriedens die Bezugnah-
me auf eine „abstrakte Gefahr“ nicht ausreicht. Vielmehr muss eine „hinreichend konkrete Gefahr“ 
vorliegen, die in jedem Einzelfall zu belegen und zu begründen ist (BVerfGE 138, 296 [341-343]).16 
Es muss eine „substantielle Konfliktlage“ gegeben sein, welche die „schulischen Abläufe und die 
Erfüllung des staatlichen Erziehungsauftrags ernsthaft beeinträchtigt[…]“ (ebd.). Die Bezugnahme 
auf nur möglicherweise auftretende Auseinandersetzungen oder Widerstände reicht nach der Recht-
sprechung nicht aus. Es muss vielmehr zu konkreten Konflikten, die sich auf die Religionsausübung 
beziehen, kommen. Selbstverständlich dürfen solche Konflikte nicht von den Lehrkräften ausgehen 
oder von diesen geschürt werden, da sie damit ihre Pflicht zur weltanschaulich-religiösen Neutralität 
verletzen würden.

UMSETZUNG RECHTLICHER REGELUNGEN IM SCHULALLTAG UND HANDLUNGSEBENEN

Für Schulleitungen, Lehrkräfte und andere Mitarbeiter*innen reicht im Schulalltag die Kenntnis von 
Definitionen und antidiskriminierungsrechtlichen Vorgaben nicht aus. Sie stehen täglich vor der be-
sonderen Herausforderung, die allgemeinen Vorgaben in konkreten Einzelfällen pädagogisch ange-
messen und verhältnismäßig umzusetzen, in denen regelmäßig mehrere Personen und Persönlich-
keitsmerkmale eine Rolle spielen. Das ist eine große Herausforderung. Zudem ist es wichtig, über 
die Einzelfalllösung hinaus Problemlagen zu erkennen, entsprechende strukturelle Maßnahmen zur 
Prävention einzuleiten und in einem schulischen Konzept zum Diskriminierungsschutz einzubet-
ten. Ein gut aufeinander abgestimmtes Handeln aller Schulakteur*innen im Rahmen eines solchen 
Konzepts bildet die Voraussetzung für eine Schulkultur der Nichtdiskriminierung, des Respekts und 
des wertschätzenden Umgangs miteinander. Ein Schulkonzept zum Diskriminierungsschutz ist Teil des 
Schulprofils einer inklusiven Schule.

3.2 Institutionelle Struktur und Handlungsebenen der Berliner Schulen

Meinhard Jacobs, Sybille Volkholz, Martin Brendebach

Die Themen Diskriminierungsschutz und Inklusion sind eng miteinander verwoben und spielen auf 
den verschiedenen Handlungsebenen von Schulen jeweils eine Rolle. Die verschiedenen schulischen 
Handlungsebenen und die jeweils wichtigsten gültigen Bezugskonzepte der Senatsverwaltung für 
Schulen werden hier skizziert:

SCHULEBENE/SCHULQUALITÄT UND DEMOKRATIE ALS GELEBTER ALLTAG

Grundsätzlich spielt der Diskriminierungsschutz für die Schaffung eines lernförderlichen Klimas und 
einer inklusiven Schulkultur im Sinne der Schule als Lebensraum und der Demokratieerziehung eine 
tragende Rolle. Entsprechend legt der Handlungsrahmen Schulqualität fest, dass die Schule sicher-

16  Hier hat sich gegenüber der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahr 2011 die verfassungsrechtliche Beurteilung der 
Begründung einer Gefährdung des Schulfriedens durch einen neuen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zur Kopftuchfrage verän-
dert (Beschluss des Ersten Senats vom 27. Januar 2015 – 1 BvR 471, 1181/10).

zustellen hat, dass möglichst alle Formen von Diskriminierung vermieden bzw. nicht toleriert werden 
und die Schule sich bewusst gegen Diskriminierung positioniert und aktiv reagiert, sobald Diskrimi-
nierung auftaucht.17[1] 

Bereits 2009 fasste die Kultusministerkonferenz einen Beschluss zur „Stärkung der Demokratieerzie-
hung“, der die Schule als „Handlungsfeld gelebter Demokratie“ bezeichnet, „in dem die Würde des 
jeweils Anderem großgeschrieben, Toleranz gegenüber anderen Menschen und Meinungen geübt, 
für Zivilcourage eingetreten (...), Regeln eingehalten und Konflikte gewaltfrei gelöst werden“. Um 
dieses Ziel zu erreichen kann sich die Schule nicht darauf beschränken, politisches und gesellschaft-
liches Wissen zu vermitteln, sondern muss den Schüler*innen gleichzeitig Verantwortung übertragen 
und ihnen ermöglichen, aktiv und selbstbestimmt an den schulischen Entscheidungsprozessen mit-
zuwirken, etwa durch die Einrichtung von Klassenräten, die Förderung von Schülerparlamenten oder 
die Gestaltung anderer Beteiligungsformen. Besonders wichtig für die Entwicklung demokratischer 
Handlungskompetenz ist die Etablierung einer Anerkennungskultur, die neben dem schulischen 
auch das außerschulische Engagement würdigt und unabhängig von kulturellen, religiösen, sozialen 
oder körperlichen Voraussetzungen individuell wertschätzt. Gleichzeitig muss die Schule für ihr ge-
samtes Schulleben Regeln erarbeiten und leben, die ein respektvolles Miteinander möglichst aller 
zu jeder Zeit und an jedem Ort in der Schule gewährleisten. Um dieses Regelwerk gemeinsam und 
einvernehmlich zu entwickeln – einschließlich möglicher (schulinterner) Sanktionen bei Verstößen 
–, müssen Zeit und Raum zur Verfügung stehen. In regelmäßigen Abständen muss überprüft wer-
den, ob dies allen bewusst ist, ob eine Sensibilität für Diskriminierungen entwickelt ist und ob die 
Vereinbarungen noch tragen. Regeln müssen dynamisch neuen Situationen und Herausforderungen 
angepasst werden. Alle Stellen, Einrichtungen, Systeme oder Personen, die im Falle von Schwie-
rigkeiten in Schule Ansprechpersonen sind, gilt es in die Antidiskriminierungsarbeit einzubeziehen, 
um die bestehenden Strukturen in Schule durch Sensibilisierung und Kompetenzerwerb zum Thema 
Diskriminierung zu stärken. Zudem müssen Ansprechpartner*innen benannt sein, die bei Diskrimi-
nierungen oder Diskriminierungsvorwürfen zur Verfügung stehen. An der Schule sollten qualifizierte, 
kompetente Kontaktpersonen zum Thema Diskriminierungsschutz vorhanden sein, z.B. durch Fort-
bildung und Sensibilisierung von Kontakt-personen für schulische Prävention, Kontaktpersonen für 
sexuelle und geschlechtliche Vielfalt/Diversity oder Schulsozialarbeiter*innen. Im Kontext der schul-
demokratischen Strukturen sind Schüler*innen- und Elternvertretungen zu stärken, für das Thema 
Diskriminierung zu sensibilisieren und über ihre Rechte zu informieren. 

Verantwortlich für die Gestaltung dieses Prozesses sind Schulleiter*innen, wobei eindeutige und 
schnelle Reaktionen auf akute Diskriminierungen notwendig sind. Umfangreiche Hinweise dazu fin-
den sich im „Handlungsrahmen Schulqualität in Berlin“ und der „Kartei Gute Schule“ zum Stichwort 
„Schulkultur“ sowie im Ordner „Notfallpläne“ der Unfallkasse und der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie, der allen Schulen vorliegt.

KLASSENEBENE / UNTERRICHT

Der Unterricht ist das Kerngeschäft der Schule. Hier ist die Anfälligkeit für Diskriminierungen gera-
de in Bezug auf Leistungsergebnisse und Verhaltensformen von Schüler*innen besonders hoch. Der 
Unterricht muss von Lerngelegenheiten geprägt sein, die Schüler*innen individuelle Lernfortschritte 
ermöglicht, sie fördert und mit ihrer Unterschiedlichkeit positiv umgeht. Es bedarf zudem einer feh-

17 [1] SenBJW: Handlungsrahmen Schulqualität in Berlin. Qualitätsbereiche und Qualitätsmerkmale (2013), S. 13; 20; 22. 
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lerfreundlichen Lernkultur, die Schüler*innen ermutigt, anstatt ihnen immer nur Defizite zu beschei-
nigen. Verantwortlich für die Gestaltung dieser Prozesse sind die Klassenlehrkräfte und die Fachver-
antwortlichen an den Schulen.

Der neue Rahmenplan für Berlin und Brandenburg (RLP) nimmt den Aspekt des Diskriminierungs-
schutzes für die Unterrichtsinhalte und für die Unterrichtsgestaltung auf, indem er insbesondere im 
Teil B als übergreifende Themen unter anderem „Demokratiebildung“, „Gewaltprävention“, „Gleich-
stellung und Gleichberechtigung der Geschlechter“, „Interkulturelle Bildung und Erziehung“ sowie 
„Umgang mit Vielfalt (Diversity)“ beschreibt und mit ihm verbindet (RLP, Teil B: fachübergreifende 
Kompetenzentwicklung, S. 24). Hier sind u.a. folgende Lernziele vorgesehen:

• „Alle an der Schule wirken im Sinne des sozialen Lernens Diskriminierung, Gewalt und 
Mobbing bewusst und aktiv handelnd entgegen.“ Demokratiebildung, RLP, Teil B, S. 26

• „Gewalt wird nicht nur als körperlicher Zwang ausgeübt, sondern tritt auch als psychi-
scher Druck auf, der sich z.B. in der Sprache, als Ausgrenzung, als Diskriminierung 
bzw. als Mobbing oder Cybermobbing äußert.“  Gewaltprävention, RLP, Teil B, S. 29

• „Im Bereich der sozialen Kompetenzen entwickeln die Lernenden die Fähigkeit zu Em-
pathie und zum Perspektivwechsel, die Fähigkeit (…) gewaltfrei zu kommunizieren und 
Diskriminierung wahrzunehmen und ihr entgegenzuwirken.“  Gewaltprävention, RLP, 
Teil B, S. 29

Gleichzeitig bildet der Rahmenplan unterschiedliche Anforderungsniveaus mit stark ausdifferenzier-
ten Standardbeschreibungen ab, die förderlich für eine gute Diagnostik und ermutigende Leistungs-
rückmeldungen sein sollten. Der im RLP angelegte inklusive Ansatz verfolgt das Ziel, jede Schülerin 
und jeden Schüler als Individuum bestmöglich zu fordern und zu fördern. 

Der RLP wird seine volle Wirksamkeit dann erzielen, wenn der dort gegebene Rahmen durch konkrete 
Verabredungen, beispielsweise in den Fachbereichen, gefüllt wird. Die Herstellung von Lebenswelt-
bezügen, aktueller Bedeutsamkeit von Themen und Inhalten, die Anknüpfung an globale bis regionale 
Kontexte und insbesondere an individuelle Interessen sind wesentliche Aspekte, um Lerninteresse 
und -bereitschaft zu fördern. Handlungsfähig zu sein und aktiv an der Gesellschaft teilhaben zu kön-
nen, sind nicht nur langfristig anzustrebende Kompetenzen, sondern Teil des schulischen und außer-
schulischen Lebens. Schüler*innen lernen so, den gewalt- und diskriminierungsfreien sowie verant-
wortungsvollen Umgang miteinander und über den schulischen Rahmen hinaus. 

Unterstützung erhalten die Schulen diesbezüglich von vielen Seiten. Neben den Materialien, die das 
LISUM Berlin-Brandenburg zur Verfügung stellt, gibt es beispielsweise die nach wie vor aktuelle Hand-
reichung „Islam und Schule“ der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie oder die Broschü-
ren der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der Bundeszentrale für politische Bildung. Vereine, 
Beratungsstellen, Migrant*innenverbände und interkulturelle Projekte, die schulpsychologischen und 
Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ), die Jugendämter sowie die 
Präventionsbeauftragten der Polizei ergänzen und erweitern die schulische Arbeit, zudem können die 
breiten Angebote der regionalen und überregionalen Fortbildung wahrgenommen werden.

DISKRIMINIERUNGEN IN SCHULBÜCHERN UND ANDEREN LERNMITTELN 

Lehr- und Lernmittel – also Schulbücher und sonstige Unterrichtsmaterialien – stellen einzelne Per-
sonengruppen (Frauen, Menschen mit Migrationshintergrund, POC und schwarze Menschen oder 
Menschen mit Handicaps) oder Situationen (z.B. Familienkonstellationen) noch immer häufig als 
Verursacher*innen von Problemen dar (Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration: 2015; Marmar et al. 2015; Kröhnert-Othman, et al.: 2011). Lehrkräfte, aber auch alle 
anderen Personen, die an der Auswahl von Unterrichtsmaterialien beteiligt sind, müssen diese auf 
mögliche Diskriminierungen prüfen, um den Kindern und Jugendlichen Selbstbewusstsein und eine 
positive Aufnahme zu signalisieren und die Gleichberechtigung unterschiedlicher Lebenskonzeptio-
nen deutlich zu machen. Das Schulgesetz legt fest, dass Schulbücher und andere Unterrichtsmedien 
nur eingeführt werden dürfen, „(…) wenn sie nicht ein geschlechts-, religions- oder rassendiskrimi-
nierendes Verständnis fördern.“ (§ 16 Abs. 1 Satz 5 BlnSchulG).

3.3 Handlungsbereiche für ein Schulkonzept zum Diskriminierungsschutz

Die wesentlichen zwei Handlungsbereiche für ein schulisches Konzept zum Diskriminierungsschutz 
sind Prävention und Intervention. Bei der Prävention, geht es vereinfacht gesagt, um Maßnahmen mit 
Blick auf die Frage: Was wollen wir anfangen zu tun? Wohingegen bei Interventionsmaßnahmen der 
Fokus auf die Frage: Was wollen wir aufhören zu tun? liegt.

Bei der Prävention stehen Inklusion, der Abbau von Barrieren und die Verhinderung von Diskrimi-
nierung im Zentrum. Maßnahmen zur Sensibilisierung, Fortbildung, Aktivierung und Empowerment 
spielen hierbei eine zentrale Rolle. Für den nachhaltigen Erfolg von Prävention ist es wichtig, alle 
Schulakteur*innen - von der Schulleitung, dem Lehrpersonal, der Schulsozialarbeit über Schüler*innen 
und Eltern bis zum Schulsekretariat – einzubeziehen. Es gilt, die an der Schule bestehende Vielfalt 
zu thematisieren und bessere Strukturen der Anerkennung und Wertschätzung zu entwickeln. Hierzu 
gehört es, ausgrenzende Alltagspraktiken, Regelungen und Schulroutinen zu identifizieren und zu 
verändern. Wichtige Maßnahmen im Präventionsbereich sind die Entwicklung eines inklusiven und 
diversitätsorientierten Schulprofils, Fortbildung, Empowerment von Schüler*innen und die Förderung 
von Partizipation und Schuldemokratie. 

Hingegen geht es im Bereich der Intervention vor allem um Konfliktbearbeitung und Sanktionie-
rung nach einem Diskriminierungsvorfall. Interventionsmaßnahmen setzen dann an, wenn eine Dis-
kriminierung in der Schule vorgekommen ist. Sie sind darum immer auf Einzelfälle und die jeweils 
relevanten Diskriminierungskategorien bezogen. Wichtige Interventionsmaßnahmen sind die (Wei-
ter-)Entwicklung des schulinternen Beschwerdemanagements zur Gewährleitung eines sensiblen 
Umgangs mit Diskriminierungsbeschwerden, die Benennung von Ansprechpersonen in der Schule 
(Lehrkräfte: Diversitäts- und Antidiskriminierungsbeauftragten; Schüler*innen: Streitschlichter*innen 
/Konfliktlots*innen) und Informationen über Antidiskriminierungsberatungsstellen. 

Beide Handlungsbereiche wirken eng ineinander und bedingen sich gegenseitig -  sie sind darum 
auch nicht streng voneinander abzugrenzen. Ein Leitbild als inklusive und diversitätssensible Schule 
wird nur dann von Schüler*innen und Eltern als überzeugend wahrgenommen, wenn im Einzelnen 
Diskriminierungsfall auch professionell reagiert wird. Sowie umgekehrt: Ein gutes Beschwerdeverfah-
ren für Diskriminierung, das im konkreten Einzelfall den Betroffenen Abhilfe schafft, muss mit einem 

TEIL B

22 23Handlungsrahmen in der Schule



entsprechenden Leitbild, Schulprogramm und Präventionsmaßnahmen zum Umgang mit Diversität 
und Inklusion verknüpft sein, um nachhaltig zu einer diskriminierungsfreien Schulkultur beizutragen.  
Darum gilt es, immer beide Bereiche, Inklusion/Diversität ebenso wie Antidiskriminierung/Diskrimi-
nierungsschutz als gleichwertige tragende Säulen eines Schulkonzepts zu entwickeln (siehe hierzu 
auch die Checkliste: Elemente eines schulischen Konzepts zum Diskriminierungsschutz, Seite 53).

HANDLUNGSEBENEN EINES DIVERSITÄTS/INKLUSIONS- 
UND ANTIDISKRIMINIERUNGSKONZEPTS

Der Leitfaden thematisiert schwerpunktmäßig den Interventionsbereich bzw. Antidiskriminierung /
Diskriminierungsschutz auf der rechten Seite der Graphik. Zur Unterstützung von Schulen im Um-
gang mit Diskriminierungsvorfällen und der Entwicklung eines eigenen diskriminierungssensiblen Be-
schwerdeverfahrens werden im Teil C des Leitfadens beispielhafte Fallbesprechungen vorgestellt, 
die hier Orientierung und Unterstützung bieten können. 

3.4 Was können Schulen präventiv tun?

Hier werden nur kurze Hinweise zu einigen Präventionsmöglichkeiten für den schulischen Diskrimi-
nierungsschutz vorgestellt. Zudem befindet sich im Serviceteil eine Checkliste mit einem Überblick 
über die möglichen Maßnahmen (Seite 53).

TIPP:           
Leitfäden zu Schulen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS):  
„Diskriminierung an Schulen erkennen und vermeiden.  
Praxisleitfaden zum Abbau von Diskriminierung in der Schule.“ (2018)   
 
„Diskriminierung an Schulen erkennen und vermeiden.  
Kommentierter Serviceteil des Praxisleitfadens“ (2017) 
 
„Für Chancengleichheit im Bildungsbereich und im Arbeitsleben. Beispiele für 
gute Praxis“ (2013) 
 
Die Leitfäden der ADS bieten einen guten Überblick über Handlungsmöglichkeiten 
und Praxisbeispielen aus ganz Deutschland sowie wichtige Kontakt- und Literaturhin-
weise. Download: www.antidiskriminierungsstelle.de

INKLUSIVES UND DIVERSITÄTSORIENTIERTES SCHULPROFIL

Eine zentrale Maßnahme mit besonderer Signalwirkung an die gesamte Schulöffentlichkeit ist es, dass 
Schulen ihr Leitbild und ihre Schulordnung an Inklusion, an der Wertschätzung und Förderung von 
Vielfalt und Antidiskriminierung ausrichten. Hierzu müssen bestehende Leitlinien der Schule zum Um-
gang mit Diskriminierung entlang folgender Fragen überprüft und entsprechend überarbeitet werden: 
Ist das Thema Diskriminierung Teil der Grundsätze der Schule/Schulordnung? Wird es dort explizit be-
nannt und gibt es konkrete Regelungen im Schulprogram bzw. als Teil des Präventionskonzepts? Wie 
wird mit Diskriminierungsbeschwerden umgegangen? Es können in die Schulordnung beispielweise 
konkrete Diskriminierungsverbote und Gleichstellungsgebote und ein definiertes Beschwerdeverfah-
ren aufgenommen werden. Auch die Nutzung von diskriminierungskritischen Lehr- und Lernmateria-
lien kann festgeschrieben werden.

TIPP:  
Um Leitlinien für diskriminierungsfreie Bewertungsmethoden und Unterrichtsmate-
rialien für die Schule zu erarbeiten, kann man sich an den Leitfragen im „Index für 
Inklusion“ orientieren. Der Index für Inklusion beinhaltet zahlreiche Hinweise und 
Anregungen zur Reflexion und Selbstevaluation, basierend auf dem Ansatz, die vor-
handene Vielfalt in Schule wahrzunehmen, zuzulassen und als wertvolle Bereicherung 
zu erfahren. Er unterstützt Schulen dabei, inklusive Veränderungsprozesse und eine 
systematische Schulentwicklung umzusetzen: 
www.montag-stiftungen.de/jugend-und-gesellschaft/projekte-jugend-gesellschaft/
projektbereich-inklusion/index-fuer-inklusion0.html 
 
Die deutsche Fassung von 2003 kann auf der Seite des EENET als Volltext herunterge-
laden werden: Index für Inklusion. Lernen und Teilhabe in der Schule der Vielfalt 
entwickeln. Boban, Ines und Hinz, Andreas (2003).  
www.eenet.org.uk/resources/docs/Index%20German.pdf 
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BEFRAGUNG

Um einen Überblick über Diskriminierungserfahrungen von verschiedenen Personengruppen 
(Schüler*innen, Eltern, Lehrkräfte und Schulpersonal) innerhalb der Schule zu erhalten, sind schulin-
terne Befragungen ein hilfreiches Instrument. Die unterschiedliche Wahrnehmung kann dadurch sicht-
bar gemacht werden und es wird deutlich, wo Handlungsbedarf besteht, damit sich alle an der Schule 
wohl und sicher fühlen. Die Ergebnisse können im Rahmen von Schulkonferenzen oder Projekttagen 
den verschiedenen Gruppen vorgestellt und mit ihnen diskutiert werden. Hierdurch kann gemeinsam 
mit Schüler*innen und Eltern nach konstruktiven Interventionsmöglichkeiten gesucht werden.

TIPP:  
Online Befragung von Schüler*innen und Lehrkräften zu Diskriminierungs-
erfahrungen an ihrer Schule 
ADAS hat ein online-Befragungstool entwickelt und in Kooperation mit der Gemein-
schaftsschule Campus-Efeu-Weg in Neukölln erprobt. In diesem Rahmen wurden 
im November/Dezember 2017 insgesamt 214 Schüler*innen der 7. bis 10. Jahr-
gangsstufen sowie 17 Personen des Schulkollegiums (Schulleiter, Lehrkräfte, Sozial-
arbeiter*innen, Erzieher*innen) befragt. Die Ergebnisse, die Auskunft über Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten im Diskriminierungserleben und der Wahrnehmung 
von akuten Problemlagen bei Lehrkräften und schulischen Mitarbeiter*innen sowie 
Schüler*innen geben, wurden in einer internen Schulkonferenz vorgestellt. Sie bieten 
jetzt der Schule eine hilfreiche Grundlage für die eigene Weiterentwicklung von Prä-
ventionsmaßnahmen gegen Mobbing und Diskriminierung sowie zur Verbesserung 
des Umgangs mit Diskriminierungsbeschwerden in der Schule. 
  
Mehr Informationen zur Durchführung einer anonymen Onlinebefragung zu Diskrimi-
nierungserfahrungen an ihrer Schule: Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz (ADAS): 
info@adas-berlin.de

PROJEKTTAGE UND UNTERRICHTSEINHEITEN ZUM AUFBAU EINER DIVERSITYKOMPETENZ

Die Durchführung von Diversity-Projekttagen oder -wochen sind wichtige, präventive Maßnahmen 
zum Abbau von Vorurteilen und Aufbau von Diversitykompetenz. Solche Projekttage können wichtige 
Schritte zur Initiierung struktureller Veränderungen im Schulleben und Entwicklung einer Schulkultur 
des Respekts sein. Spätestens aber dann, wenn Diskriminierungsvorfälle bekannt sind, ist eine expli-
zite Thematisierung und grundsätzliche Aufarbeitung des jeweiligen Themenfelds z.B. zu sexueller 
Vielfalt und Homo- und Transphobie, zu religiöser und weltanschaulicher Vielfalt, Antisemitismus und 
Rassismus gegen Muslime oder gegen Sinti und Roma an der Schule angezeigt.

Wenn durch die Thematisierung von Diversität an der Schule bestimmte Gruppenzugehörigkeiten 
erst bekannt werden und dadurch Konflikte aufkommen (siehe Beispielfall: Wenn Lehrer diskrimi-
niert werden, Seite 33), dann ist nicht dieses Bekanntwerden bzw. die Sichtbarkeit von Differenz und 
Diversität das Problem. Gerade die Angst vor Diskriminierung veranlasst Personen mit bestimmten 
Zugehörigkeiten, wie homosexuelle Personen, Juden oder Sinti und Roma, dazu sich im Schulkontext 
nicht zu `outen´. Vielmehr gilt es zu fragen, worauf die vorhergehenden Ängste in der Schule basier-

ten, die dazu führten, dass die betroffene Person es vorzog, diesen Teil ihrer Identität zu verbergen 
und mit diesen Ängsten sensibel umzugehen. Die Sichtbarkeit und Wahrnehmung der vorhandenen 
Vielfalt und damit verbundener Unterschiede und Gemeinsamkeiten bilden eine Voraussetzung zur 
Entwicklung von Diversitykompetenz und stellen ein wichtiges Element von diversitätsorientierten 
Schulentwicklungsprozessen dar. 

Zu Diversitykompetenz gehört immer auch die Stärkung von diversitätsbezogener Konfliktfähigkeit, 
und darum bieten Konflikte, die in solchen Diversity-Projektwochen aufkommen, wichtige Lerngele-
genheiten. Die Unterstützung durch externe Fachkräfte bei der Durchführung von Diversitywochen zu 
den einzelnen Diversitätsdimensionen ist ratsam, um sicherzustellen, dass Themen und damit zusam-
menhängende Konflikte professionell bearbeitet werden. 

TIPP:  
TOLEDO to do.  
Das historische Diversity-Planspiel ist eine interaktive Plan- und Rollenspiel-Methode, 
die für Schüler*innen ab 15 Jahren bzw. der 9. Klasse in allen Schulformen eingesetzt 
werden kann. Durch das Planspiel wird ein intensiver Prozess im Umgang mit Diver-
sität und Diskriminierung initiiert. Das Planspiel eignet sich zur Bearbeitung über-
greifender Schulthemen (Diversity, Gewaltprävention, Interkulturelle Bildung sowie 
Demokratie-und Europabildung) sowie im Fachunterricht (Geschichte, Kunst, Ethik, 
Religion). Die mindestens eintägige Planspieldurchführung stärkt die Diversity- 
und Demokratiekompetenz und fördert die historische und kulturelle Bildung der 
Schüler*innen in der von Diversität geprägten Migrationsgesellschaft.  
www.toledo-planspiel.de

STÄRKUNG UND EMPOWERMENT VON SCHÜLER*INNEN

Empowerment-Workshops für Schüler*innen machen Schüler*innen stark, sich angemessen gegen 
erlittene Diskriminierung wehren zu können und Ohnmachtsgefühle und Hilflosigkeit zu überwinden. 

Empowerment kann mit „Selbstermächtigung“ übersetzt werden und ist darauf gerichtet, Perso-
nen, die Diskriminierungserfahrungen machen, über ihre Handlungsmöglichkeiten und Rechte zu 
informieren und sie so zu stärken, dass sie diese auch wahrnehmen können (LIFE e.V. 2013: 14). 
So gehört es auch zum Empowerment, das durch die Diskriminierungserfahrung beschädigte Selbst 
durch Selbststärkungsinterventionen zu stärken und negativen psychologischen Folgen von Diskrimi-
nierungserfahrungen durch die Beschäftigung mit den eigenen Stärken und Ressourcen und positiven 
Selbstbildern entgegenzuwirken (siehe hierzu Kapitel 2.2. Teil A: Auswirkungen von Diskriminierungs-
erfahrungen sowie wirksame Interventionen Seite 6).

IDENTIFIKATION VON AUSGRENZENDEN SCHULROUTINEN UND -REGELN

Alltagspraktiken, Schulroutinen und -regeln beispielsweise des Aufnahmeverfahrens können unbe-
absichtigt ausgrenzend oder benachteiligend wirken. Aber auch bestimmte Verfahrensweisen und 
Strukturen in der Schule, wie das sehr komplexe Feststellungsverfahren zum Sonderpädagogischen 
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Förderbedarf begünstigen benachteiligende Effekte und bringen ein erhöhtes Diskriminierungsrisiko 
für bestimmte Schüler*innen mit sich (siehe hierzu Beispielfall Seite 47). Hierzu gehören Informa-
tions- und Beratungsdefizite, intransparente und nichtbegründete Entscheidungen, in denen spezifi-
sche Lebenslagen, wie Mehrsprachigkeit, nicht ausreichend berücksichtigt werden, sowie Arbeitsbe-
lastung.18 Auch wenn in Schulen ein Teil der Prozesse, wie die Differenzierung von Leistungsstarken 
und -schwachen, systemisch vorgegeben ist, bestehen trotzdem für Schulleitungen, Lehrkräfte oder 
Schulsozialarbeit zahlreiche Gestaltungsmöglichkeiten. 

Besonders anfällig sind Entscheidungen, in denen weite Ermessensspielräume bestehen, wie Leis-
tungsbewertungen, Übergangsempfehlungen oder die Feststellungsverfahren eines sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs Lernen sowie emotionale und soziale Entwicklung. 

Um hierbei den Einfluss durch (unbewusste) Stereotype und vorurteilsgeprägte Einschätzungen aus-
zuschalten, sollte jede schulische Entscheidung

• transparent

• sachlich gut begründet

• wertschätzend kommuniziert 

sein.

Schulen, die präventiv institutionellen Diskriminierungsrisiken entgegenwirken und bestehende Rou-
tinen und Regelungen an ihrer Schule hinsichtlich potentiell diskriminierender Effekte überprüfen 
wollen, sollten folgende Fragen untersuchen: 

• Welche Diversitätsdimensionen kommen an unserer Schule (Schülerschaft und Lehrer-
schaft) vor?

• Welche schulinternen Abläufe und Verfahren wirken sich nachteilig auf bestimmte Per-
sonengruppen aus?

• Gibt es schulinterne Kriterien bzw. Leitlinien zur Vergabe von Benotungen?

• Gab es Diskriminierungsbeschwerden? Wenn ja, welche?

• Wie kann die schulinterne Evaluation zum Abbau von Diskriminierung beitragen bzw. 
zur Prävention genutzt werden?

18  Diese Effekte wurden bislang für den Bereich der öffentlichen Arbeitsvermittlung nachgewiesen, siehe ADS-Studie/Brussig/Frings/Kirsch 
2017: Diskriminierungsrisiken in der öffentlichen Arbeitsverwaltung, Berlin.

4. Was tun wenn? 
Handlungsempfehlungen anhand von Fallbeispielen 

Die exemplarische Auswahl der Diskriminierungsfälle wurde gemeinsam mit einer Vielzahl an einbe-
zogenen Personen, die die verschiedenen Gruppen in Schulen repräsentieren, im Rahmen des Mo-
dellprojekts Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen, getroffen. 

Wesentliche Auswahlkriterien hierfür waren, zu jedem Diskriminierungsmerkmal sowie zu jeder in 
der Schule möglichen Fallkonstellation jeweils einen Fall zu präsentieren. 

4.1 Wenn Schüler*innen andere Schüler*innen diskriminieren...

Herabwürdigende, verächtliche Bemerkungen, Schimpfworte oder beleidigende Witze gehören auf 
vielen Berliner Schulhöfen zum Schulalltag. Um andere mit Worten zu verletzen, werden oftmals Sprü-
che und Beleidigungen eingesetzt, die Mitschüler*innen in ihrer Persönlichkeit möglichst tief treffen 
sollen. Hier fallen dann als Schimpfwörter `Du Jude´, `Zigeuner´, `Assi´, `Krüppel´ oder `Schwuchtel. 

Beispielsweise wird ein 13-jähriger türkeistämmiger Schüler, der deutlich leistungsstärker als 
seine Mitschüler*innen ohne Migrationshintergrund war, von diesen immer wieder wegen seiner 
nichtdeutschen Herkunft und seiner guten Schulnoten gehänselt und beschimpft. Dabei werden sie 
manchmal auch handgreiflich. 

Zwei Schülerinnen mobben eine schwarze Mitschülerin in ihrer Klasse und verbieten den anderen 
Schüler*innen, mit dem Mädchen zu reden. Die Schülerin kommt deswegen oft weinend nach Hause. 

Ein 16-jähriger schwuler Schüler wird von einem Mitschüler wiederholt beleidigt. Eines Tages lauert 
dieser ihm sogar zusammen mit einer Gruppe anderer Jugendlicher vor der Schule auf, um ihn zu 
verprügeln. Seitdem fühlt der Junge sich an seiner Schule nicht mehr sicher. 

Ein Grundschüler berichtet, dass er, weil er keine Religion habe, von einigen Mitschüler*innen immer 
wieder ausgeschlossen, beleidigt oder mit den Schulbüchern geschlagen wird.
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Beispiel 1: Ein 11-jähriger Sinto, der Schüler einer Grundschule ist, wird von einem 
Mitschüler mit den Worten „setzt euch nicht zu dem, das ist ein Zigeuner, der hat 
Läuse“ diskriminiert. Daraufhin wendet sich seine Großmutter mithilfe der Sozialpä-
dagogischen Beratungsstelle des Landesverbandes Deutscher Sinti und Roma Berlin-
Brandenburg an die Klassenlehrerin, die erklärt, dass der Schüler eine Behauptung 
aufstelle, die nicht der Wahrheit entspreche, da es in ihrer Klasse derartige Beschimp-
fungen nicht gäbe. Sie begründete dies mit dem hohen „Ausländeranteil“ in der Schule.  
 
Drei Wochen später wird der Junge abermals von Mitschüler*innen als “Zigeuner“ be-
schimpft, die Situation eskaliert und er wird körperlich angegriffen, worauf der Junge 
sich wehrt und zurückschlägt. Daraufhin wird die Großmutter kommentarlos in die 
Schule bestellt, sie solle den Jungen abholen. Dort angekommen findet sie ihren En-
kel weinend vor dem Lehrerzimmer. Ihre Bitte um ein klärendes Gespräch mit der 
Klassenlehrerin oder der Schulleiterin wird aus zeitlichen Gründen abgelehnt. Danach 
will sie ihren Enkel nicht eher in die Schule zurückschicken, bis der Vorfall geklärt ist.  
 
In einem darauffolgenden Telefonat mit der Sozialberaterin sagt die Schullei-
terin, dass die Großmutter den Fall überbewerte und ethnische oder religiöse 
Hintergründe der Schülerschaft und ihrer Eltern nicht relevant seien: „Die Un-
terschiede machen nur die “Alten“, die Kinder gehen ganz normal damit 
um. Die Minderheit an unserer Schule das sind wir, die Lehrer“.   
 
Weder die Klassenlehrerin noch die Schulleiterin sind zu einem früheren Gesprächster-
min als in zehn Tagen bereit, obwohl der Schüler der Schule fernbleibt, bis der Vorfall 
geklärt ist. Stattdessen droht die Schulleiterin mit einer Schulversäumnisanzeige. In der 
Zwischenzeit entscheidet sich die Familie zum Schutz ihres Sohnes vor weiterer Diskri-
minierung für einen Schulwechsel. Weitere Versuche, die Schulleiterin telefonisch zu 
erreichen, blieben erfolglos.19 

Beispiel 2: Die Schüler*innen einer `Willkommensklasse´ an einer Oberschule berich-
ten einer Sprachmittlerin eines sozialen Trägers, der an der Schule tätig ist, dass sie 
auf dem Schulhof von Schüler*innen der Regelklassen immer wieder als 
„Roma“ beschimpft werden.   
 
In der Willkommensklasse sind ausschließlich Kinder aus verschiedenen osteuropäi-
schen Ländern. Einige von ihnen sind Roma, andere nicht. Da der Begriff „Roma“ an 
der Schule als Schimpfwort verwendet wird, möchten die Schüler*innen an der Schule 
nur als „Rumän*innen“ bezeichnet werden. Als die Sprachmittlerin die Schulleiterin auf 
das Problem anspricht, blockt diese das Thema mit dem Satz ab: „An unserer Schule 
gibt es keinen Rassismus.“20

19  Der Fall wurde beim Landesverband Deutscher Sinti und Roma Berlin-Brandenburg e.V. gemeldet.

20  Die Fallbeschreibung beruht auf einer verdichteten Zusammenfassung mehrerer ähnlicher Fälle, die dem Nachbarschaftsheim Neukölln 
e.V. gemeldet wurden.

SITUATIONSANALYSE

Es handelt sich in beiden Fällen um Diskriminierung anknüpfend an die ethnische Herkunft bzw. 
basierend auf Rassismus gegen Sinti und Roma bzw. Antiziganismus.21 Diese Einstellungen stigmati-
sieren SintiZe, RomNja22 oder andere Gruppen als „Zigeuner“ und gehen davon aus, dass ‚Zigeuner‘23 
oder ‚Sinti und Roma‘ eine homogene Gruppe mit unveränderlichen Merkmalen seien, die zu einer 
‚fremden‘ ‚Rasse‘, ‚Ethnie‘ oder ‚Kultur‘ gehören würden. Hinzu kommt die Zuschreibung stereotyper 
negativer Eigenschaften, die letztendlich verallgemeinernde und biologisierende Aussagen wie „Zi-
geuner haben das im Blut“ oder „Roma neigen zum Diebstahl“ befördern. Migrant*innen aus Bulga-
rien oder Rumänien werden oftmals pauschal als Roma bezeichnet, vor allem dann, wenn es soziale 
Probleme in irgendeiner Form gibt. Dies geschieht oft aus Unkenntnis, führt jedoch dazu, dass soziale 
Probleme in Deutschland ethnisiert und als „Roma-Probleme“ gelabelt werden. 

Vor diesem Hintergrund wird die Zuschreibung `Roma´ auf Schulhöfen zum Schimpfwort und dient 
der Herabwürdigung bestimmter Schüler*innen. So auch in der Schule, in der die Schüler*innen von 
anderen Schüler*innen aufgrund einer ihnen (zugeschriebenen) kulturellen Identität, anknüpfend an 
ihr Aussehen oder ihre Kleidung als Roma beschimpft werden. 

Hierbei ist es unerheblich, ob sie tatsächlich Roma sind, denn die herabwürdigende Wirkung besteht 
auch dann, wenn es sich um ein `nur´ zugeschriebenes Merkmals handelt. Ähnliches, wie wenn der 
an sich nicht abwertende Begriff „Jude“ auf dem Schulhof als Schimpfwort verwendet wird, scheint in 
dem Beispielfall vorzuliegen: Die Eigenbezeichnung „Roma“, die im Unterschied zu der herabwürdi-
genden Fremdbezeichnung „Zigeuner“ an sich noch nicht diskriminierend ist, wurde als Schimpfwort 
verwendet.

MOBBING ODER DISKRIMINIERUNG?

In Schulen ist der Mobbingbegriff für alle möglichen Formen von verbaler und psychischer Gewalt-
ausübung gebräuchlich. Die Berlin-Brandenburger Mobbing Fibel24 definiert als Mobbing, wenn eine 
Schüler*in oder ein Schüler wiederholt und über eine längere Zeit den negativen Handlungen eines 
oder mehrerer anderer Schüler*innen ausgesetzt ist. Belästigung ist eine Form von Diskriminierung, 
die gleichbedeutend ist mit Mobbing – hier wird sozusagen mit Mobbingmitteln diskriminiert. Jedoch 
knüpft das Mobbing an eines der Diskriminierungsmerkmale an, wohingegen ansonsten Mobbing 
auch ohne Bezug zu diesen Merkmalen erfolgen kann. Darum ist es zur Unterscheidung von anderen 
Mobbingfällen sinnvoll, von diskriminierendem Mobbing oder - wie in den beiden Beispielfällen - 
von rassistischem Mobbing zu sprechen (siehe Definition Diskriminierungsformen Seite 13).

Für Schulleitungen, Lehrkräfte und Pädagog*innen ist es wichtig, Diskriminierung als solche zu er-
kennen und hier zu unterschieden, um die jeweils entsprechenden Interventionen zu veranlassen. 

21  Der – nicht unumstrittene – Fachbegriff Antiziganismus hat in den letzten Jahren verstärkt Verbreitung gefunden, um den Rassismus 
gegenüber Sinti, Roma und anderen als „Zigeuner“ stigmatisierten Gruppen zu beschreiben. Viele Sinti und Roma lehnen den Begriff 
jedoch ab, da er sich von der schon an sich abwertende Fremdbezeichnung `Tsigane´ (Zigeuner) herleitet. Sie wünschen sich eine Ver-
wendung der Eigenbezeichnungen und statt dessen z.B. von Rassismus gegen Sinti und Roma zu sprechen.

22  SintiZe und RomNja sind die gendergerechten Bezeichnungen von Sinti und Roma.

23  Der Begriff „Zigeuner“ ist eine in seinen Ursprüngen bis ins Mittelalter zurückreichende Fremdbezeichnung, die durch sowohl negative 
als auch romantisierende Bilder und Stereotypen charakterisiert ist. Er wird von der Minderheit selbst als diskriminierend abgelehnt. 
(Hierzu: Dokumentationszentrum Deutscher Sinti und Roma: http://www.sintiundroma.de/sinti-roma.html )

24  LISUM (2008): Die Berlin-Brandenburger Anti-Mobbing-Fibel sowie die Initiative „Mobbingfreie Schule“ (MBJS/TK)/ Anti-Mobbing-
Koffer (2007).
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Bei Belästigungen und diskriminierendem Mobbing ist es nämlich wichtig - über die pädagogischen 
Interventionen hinaus, die auch bei anderen Mobbingfällen zu veranlassen sind und für das Opfer 
zunächst Abhilfe schaffen sollen -  auch präventiv vorurteilsbewusste und rassismus- bzw. antisemi-
tismuskritische pädagogische Bildungsansätze, beispielsweise durch entsprechende Projekttage, zu 
initiieren, um weitere Diskriminierungen längerfristig zu verhindern.

 
HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN

• Jede Meldung ernst nehmen: Wenn Menschen eine Diskriminierung erleben, löst 
dass bei ihnen viele negative Gefühle, wie Scham, Ohnmacht oder Wut (auf sich selbst) 
aus. Der Schritt, sich einer anderen Person anzuvertrauen, ist für die meisten Kinder/
Jugendlichen sehr groß. Darum ist jede Diskriminierungsmeldung eines/r Schülers/in 
sehr ernst zu nehmen. Vor allem die Schulleitung darf hier nicht wegsehen oder Vorfälle 
herunterspielen. In beiden Beispielfällen hat die Schulleitung das rassistische Mobbing 
verleumdet und die Beschwerden abgewiesen. Im ersten Fall führte das dazu, dass 
der betroffene Junge sich physisch gewehrt hat. In vielen Fällen reagieren Schulen erst 
dann, wenn es zu physischer Gewalt kommt. Sie nehmen die vorhergehenden Diskri-
minierungen nicht wahr, was dazu führt, dass das Opfer zum Täter (gemacht) wird und 
nicht rechtzeitig interveniert bzw.  die vorhergehende auslösende Diskriminierung nicht 
sanktioniert wird. Schulen müssen darum sicherstellen, dass zeitnah jeder Diskriminie-
rungsmeldung nachgegangen wird. 

• Gespräch mit Vertrauensperson: Die Schüler*innen haben sich in beiden Fällen 
an externe Personen gewandt, da diese für sie Vertrauenspersonen waren, bei de-
nen sie von einem empathischen Umgang mit dem Diskriminierungserlebnis ausge-
hen konnten. Von Diskriminierung betroffene Personen haben oftmals kein Vertrau-
en mehr in schulische Ansprechpersonen - wie Vertrauens- oder Klassenlehrer*innen, 
Schulsozialarbeiter*innen, da ihnen oftmals diese Empathie fehlt. Darum wenden sie 
sich an andere Personen ihres Vertrauens, bei denen sie sich gut aufgehoben und ver-
standen fühlen. Es ist wichtig, dass Schulpersonal und -leitungen Meldungen und Hin-
weise über Diskriminierungen, die ihnen nicht direkt, sondern durch externe, dritte 
Personen berichtet werden, in jedem Fall ernst nehmen und ihnen nachgehen.

• Vertraulichkeit wahren: Für die ins Vertrauen gezogenen Personen – schulextern so-
wie intern –  gilt: um das Vertrauen aufrecht zu halten, sollten nur mit Erlaubnis der 
Betroffenen weitere Personen informiert und einbezogen werden. Eine Ausnahme bil-
det nur, wenn nachweislich ein Verdacht auf eine Straftat vorliegt und die Polizei be-
nachrichtigt werden muss.

• Verschriftlichung des Sachverhalts: Betroffene Schüler*innen sollten darauf hingewie-
sen werden, dass sie Gedächtnisprotokolle anlegen und die Beleidigungen und Belästi-
gungen dokumentieren, damit sie auch später noch alle wichtigen Informationen parat 
haben, um gegen die Täter*innen vorgehen zu können. Bei jüngeren Schüler*innen 
können Eltern oder andere Personen gebeten werden, diese Gedächtnisprotokolle zeit-
nah zum Vorfall und mit allen nötigen Informationen anzufertigen.

• Sofort reagieren und klare Zeichen setzen: Wenn ein Diskriminierungsfall gemeldet 
wird, muss die Schule bzw. die Schulleitung schnell auf den Einzelfall reagieren und Kon-
sequenzen bzw. Sanktionen folgen lassen und entsprechende Maßnahmen bzw. Sankti-
onierungen ergreifen, die ein klares Stopp- Signal gegenüber den Täter*innen aussenden.  

• Auf Viktimisierungsschutz achten: Die Betroffenen dürfen nach einer Diskriminie-
rungsmeldung auf keinen Fall Nachteile erleiden oder gar erneut zum Opfer gemacht 
werden bzw. diejenigen sein, die die Konsequenzen zu spüren bekommen, indem sie 
beispielsweise aus der Klasse herausgenommen werden. Auch wenn ein Klassenwech-
sel zu ihrem Schutz dienen soll, wirkt diese Vorgehensweise innerhalb der Schüler-
schaft stigmatisierend und es werden die falschen Signale gesetzt. 

• Schutz der Betroffenen: Darüber hinaus sind Maßnahmen zum Schutz der betrof-
fenen Schüler*innen vor weiteren Aggressionen durch die Täter*innen sehr wichtig. 
Wenn sich ein/e Schüler*in über Diskriminierung beschwert, dann ist unbedingt davon 
abzusehen, sofort z.B. in einem „erzieherischen Gespräch“ (nach SchulG Abs. 2 Nr. 1) 
„beide an einen Tisch“ zu setzen. Vielmehr bedarf es der Vorklärung, um den Schutz 
der Betroffenen vor weiteren Herabwürdigungen und Aggressionen sicherzustellen. 
Eine kurzfristige Möglichkeit zur Vermeidung weiterer Belästigungen kann es sein, 
mehr Pausenaufsicht einzurichten. Um in Fällen von diskriminierendem Mobbing die 
Opfer zu schützen, ist zudem darauf zu achten, dass:

 · die Opfer gestärkt werden, z.B. durch Schulsozialarbeit und Lehrende

 · die Opfer anonym bleiben

 · Täter*innen identifiziert, benannt und bekannt gemacht und mit ihren Taten kon-
frontiert werden: den Taten müssen klare Konsequenzen folgen

 · durch Sanktionen innerhalb der Schulöffentlichkeit klare Grenzen bzw. ein eindeu-
tiges Stopp-Signal gesetzt wird: rassistisches/diskriminierendes Mobbing wird an 
dieser Schule nicht geduldet 

• Prinzipen des Täter-Opfer-Ausgleichs können zur Wiedergutmachung sinnvoll genutzt 
werden (empfehlenswert ist hier das TOZ-Modell, siehe: Demokratiezentrum im bera-
tungsNetzwerk hessen 2016: 29-31).

• Konfliktlotsen- Buddyprogramme: Schüler*innenkonfliktlosten und Buddies kön-
nen eine wichtige Rolle in Diskriminierungsfällen zwischen Schüler*innen spielen. 
Darum ist es wichtig, diese zum Thema Diskriminierungsschutz durch entsprechen-
de Workshops fit zu machen. Da sie sich als Peers und somit als Vertrauensperso-
nen in der Schule eignen, ist es wichtig, sie in der Schulstruktur zu stärken und zu 
gewährleisten, dass die Vielfalt der Schülerschaft sich in der Zusammensetzung von 
Schüler*innensprecher*innen und Konfliktlots*innen abbildet. 

• Integration/Inklusion der Lerngruppen für Neuzugewanderte („Willkommensklas-
sen“) in die Schulgemeinschaft: Ein wichtiger Beitrag zum Abbau von Diskriminierung 
stellt eine zügige und gute Integration von neuzugewanderten Schüler*innen ohne deut-
sche Sprachkenntnisse in die Schulgemeinschaft und die Vermeidung von Segregation 
dar (siehe hierzu Exkurs ethnische Segregation Seite 32). Roma-Kinder und Jugendliche 
sind öfters in Willkommensklassen zu finden und in Einzelfällen kann es, wie in einem 
der Beispielfälle, ungewollt zur Bildung ethnisch segregierter Lerngruppen kommen, 
da neuzugewanderte Roma-Kinder häufiger als andere neuzugewanderte Kinder nicht 
alphabetisiert sind. Aus solchen sachlichen Gründen der sehr unterschiedlichen Lern-
voraussetzungen kann es zu einer längerfristigen Einrichtung bzw. einem Verbleib in 
Lerngruppen für Neuzugewanderte kommen. In solchen Fällen, in denen keine Integra-
tion in Regelklassen möglich ist, sind andere Formen des Kennenlernens und Kontakts 
zwischen Schüler*innen von Willkommensklassen und Regelklassen wichtig. 
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• Sensibilisierung für das Thema Rassismus gegen Roma und Sinti im Rahmen von 
Projekttagen oder im Unterricht (z.B. Thematisierung im Ethik-Unterricht). Bei diskri-
minierendem Mobbing spielt häufig die Nachahmung von Peer-Verhalten eine Rolle. 
Stereotypen und Vorurteile gegen Sinti und Roma sind teilweise auch über die Fa-
milien aus den Herkunftsländern der Schüler*innen mitgebracht, in denen es hierzu 
bislang keine Auseinandersetzung mit dem Thema gab. Vor allem die Schüler*innen, 
die Mitläufer*innen sind, gilt es durch Thematisierung im Unterricht oder Projekttagen 
zu sensibilisieren. (Literaturhinweise im Serviceteil, Seite 54)

Informationen zu den rechtlichen Grundlagen der Verpflichtung zum Schutz von   
Schüler*innen vor Diskriminierung durch Mitschüler*innen, siehe Teil A, Seite 13

EXKURS: `Willkommensklassen und ethnische Segregation

Das Berliner Schulgesetz schließt eine separierte Beschulung entlang des Migrationshintergrundes 
ausdrücklich aus. Dort heißt es in § 15: „(1) Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftsspra-
che werden mit allen anderen Schülerinnen und Schülern gemeinsam unterrichtet, soweit sich aus 
Absatz 2 und der auf Grund des Absatzes 4 erlassenen Rechtsverordnung nichts Anderes ergibt.“ 

Die genannte Verordnung bezieht sich zum Beispiel auf den Sonderfall der sogenannten `Willkom-
mensklassen´, in denen Schüler*innen mit, für den Besuch der Regelklassen nicht ausreichenden 
Deutschkenntnissen beschult werden. Die Beschulung in Willkommensklassen ist eine weit verbrei-
tete Praxis, die allerdings einige Probleme mit sich bringt. Die separierte Beschulung macht diese 
Schüler*innen besonders sichtbar und lässt sie als nicht zugehörig erscheinen, was dazu führen kann, 
dass sie von den Schüler*innen der Regelklassen angefeindet und von den Lehrkräften als kulturell 
besonders fremd wahrgenommen werden. 

Dies wird verstärkt, wenn diese Klassen nicht in die Regelabläufe wie Schulfeste, Tage der offenen Tür 
oder zumindest stundenweise in den Regelunterricht eingebunden werden. Sprachdidaktisch ist die 
separierte Beschulung umstritten, weil den Schüler*innen in Willkommensklassen Sprachvorbilder 
und die Möglichkeiten des Sprache-Lernens im Alltagsvollzug fehlen. Auch existiert für Willkommens-
klassen kein Curriculum. 

Ein Problem der Willkommensklassen ist, dass es keine klaren Kriterien für den Übergang in die 
Regelklassen gibt und dass damit für die Eltern keine Transparenz besteht hinsichtlich der Frage, ab 
wann sie mit einem Übergang ihrer Kinder in den Regelunterricht rechnen können. Willkommens-
klassen sind nur temporär angelegt, d.h., dass ein möglichst schneller Übergang in die Regelklassen 
angestrebt wird. Allerdings besteht die Gefahr der Verstetigung dieser Klassen wegen fehlender Re-
gelschulplätze (SVR 2018; Karakayali et al. 2018). 

Segregation nach Herkunft außerhalb der Willkommensklassen ist laut Schulgesetz verboten, 
gleichwohl kommt das vor: immer wieder finden sich Schulklassen mit im Vergleich zur gesamten 
Schüler*innenschaft einer Schule besonders vielen Kindern mit Migrationshintergrund oder aber 
besonders vielen Kindern ohne Migrationshintergrund. Während dies an weiterführenden Schulen 
häufig mit der Wahl der 2. Fremdsprache erklärt wird, ist im Fall der Grundschulen die Schullei-
tung für die Klasseneinteilungen zuständig. Führen ihre Entscheidungen zu segregierten Klassen, so 
können Eltern dagegen vorgehen. Aber auch auf der Ebene der Schulen kommt Segregation vor, 
wenn beispielsweise benachbarte Schulen sehr unterschiedliche Anteile von Kindern mit und ohne 
Migrationshintergrund aufweisen, was besonders bei Grundschulen erklärungsbedürftig ist, da diese 
über festgelegte Einzugsgebiete verfügen. Faktoren hierfür sind der Zuschnitt der Einzugsgebiete, das 
Ummeldeverhalten der Eltern, der Umgang der Schulen mit Ummeldewünschen und das Schulprofil. 
In jedem Fall ist Segregation in der Schule höchst problematisch, weil damit Kinder mit Migrationshin-
tergund eine besondere Sichtbarmachung erfahren und die Segregation Ausdruck einer Diskriminie-
rung dieser Kinder ist, die als bildungsfern, kulturell anders oder im Deutschen defizitär in der Schule 
gemieden werden (Karakayalı et al. 2016; SVR 2013).

4.2 Wenn Lehrkräfte Schüler*innen diskriminieren….

Schüler*innen erleben Diskriminierung auch von Lehrkräften und pädagogischem Personal. Beispiels-
weise sagt eine Grundschullehrerin zu einem Zweitklässler mit einem `nicht-deutsch´ klingenden Na-
men: „Mit dem Namen kannst Du nur Müllmann werden.“ 

Ein Schulsozialarbeiter macht in der Schule die Bemerkung: „Wir haben jetzt wieder zwei Mädchen 
mit Kopftuch und wenn jetzt zwei damit anfangen, wird es rumgehen wie eine Krankheit.“ 

Eine Gruppe arabischer Schüler*innen in einer Willkommensklasse berichtet der Sozialarbeiterin der 
Notunterkunft, in der sie leben, dass die Lehrerin die arabischen Schüler*innen in der Willkommens-
klasse immer wieder abfällig behandelt und beleidigt. Sie sagt Dinge, wie, alle Muslime kommen nur 
wegen des Geldes nach Deutschland. Finden Deutschland `Scheiße´ und gehen zurück in ihre Heimat-
länder und schließen sich der IS an. Andere nichtarabische Mitschüler*innen der Willkommensklasse 
greifen das auf und beleidigen die Schüler*innen zusätzlich. 

Eltern berichten, dass sie von Lehrkräften ihrer Schule Bemerkungen gehört haben, wie „Schwarze 
Jungen haben sowieso ein viel größeres Aggressionspotential!“ oder „Alle türkischen und arabischen 
Jungen sind aggressiv.“ 

Vor allem Diskriminierungen, die sich auf die ethnische Herkunft und Religion beziehen bzw. rassis-
tische Diskriminierung und Diskriminierung wegen des sozialen Status oder der sozialen Herkunft 
spielen hier eine Rolle. 

Ein Auszubildender, Flüchtling aus Afghanistan, erzählt von der subtilen Diskriminierung einer Lehre-
rin, indem diese ihn im Unterricht ignoriert und er sich dreimal melden muss, ehe sie ihn drannimmt. 
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Beispiel: Beten in der Schule?  
An einem Gymnasium mit einer multikulturellen und religiös/weltanschaulich diversen 
Schülerschaft gibt es einige muslimische Schüler*innen, die das islamische Pflichtgebet, 
das von den Gebetszeiten in die Mittagszeit fällt, in der Schule praktizieren möchten.  
 
Einen sozialen Druck bzw. Gruppenzwang unter den muslimischen Schüler*innen hin-
sichtlich des Praktizierens oder Nichtpraktizierens des Gebetes empfinden die Jugend-
lichen nicht. Einzelne Schüler*innen haben angefangen, für das Gebet die unterrichts-
freie Pausenzeit zu nutzen. Da es keine klare Regelung gibt bzw. keinen erlaubten Ort 
an der Schule, an denen die Schüler*innen beten können, achten sie darauf, sich hierfür 
einen versteckten Platz zu suchen und möglichst unsichtbar zu bleiben.    
 
Eine der Schülerinnen, eine Abiturientin, die gerne das Pflichtgebet, in der Unter-
richtspause in der Schule sprechen möchte, sucht sich daher einen abgeschiede-
nen Platz am Treppenabsatz einer Kellertreppe in der Schule, bei dem sie annimmt, 
nicht gesehen zu werden und spricht leise ihr Gebet. Eine Freundin, die nach ihr be-
ten will, da der Platz zu eng ist, um gleichzeitig zu beten, ist bei ihr. Dabei bemerkt 
sie ein Lehrer. Er läuft die Treppen zu ihnen runter und sagt zu ihr: „In der Schu-
le wird nicht gebetet“ und zieht ihr dabei mit Gewalt den Gebetsteppich, auf dem 
sie sitzt, weg, wodurch sie zur Seite fällt. Der Lehrer läuft mit dem Teppich in der 
Hand wieder die Treppe hoch und wirft ihn zurück auf die Schülerin, wobei er sie 
lautstark darauf hinweist, dass in der Schule nicht gebetet werden darf.    
 
Sobald der Schulleiter von dem Vorfall erfährt, sucht er das Gespräch mit der Schü-
lerin und entschuldigt sich für die Aggression und sagt, dass entgegen der Aussa-
ge des Lehrers, kein generelles Verbot zu beten an der Schule bestehe. Das Gebet 
solle lediglich nicht sichtbar sein und nicht in Gruppen stattfinden. Er macht deut-
lich, dass er das aggressive Verhalten des Lehrers nicht dulde und dass der Lehrer 
sich hierfür bei der Schülerin persönlich entschuldigen solle, was dieser auch nach 
der Intervention des Schulleiters tut. Die Schüler*in wünscht sich eine trans-
parente Regelung an der Schule, mit der sie sich sicher fühlen kann, wenn sie 
beten möchte, und die ihr einen geschützten und würdigen Raum hierfür gibt.   
 
Der Schulleiter sieht sich damit konfrontiert, dass die Position des Lehrers, der un-
verhältnismäßig aggressiv mit der betenden Schülerin verfahren ist, im Lehrerkollegi-
um keine Einzelmeinung ist. Viele andere Lehrer*innen an seiner Schule sowie auch 
Schulleiterkolleg*innen in der Stadt lehnen das muslimische Beten in der Schule grund-
sätzlich ab und möchten es verboten sehen. Um hier eine für alle verträgliche Lösung 
zu finden, möchte er eine demokratische Entscheidungsfindung zur Lösung der Ge-
betsfrage suchen und leitet die Entscheidung darum an die innerschulisch zuständigen 
Gremien (GSV, GEV, Lehrerkonferenz und Schulkonferenz) weiter.

SITUATIONSANALYSE

Die Einschätzung, ob es sich hierbei um eine Diskriminierung handelt, ist für schulische Akteur*innen 
oft schwierig, da individuelle Wünsche von muslimischen Schüler*innen, ihre Religion in der Schule 
zu praktizieren, wie der Gebetswunsch der Schülerin, als politisches Thema wahrgenommen und in 
dem weiten Kontext von Islam und Schule analysiert werden. 

Das muslimische Pflicht- bzw. Ritualgebet (Salāt) gehört zu den fünf Säulen des Islams und kann an je-
dem Ort verrichtet werden. Für praktizierende Muslime gehört es zu den zentralen Ausdrucksformen 
ihrer Religion (SenBJF 2010: 10ff). Ausgelöst durch einen individuellen Wunsch stellen sich Schullei-
tungen und Lehrkräfte allerdings oft Fragen nach möglichen weitreichend negativen Auswirkungen 
in der Schule, wie der Ausübung von Druck auf andere Schüler*innen, der Missionierung oder einer 
möglichen Bedrohung durch Radikalisierung bzw. extremistische Haltungen. Hinzu kommt, dass die 
Klage eines muslimischen Gymnasiasten bzw. die diesbezüglichen Gerichtsurteile und damit einher-
gehende mediale Berichterstattung in Schulen zu nicht immer richtigen Einschätzungen der damali-
gen Einzelfallentscheidung geführt hatten. So ist bis heute die fälschliche Deutung verbreitet, dass das 
Beten generell an Berliner Schulen verboten sei.25 Zudem bestehen teilweise spezifische Vorbehalte 
und die Religion, vor allem von muslimischen Migrant*innen wird von Lehrkräften grundsätzlich als 
problematisch betrachtet (Schiffauer 2015; Yegane Arani 2015). Schüler*innen, die das islamische 
Gebet praktizieren wollen, erleben oftmals in Schulen, dass sie nur unter erheblichen Schwierigkeiten 
ihr individuelles Recht wahrnehmen können und wünschen sich, angesichts von Scham und Diskrimi-
nierung, Diskretion und Schutzräume (Willems 2015a).

Grundsätzlich gilt, dass jeder Vorfall bzw. jede Situation, in der sich ein/e Schüler*in benachteiligt 
oder diskriminiert fühlt, als individueller Einzelfall zu betrachten ist. Aus dieser Perspektive ist zu-
nächst einmal ein Verbot des individuellen Gebetswunsches der Schülerin zur Verrichtung des Salāt 
-Gebets in der Schule als Verletzung ihres individuellen Grundrechts auf freie Religionsausübung 
(Art. 4 Abs. 1 u. 2 GG) zu bewerten - im Unterschied zur Durchführung eines von der weltanschaulich 
neutralen Schule veranstalteten Schulgebets, das der Neutralität der Schule entgegensteht (Heimann 
2016: 95; Rohe 2015: 71f.). Bei dem individuellen Gebetswunsch hingegen kann nicht leichtfertig ein 
(generelles) Verbot ausgesprochen werden, auch nicht mit Verweis auf die negative Religionsfreiheit der 
anderen Schüler*innen, da die negative Religionsfreiheit sich ja darauf bezieht, dass niemand zu einem 
Bekenntnis oder zur Teilnahme an einer religiösen Handlung gezwungen werden darf. Ein Recht darauf, 
Religion in der Schule nicht zu sehen, wenn beispielsweise Schüler*innen beten, gibt es nicht. In diesem 
Fall geht es auch nicht um eine Gefährdung staatlicher Neutralität, da die Schülerin nicht als Repräsen-
tantin des Staates handelt. 26

Informationen zu den rechtlichen Grundlagen der Verpflichtung zum Schutz von   
Schüler*innen vor Diskriminierung durch Mitschüler*innen, siehe Teil A, Seite 17

25  Der Schüler hatte das islamische Gebete auf dem Schulflur verrichten wollen, wodurch eine ohnehin an dieser Schule bereits bestehende 
konkrete Gefahr für den Schulfrieden drohte, weiter verschärft zu werden: Zwischen den Schüler*innen waren bereits in der Vergangen-
heit heftige religionsbezogene Konflikte ausgetragen worden, die zu Mobbing, Beleidigung, Bedrohung und sexistischen Diskriminierun-
gen geführt hatten. Siehe: Urteile des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg OVG vom 27.5.2010 - 3 B 29.09 und des Bundesver-
waltungsgerichts BVerwG, Urteil vom 30.11.2011 - 6 C 20.10.

26  Vgl. Bundesverfassungsgericht BVerwG-Urteil 6 C 20.10, Abs. 19, 24, 28-30 und 34-37 sowie Beschluss des Ersten Senats vom 27. 
Januar 2015- 1 BvR 471/10 u.a., Rn. 104.
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HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN

Im Fallbeispiel ist Vieles richtig gehandhabt worden: der Schulleiter hat rasch gehan-
delt und das direkte Gespräch mit der Schülerin und dem Lehrer gesucht, um den 
Konflikt zu moderieren.          
 
Für die aggressive und grenzüberschreitende Zurechtweisung des Lehrers hat er von 
Seiten der Schule sofort  Verantwortung übernommen und sich entschuldigt sowie 
dazu angehalten, dass sich der Lehrer hierfür auch persönlich bei der Schülerin ent-
schuldigt. Hiermit wurde an der Schule ein klares Zeichen gesetzt, dass von Seiten des 
Lehrers eine rote Grenze überschritten wurde. Zudem hat der Schulleiter die Schülerin 
und ihr Anliegen in einem wertschätzenden Gespräch und Umgang ernst genommen 
und sie bestärkt, sich bei weiteren Vorfällen, direkt bei ihm zu beschweren.    
 
Damit ist auch für das an der Schule sehr strittige Thema deutlich gemacht worden, 
dass alle weiteren Auseinandersetzungen in einem gewaltlosen, diskursiven und res-
pektvollen schuldemokratischen Rahmen zu verlaufen haben. Für die Schülerin ist der 
Vorfall mit dem aggressiven Lehrer soweit gelöst. Jedoch, obwohl das Beten in der 
Schule nicht verboten ist, ist es für die Betroffene nicht wirklich umzusetzen: neben der 
ungeklärten Frage, an welchen Orten das Beten erlaubt ist, stellt sich für sie auch die 
Frage, was passiert, wenn Viele individuell beten, da ja das Gebet in der Gruppe ver-
boten ist und nicht konkretisiert wurde, ab wieviel Personen von einem Gruppengebet 
ausgegangen wird. Weitere wichtige nächste Schritte zur Lösungsfindung sind:

• den aktuellen Stand verschriftlichen und in der Schulöffentlichkeit bekannt machen, 
um Transparenz zu schaffen.

• Das Anliegen wird in allen schulischen Gremien (GSV, GEV, GK) durch moderierte 
lösungsorientierte Diskussionen thematisiert. Hierbei gilt es sicherzustellen, dass die 
Betroffenen in den Gremien präsent sind, ausreichend Raum erhalten und zu Wort 
kommen, um ihr Anliegen selbst vertreten zu können. Aufgrund des Machtgefälles 
sollten betroffene Schüler*innen die Möglichkeit haben, jemanden zur Unterstüt-
zung mitzunehmen.

• Flankierende Maßnahmen zur Stärkung der Diversitätskompetenz im Umgang mit 
religiöser und weltanschaulicher Vielfalt können den Prozess in der Schule unter-
stützen, z.B. Projekttage oder Unterrichtseinheiten im Ethikunterricht in Koopera-
tion mit dem Religions- und Weltanschauungs-unterricht zum Thema „Gebete und 
Rituale“ oder „Religions- und Weltanschauungsunterricht.“

• Die Schulleitung übernimmt und moderiert einen Entscheidungsfindungsprozess, 
um eine auf der (verfassungs-)rechtlichen Grundlage tragfähige, pragmatische Lö-
sung für den Wunsch einiger Schüler*innen zu finden, in der Schule zu beten. Für 
die Moderation eines ggf. schwierigen Prozesses kann eine externe Unterstützung 
beispielsweise durch Einbezug des SIBUZ oder außerschulischer Partner mit Fach-
expertise zum Themenfeld religiöse/weltanschauliche Vielfalt unterstützend sein. 

• Da die muslimischen Gebete innerhalb einer breit gestreckten Zeitspanne verrichtet 
werden können, das Gebet nicht länger als fünf Minuten dauern muss und theore-
tisch an jedem Ort verrichtet werden kann, reichen gegebenenfalls eine Schulpause 
und ein ruhiger Ort hierfür aus. Allerdings darf der Schulbetrieb nicht gestört und 
müssen Schüler*innen vor jeglicher Art unfreiwilliger Beeinträchtigung oder vor 
Druck seitens betender Mitschüler*innen geschützt werden (SenBJF 2010: 11).

• Mit Blick auf den Einzelfall sind auf der (verfassungs-)rechtlichen Grundlage jeweils 
schulspezifisch pragmatische Lösungen zu finden. Hier ergeben sich für Schulen 
grundsätzlich folgende vier Handlungsmöglichkeiten: 

1. Verzicht auf eine Regelung/ Behandlung der Gebetswünsche als Einzelfälle mit 
jeweils individuellen Lösungen

2. keinen extra Raum bestimmen, sondern Beten am Rande (als Regelung) ohne 
Störung ermöglichen

3. Öffnung eines (vorübergehend nicht genutzten) Raumes für das Gebet

4. Einrichtung eines Gebetsraumes oder eines allgemeinen ‚Raumes der Stille‘ 
 

 
Ein Raum der Stille ist ein überkonfessioneller Ort der Ruhe, der Einkehr und des 
stillen Gebets, der allen Schüler*innen die Gelegenheit bieten soll, zu entspannen, sich 
zu besinnen, zu meditieren oder zu beten. Räume der Stille bestehen v.a. an öffent-
lichen Orten, wie zum Beispiel in Bahnhöfen, Flughäfen, Universitäten oder Kranken-
häusern. In Berlin gibt es beispielsweise Räume der Stille im Brandenburger Tor oder 
im Reichstagsgebäude als Andachtsraum für die Abgeordneten und Beschäftigten des 
Deutschen Bundestages. Es gibt inzwischen in verschiedenen Bundesländern funktio-
nierende Beispiele für Räume der Stille in Schulen.27      
 

• Darüber hinaus sind als nachhaltige Maßnahmen zu empfehlen: Projekttage und 
Unterrichtseinheiten zum Aufbau interreligiöser Diversity- und Konfliktkompetenz 
in der Schülerschaft, z.B. durch den Erwerb von religionskundlichem Wissen ein-
schließlich der Thematisierung von Unterschieden und Gemeinsamkeiten (zwischen 
Religionen und nichtreligiösen Weltanschauungen), zu Vorurteilen, Diskriminie-
rungsschutz und Religions- und Weltanschauungsfreiheit sowie Gewalt- und Extre-
mismusprävention, um einen respektvollen und freien Umgang mit der religiösen 
und weltanschaulichen Vielfalt zu fördern und der Ausübung von sozialem Druck 
zwischen den Schüler*innen oder extremistischen Positionierungen entgegenzuwir-
ken.

• Sensibilisierung und interreligiöser Kompetenzaufbau der verschiedenen Gremien 
für das Thema im Rahmen von Studientagen, Fortbildungen und durch externe 
Expert*innen. 

27  Einige sind hier zu finden: Alina Bloch: Rekreation-Wertschätzung-Glaube. Räume der Stille an Schulen und ihre funktionale Ausdiffe-
renzierung. In: Bärbel Beinhauer-Köhler, Mirko Roth und Bernadette Schwarz-Boenecke (Hg.) (2015): Viele Religionen – ein Raum?! 
Analysen, Diskussionen und Konzepte. Download: http://www.herbert-quandt-stiftung.de/files/publications/inhalt_viele_religionen_
ein_raum_96_de664a.pdf
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EXKURS: Umgang mit religiöser und weltanschaulicher Vielfalt gestalten 

Die gewachsene religiöse und weltanschauliche Vielfalt in der Gesellschaft spiegelt sich besonders 
deutlich in der Schule wider. Sie ist der Ort, an dem unterschiedliche religiöse und weltanschauliche 
Auffassungen unausweichlich zusammenkommen. In den heutigen Klassenräumen gehören auch au-
ßerhalb des Religionsunterrichts eine Vielzahl an religiösen Überschneidungssituationen28 zum Schul-
alltag und religionsbezogene Beschimpfungen, wie „Jude“ (als Schimpfwort), „Kopftuchschlampe“ 
oder „Schweinefleischfresser“ sind Teil des Schulalltags auf vielen Schulhöfen. 

Der Umgang mit religiöser und weltanschaulicher Vielfalt, die mit der Inklusion der geflüchteten Kin-
der und Jugendlichen zugenommen hat, stellt viele Lehrer*innen vor große Herausforderungen, auf 
die sie sich oftmals nicht ausreichend vorbereitet fühlen. 

Es ist wichtig, dass Schulen kompetent, entsprechend des verfassungsrechtlichen weltanschaulich-
religiösen Neutralitätsverständnisses agieren, in dem Neutralität nicht als eine distanzierende, strikte 
Trennung von Staat und Kirche, sondern als „eine offene, übergreifende, die Glaubensfreiheit für alle 
Bekenntnisse gleichermaßen fördernde Haltung“ zu verstehen ist. Hiernach ist es die Aufgabe der 
„bekenntnisoffenen“ Schule „(…) den Schülerinnen und Schülern Toleranz auch gegenüber anderen 
Religionen und Weltanschauungen zu vermitteln, da Schule offen zu sein hat für christliche, für mus-
limische und andere religiöse und weltanschauliche Inhalte und Werte.“ 29

Schulleitungen und Lehrende sollten ihre diesbezüglichen Kompetenzen stärken, um Schulen als Orte 
der Einübung religiöser und weltanschaulicher Pluralität in einer vielfältigen Gesellschaft gestalten zu 
können (DIMR 2015a, 2015b). Hierzu gilt es, interreligiöse Kompetenz im Rahmen der Inklusion und 
als Teil von Diversitäts-Kompetenz (die immer auch nichtreligiöse Positionen einbezieht) zu stärken 
und als Thema von allgemeiner Entwicklung einer Schulkultur des Respekts einzubeziehen. 

Wichtig ist aus einer Diversitäts-Perspektive hier nicht durch die Fokussierung auf muslimische 
Schüler*innen oder Eltern bestimmte Gruppen an der Schule als die `Anderen´ zu markieren und 
herauszuheben, die von einer (christlichen) Norm abweichen, sondern alle religiösen und weltan-
schaulichen Perspektiven und schulischen Akteur*innen, die an der Schule vorhanden sind, in die 
Diskussion einzubeziehen und Gemeinsamkeiten wie Unterschiede zu thematisieren. Die Betonung 
der Gemeinsamkeiten (alle wünschen die beste Bildungsmöglichkeiten der Kinder) ist hierbei eine 
wichtige Grundlage für die Identifikation aller mit `unserer´ Schule. Die Sichtbarkeit und Thematisie-
rung von religiösen und weltanschaulichen Unterschieden ist wichtig, um vorhandene Vielfalt und 
unterschiedliche Bedarfe sichtbar zu machen. Dabei auftretende Konfliktfälle, wie im Beispielsfall hier 
über das Gebet, bieten wichtige Lernmöglichkeiten zur Stärkung interreligiöser Kompetenz an der 
Schule (Hierzu beispielsweise Bildungsstätte Anne Frank 2017).

28  Hiermit sind Interaktionen von Personen gemeint, deren Deutungshorizont und Handlungsmuster von unterschiedlichen religiösen und 
weltanschaulichen Traditionen geprägt sind (Willems 2015b: 21).

29  BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 27. Januar 2015 - 1 BvR 471/10 - Rn. (1-31), Zeile 110 und Zeile 115

EXKURS: Verfassungsrechtliche Grenzen der Schulautonomie 

In dem Beispielfall, wie in anderen Diskriminierungsfällen, in denen die Grundrechte von Personen 
berührt sind, kommen die Entscheidungsbefugnisse der eigenverantwortlichen Schule bzw. einzelner 
Schulleiter*innen oder Gremien einzelner Schulen, wie der Schulkonferenz an ihre Grenzen. Jeder 
Grundrechtseingriff bedarf einer hinreichend bestimmten und klaren gesetzlichen Grundlage und 
muss dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. Auf der Schulebene können ohne eine 
solche Ermächtigungsgrundlage keine Beschlüsse gefasst werden, die zur Einschränkung der Grund-
rechte, wie dem Grundrecht der Glaubensfreiheit, führen. Entscheidungen, die den Bürger in seinen 
Rechten berühren, können nur von demokratisch legitimierten Amtsträgern getroffen werden (Krzy-
weck/Duveneck 2015: Teil 1, 7-8). Die Zuständigkeit zur Einschätzung und Klärung diesbezüglicher 
Fälle liegt deswegen im Bereich der Schulaufsicht.

4.3 Wenn Schüler*innen Lehrkräfte diskriminieren….

Auch Lehrkräfte, Referendar*innen oder Pädagog*innen können Diskriminierung in der Schule erleben, 
wie beispielsweise ein schwarzer Lehrer, der neu an eine Oberschule kommt. Einige Schüler*innen 
seiner Klasse machen wiederholt rassistische Bemerkungen und versuchen, die Mitschüler*innen mit 
herabwürdigenden Bemerkungen zu seiner Hautfarbe gegen ihn aufzuhetzen. Oder eine Lehrerin, 
die immer wieder mit sexistischen Bemerkungen eines Schülers, wie Anspielungen auf ihre Brüste, 
konfrontiert ist.

Beispiel: „Ein schwuler Lehrer soll meinen Sohn nicht unterrichten!“   
An einer Sekundarschule, deren Schüler*innen sich multikulturell und religiös/weltan-
schaulich divers zusammensetzt, wird von den Lehrkräften des 7. Jahrgangs eine Diver-
sity-Projektwoche durchgeführt. Ein beteiligter Klassenlehrer, der homosexuell ist, sich 
in der Schule aber nicht geoutet hat, führt im Rahmen der Projektwoche eine AG zum 
Thema sexuelle Vielfalt durch. Im Laufe der Woche fühlt er sich zunehmend in einem 
persönlichen Dilemma, da die Schüler*innen ihn immer wieder darauf ansprechen, ob 
er selber schwul sei. Das `Versteckspiel´ wird im Laufe der Woche zunehmend schwer 
für ihn: Auf Nachfrage bei den Schüler*innen, was denn wäre, wenn es so wäre, erhält 
er von einigen teilweise drastische Antworten wie: dann müsse ihr Vater kommen und 
sie müssten die Klasse wechseln. Letztendlich kommt er aber zu dem Schluss, dass 
er seinen Schüler*innen doch eine wahre persönliche Auskunft über seine sexuelle 
Orientierung geben möchte. Durch die sorgfältige inhaltliche Vorbereitung und wegen 
seines guten und belastbaren Verhältnisses zu seiner Klasse hält er den Zeitpunkt, zu 
sagen, dass er einen Freund hat, für geeignet. Bevor er dies jedoch tut, spricht er noch 
mit dem Schulleiter, der ihm seine volle Unterstützung zusagt. Gemeinsam gehen sie 
dennoch zusätzlich alle Argumente, die für bzw. gegen diese frei gewählte Form des 
schulöffentlichen Bekenntnisses sprechen, durch. Nach dieser Konsultation fühlt sich 
der Kollege in seinem Beschluss bestärkt und bekennt sich vor seiner Klasse zu seiner 
Homosexualität. Alles verläuft so, wie es sich der Lehrer vorgestellt und der Schulleiter 
erhofft hatte. Die Schüler*innen nehmen die Information mit großer Selbstverständ-
lichkeit und Gelassenheit auf. Das Verhältnis zum Klassenlehrer ist unverändert gut. Der 
Lehrer ist froh und fühlt sich von der Last des Versteckens erlöst. 
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Durch eine Zusatzausbildung ist der Kollege seit vielen Jahren auch als Berater für ge-
waltbereite Schüler*innen tätig. Schon vor und auch nach dem o.g. Zeitraum führt er 
mit einem Schüler des 8. Jahrgangs, der wegen häufiger Gewaltausbrüche aufgefallen 
ist, auf Grundlage eines Beschlusses der Schulkonferenz wöchentliche Einzelberatungs-
gespräche. Da die Beratungsgespräche keine verpflichtende schulische Veranstaltung 
sind, stellen sie eine freiwillige Maßnahme dar. Der Lehrer nimmt die Atmosphäre der 
Zusammenarbeit bis zu seinem Outing als entspannt und vertrauensvoll wahr, und es 
können langsam Fortschritte erzielt werden. Doch wenige Wochen nach dem Outing 
erscheint der Vater des Jungen mit einem älteren Sohn beim Schulleiter und erklärt, 
dass er nicht mehr dulde, dass sein Sohn mit einem schwulen Lehrer zu tun habe. Man 
könne ja nicht wissen, was dieser mit seinem Sohn mache. Selbst wenn er dem Lehrer 
bisher nichts Konkretes vorwerfen könne, sei die Situation für ihn unhaltbar. Der Va-
ter trägt die Anschuldigungen und Vermutungen zwar kompromisslos, aber halbwegs 
ruhig vor, während sein älterer Sohn nicht nur scharf im Ton, sondern auch bald belei-
digend in der Form wird. Er scheint großen Einfluss auf seinen Vater zu haben. Um mit 
dem Vater allein sprechen zu können, bittet der Schulleiter ihn, vor dem Sekretariat 
Platz zu nehmen. Alle Bemühungen des Schulleiters um Sachlichkeit und Wiederauf-
bau des Vertrauensverhältnisses bleiben vergebens. Er weist alle Vorwürfe des Vaters 
zurück und erläutert die rechtliche und schulpädagogischen Lage. Angesichts der vor-
urteilsbehafteten und verhärteten Haltung von Vater und älterem Bruder können die 
Therapiegespräche nicht mehr fortgesetzt werden. Auch wenn der Lehrer schon Be-
nachteiligung in unterschiedlichen Bereichen aufgrund seiner sexuellen Orientierung 
erlebt hat, spricht er (zunächst) nicht von Diskriminierung, sondern sieht sich `nur´ mit 
persönlichen oder religiös-kulturellen Vorurteilen konfrontiert.

SITUATIONSANALYSE

In dem Beispiel handelt es sich um eine Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung. Die-
se wirkt sich auf zwei Ebenen aus. Zum einen liegt durch die homophoben Äußerungen des Vaters 
und des Bruders eine Herabwürdigung und direkte Diskriminierung vor: die Abmeldung von der 
Maßnahme Homosexualität wird mit der Homosexualität des Lehrers begründet und stellt schwu-
le Männer bzw. Lehrer als grundsätzliche Gefahr für Jungen dar. Zum anderen deutet das Klima in 
der Schule, in dem ein offener Umgang mit Homosexualität noch nicht selbstverständlich ist, auf 
eine strukturelle Diskriminierung hin, die erst zu der Zuspitzung des Dilemmas für den homose-
xuellen Lehrer durch die Durchführung der Diversity-Woche führte. Letztendlich war die Projekt-
woche ein erster wichtiger Schritt zur Thematisierung von Homophobie an der Schule, und sie 
brachte an den Tag, dass die Mehrheit der Schüler*innen mit Migrationshintergrund und Muslime 
entgegen vorheriger Befürchtungen, keine Probleme mit der Homosexualität des Lehrers hatten. 

Informationen zu den rechtlichen Grundlagen der Verpflichtung zum Schutz von   
Schüler*innen vor Diskriminierung durch Mitschüler*innen, siehe Teil A, Seite 17

 
HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN 

• Klare Position der Schule, bzw. Schulleitung zum Thema Homophobie direkt gegenüber 
der Familie des Schülers sowie in der breiten Schulöffentlichkeit. Es ist hierbei deutlich 
zu machen, dass der Vorfall eine Diskriminierung darstellt und damit den Werten der 
Schule, die sich den Grundsätzen von Vielfalt und Diskriminierungsschutz verpflichtet 
sieht, entgegensteht.

• Da es sich um eine freiwillige Maßnahme handelt, hat die Familie das Recht, den Jungen 
abzumelden, und es ist in dem Fall kaum eine andere Intervention möglich, als die Ab-
meldung hinzunehmen. In ähnlichen Fällen, in denen es sich um Verweigerung der Teil-
nahme am Regelunterricht handelt, wäre die Umsetzung von Sanktionen möglich. Hier-
bei ist allerdings immer die Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen im Blick zu behalten.

• Auf der pädagogischen Ebene werden allerdings Sanktionen nicht unbedingt zu einer 
Haltungsänderung führen oder können sogar konfliktverschärfend wirken. Darum ist 
die Erwägung weiterer Reaktionsmöglichkeiten in der Schule wichtig: Da die einzige 
Möglichkeit eines verbindlichen Kontakts zur Familie und einer Auseinandersetzung 
mit dem Thema im Rahmen der Schule besteht, ist die Ebene eines Gespräches der 
Schulleitung mit dem Vater und dem Bruder wichtig. Letztendlich wurde durch die Ab-
meldung die Auflage, die auf der Schulkonferenz beschlossen wurde, nicht erfüllt und 
der Schulerfolg des Jungen ist hierdurch grundsätzlich gefährdet. Der Familie kann na-
hegelegt werden, sich verbindliche, außerschulische Hilfe zu suchen. In einem Eltern-
gespräch sollte die Haltung der Schule zum Thema Vielfalt und in diesem Fall Nichtdis-
kriminierung von Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung – seien es Lehrkräfte 
oder Schüler*innen – auch vor dem Hintergrund einer Vorbereitung eines Lebens in 
der Gesellschaft deutlich gemacht werden, in der Diversitätskompetenz heute zu den 
Anforderungen im Arbeitsleben gehört. Da in diesem Fall die Diskriminierung auf den 
Druck eines Familienmitglieds bzw. des älteren Bruders auf den Vater zurückging, ist es 
möglicherweise sinnvoll, diesen Bruder in das Gespräch mit einzubeziehen. 

• Es bestand vor dem Vorfall eine gute und vertrauensvolle Beziehung zwischen dem Schü-
ler und dem Lehrer, die durch die Beeinflussung durch den älteren Bruder zerstört wur-
de. Pädagogische Interventionen, die den Jungen in seiner autonomen Wahrnehmungs- 
und Handlungsfähigkeit stärken, zum Beispiel von Seiten der Schulsozialarbeiter*innen 
oder Vertrauenslehrer*innen könnten hier ansetzen.

• Schutz vor Viktimisierung: Wichtig ist, dass die Schulleitung und die Gesamtgremien 
deutlich machen, dass sie hinter dem Lehrer stehen bzw. die Diskriminierung als solche 
benannt wird und dass Schüler*innen Erziehungsmaßnahmen grundsätzlich nicht mit 
diskriminierenden Begründungen ablehnen dürfen.

• Die Schulleitung sollte dem betroffenen Lehrer Unterstützung anbieten bzw. nachfra-
gen, welche Unterstützung er sich wünschen würde.

• Der Ablehnungsgrund sollte in der Schulöffentlichkeit nur genannt werden, wenn das 
Einverständnis des betroffenen Lehrers vorliegt.

• Programme in der Schule, die in einer eins-zu-eins-Situation durchgeführt werden bzw. 
bei denen Schüler*innen mit einer Lehrkraft alleine in einem Raum sind, können vor 
allem in der Oberschule ein sensibles Thema sein. Hier können präventiv vertrauens-
fördernde Regelungen eingeführt werden, wie beispielsweise die Tür offen zu lassen 
oder ein vorheriges vertrauensbildendes Gespräch mit den Eltern bzw. der Familie der 
Schülerin oder des Schülers.

TEIL C

42 43Was tun wenn? Handlungsempfehlungen anhand von Fallbeispielen 



• Es gilt für die Schule insgesamt zu fragen und aufzuarbeiten, worauf die vorhergehen-
den Ängste in der Lehrerschaft basierten, die dazu führten, dass der Lehrer es vorzog, 
seine sexuelle Orientierung den Schüler*innen gegenüber zu verbergen. Im Rahmen 
von Diversity-Projekttagen oder -wochen zum Themenfeld sexuelle Vielfalt können 
Vorurteile abgebaut und eine Schulkultur des Respekts entwickelt werden. Teilweise 
gibt es in Schulen Befürchtungen, bestimmte `heikle´ Themen überhaupt z.B. im Rah-
men solcher Diversity-Projekttage anzusprechen, da dadurch Konflikte erst aufkom-
men oder die Schüler*innen mit bestimmten Themen überfordert würden. Hierbei ist 
zu beachten: auch die Thematisierung von Heterogenität und Diversität muss immer 
altersentsprechend geschehen. Vor allem bei Themen, die in irgendeiner Verbindung 
mit Sexualität stehen oder stehen könnten, sind – unabhängig vom kulturellen oder re-
ligiösen Hintergrund - in der Pubertät entwicklungspsychologisch altersentsprechende 
Reaktionsweisen der Jugendlichen pädagogisch einzubeziehen. 

• Manchmal beziehen sich aber bei dem Thema Homophobie die Befürchtungen auf 
bestimmte Gruppen, z.B. muslimische Schüler*innen. Hierbei ist immer selbstkritisch 
zu hinterfragen, inwieweit eigene Befürchtungen nicht selbst auf stereotypen Grup-
penbildungen beruhen, da es „die Muslime“ genauso wenig gibt, wie „die Schwulen“. 
Bildungsträger, die Angebote zu sexueller Vielfalt an Schulen machen, berichten davon, 
dass sie solchen Einstellungen oftmals in Schulen begegnen und bieten inzwischen 
entsprechende Fortbildungsangebote für Lehrkräfte an.30

Das Abgeordnetenhaus hat 2010 die Initiative Berlin tritt ein für Selbstbestimmung 
und Akzeptanz sexueller Vielfalt (ISV) beschlossen. Auf dieser Grundlage setzt sich 
der Senat für die Akzeptanz von sexueller Vielfalt und gegen die Diskriminierung von 
Menschen wegen ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Identität ein und führt verschie-
dene Maßnahmen durch, damit Diskriminierung, Mobbing und Gewalt auf Grund von 
Vorurteilen gegenüber Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen 
sowie queeren Personen (LSBTIQ) abgebaut bzw. verhindert wird. Für Schulen wurden 
verschiedene Angebote entwickelt: 

 · Kontaktpersonen für sexuelle und geschlechtliche Vielfalt/Diversity an Schulen

 · Fortbildungen für schulische Kontaktpersonen und weiteres pädagogisches Personal

 · Workshops für Schulklassen

 · Verleih von Medienkoffern, Materialien und Handreichungen

 · Beratungsmöglichkeiten für Schulen.

Kontakt und Informationen zu Bildung zu Akzeptanz von geschlechtlicher und sexueller 
Vielfalt: www.bildungsserver.berlin-brandenburg.de/themen/bildung-zur-akzeptanz-
von-vielfalt-diversity/sexuelle-vielfalt/ 

30  Beispielsweise die Fortbildungsangebote zu Religionen und sexueller Vielfalt der Bildungsinitiative Queerformat oder Diversity-Training 
zur Schnittstelle Geschlecht, Religion und sexuelle Identität der LADS-Akademie 

EXKURS: Diskriminierungserfahrungen von Lehrkräften

Eine deutschlandweite Umfrage der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat ergeben, dass 44% der 
lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans*, intergeschlechtlichen und queeren (LSBTIQ*) Lehr-
kräfte offen mit ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Identität umgehen. Ebenso viele sprechen spre-
chen an ihrem Arbeitsplatz nicht explizit darüber. Ein Drittel der befragten Lehrkräfte hat innerhalb 
der letzten 24 Monate Diskriminierungen aufgrund ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Identität 
erlebt. Lehrkräfte an Schulen, an denen ihr Arbeitgeber sie über den Schutz des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes aufgeklärt hatte, es eine Beschwerdestelle gibt und sexuelle und geschlechtliche 
Vielfalt in den offiziellen Lehrplänen als Thema verankert ist, berichten seltener von Diskriminierungs-
erfahrungen. Insgesamt bewerten die Befragten das Schulklima an ihren Schulen überwiegend positiv. 
Allerdings gaben neun von zehn an, in den vergangenen 12 Monaten LSBTIQ*-feindliche Beschimp-
fungen oder Äußerungen von Schüler*innen gehört zu haben. Die Hälfte der Lehrkräfte, dass sexuelle 
und geschlechtliche Vielfalt nicht offizieller Bestandteil der Lehrpläne ihrer Schule ist (ADS 2017b).

Eine Untersuchung zu den Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen von Referendar*innen 
und Lehrer*innen mit Migrationshintergrund an deutschen Schulen, in dessen Rahmen 159 
Referendar*innen und Lehrer*innen mit Migrationshintergrund befragt wurden, kam zu dem Ergeb-
nis, dass Rassismus- und Diskriminierungserfahrungen es dieser Gruppe schwer machen, sich im 
Lehrerberuf zu etablieren. 60% der befragten Lehrkräfte und Referendar*innen gaben an, dass sie 
Diskriminierungs- und Rassismuserfahrungen in der Schule gemacht haben. Von der Mehrheit wurden 
die Kolleg*innen und Vorgesetzten als diejenigen benannt, von denen die Diskriminierung ausging, 
während Schüler*innen und Eltern eher nachrangig als Diskriminierende genannt wurden. Diejenigen, 
die in der schriftlichen Befragung angaben, keine Diskriminierungserfahrungen gemacht zu haben, 
berichteten allerdings in den vertiefend durchgeführten Interviews auch von ähnlichen Erfahrungen, 
wie die anderen. Allerdings stellten sie diese Erlebnisse – wie der Lehrer im Beispielfall – nicht als 
Diskriminierung dar. Von den Lehrkräften und Referendar*innen, die angaben, dass sie keine Diskri-
minierungserfahrungen im Berufskontext erlebt haben, fühlte sich fast ein Viertel leistungsbezogen 
benachteiligt und berichtet von der Anwendung „doppelter Standards“ bei Lehrenden mit und ohne 
Migrationshintergrund (Fereidooni 2015).

4.4 Wenn die Schule Eltern/Sorgeberechtigte diskriminiert…

Eltern und Familienangehörige berichten in der Antidiskriminierungsberatung von Respektlosig-
keit, subtilen oder offenen Abwertungen und Diskriminierung durch einzelne Lehrkräfte, Schul-
leitungen oder anderes Schulpersonal. Diese machen ihnen die Kommunikation und Zusammen-
arbeit als Erziehungspartner*innen auf gleicher Augenhöhe schwer bis unmöglich und nähren 
eine Haltung des Misstrauens gegenüber der Institution Schule. Beispiele für solche Erfahrungen 
sind: Eine Mutter, Geflüchtete aus Syrien, beschwert sich, dass sie in der Schule häufig nicht vom  
Schulpersonal gegrüßt wird. Auch wenn sie zuerst grüßt, wird der Gruß nie erwidert. Beide El-
tern sind zum Gespräch mit der Klassenlehrerin ihres Sohnes in die Schule eingeladen. Der Va-
ter ist schwarz, die Mutter weiß. Während des gesamten Gesprächs schaut die Klassenlehre-
rin nur die Mutter an, spricht den Vater nicht mit an und behandelt ihn, als wäre dieser gar nicht 
anwesend. Der Vater sagt danach zur Mutter: „Das nächste Mal kannst du gleich alleine ge-
hen. Ich bin hier unerwünscht.“ Beim Elterngespräch zum Übergang auf die Oberschule sagt  
der Lehrer den türkeitstämmigen Eltern direkt: „Ihr Junge gehört nicht aufs Gymnasium!“ Auf die verwun-
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derte Nachfrage, warum? erhalten sie keine nachvollziehbare Antwort. Eine syrische Schülerin muss beim 
Wechsel von der Willkommensklasse in eine Regelklasse die Schule wechseln. In der Regelklasse der 
neuen Schule fühlt sie sich sehr unwohl und fehlt darum öfters. Im Elterngespräch beschweren sich die 
Lehrer*innen bei den Eltern über das Fehlen der Tochter: Sie bekomme doch hier in Deutschland alles um-
sonst. Sie beide müssten jedoch sehr hart arbeiteten, damit dies von ihren Steuergeldern bezahlbar sei und 
die Schülerin wisse das nicht zu schätzen. Ein Schulleiter sagt zu einer vermeintlich deutschen Mutter, dass 
er auf der Homepage seiner Schule gerne vor allem Bilder von blonden Kindern abbildet, damit sich auch 
die „richtigen“ Eltern bei seiner Schule angesprochen fühlen und sich vor allem „Deutsche“ anmelden. 

Beispiel: Der 10-jährige Sohn einer alleinerziehenden polnischen Mutter ist seit länge-
rer Zeit in der Schule durch sein aggressives Verhalten auffällig. Er stört den Unterricht 
und verhält sich anderen Mitschüler*innen gegenüber gewalttätig. Es gab bereits meh-
rere Gespräche diesbezüglich und er wurde mehrfach durch Ordnungsmaßnahmen 
gemaßregelt. Es wird ein Zusammenhang mit dem posttraumatischen Belastungssyn-
drom des Vaters vermutet, der hierunter seit einem Kampfeinsatz als Soldat leidet. Die 
Familie sucht nach Unterstützung für den Jungen. Die Mutter ist erst vor einem Jahr 
ohne Deutschkenntnisse mit ihren Kindern nach Deutschland gekommen. Sie ist Aka-
demikerin und würde gerne auch eine Arbeit entsprechend ihrer Qualifikation finden. 
Sie besucht tagsüber einen durch das Jobcenter bezahlten Integrationskurs und arbei-
tet abends als „Aufstockerin“ als Putzfrau. Die ältere Tochter spricht sehr gut Deutsch 
und macht eine Ausbildung. Aufgrund der mangelnden Deutschkenntnisse der Mutter 
übernimmt die Tochter die Kommunikation mit der Schule und kommt zu Gesprä-
chen in die Schule mit, um für die Mutter zu übersetzen.      
 
In letzter Zeit beschwert sich die Schule, dass das Verhalten des Jungen immer schwie-
riger wird und die Schulleiterin beruft eine Schulkonferenz ein. Der Termin wird auf 
einen Tag gelegt, an dem die Tochter wegen ihrer Ausbildung nicht zur Übersetzung 
dazukommen kann. Die Schulleitung hält trotzdem an dem Termin fest und lehnt auch 
ab, eine/n Sprachmittler*in für den Termin hinzuzuholen, da dies zu teuer sei. Sie sagt 
der Mutter, sie solle trotzdem kommen, „sie müsse Deutsch lernen“. Die Mutter kann 
der Sitzung kaum folgen. Der Sonderpädagoge versucht der Mutter per ‚Google trans-
late‘ den Gesprächsinhalt zu übersetzen, doch trotzdem versteht die Mutter ihn nicht 
und kann sich auch nicht in das Gespräch einbringen. Auf der Schulkonferenz wird 
beschlossen, dass das aggressive Verhalten des Jungen nicht mehr tragbar sei und er 
deswegen für die kommenden 10 Tage von der Schule suspendiert werde. Nach den 
10 Tagen könne er zunächst nur verkürzt für täglich 2 ½ Stunden die Schule besuchen. 
Während der verkürzten Unterrichtsphase dürfe der Junge auch nicht mehr den Hort 
besuchen, obwohl er sich dort nicht auffällig verhalten hatte. Dieser Beschluss hat für 
die Familie massive Auswirkungen. Da der Integrationskurs durch das Jobcenter finan-
ziert ist besteht eine Anwesenheitspflicht. Wenn die Mutter diese nicht einhalten kann 
muss sie mit Kürzungen der Bezüge rechnen. Die ohnehin große Belastungssituation 
aufgrund der Sorgen um den Sohn und die Suche nach einer Therapiemöglichkeit für 
ihn spitzt sich nun noch durch die finanzielle Bedrohung  zu. Die Mutter kann den Inte-
grationskurs nicht mehr regelmäßig besuchen und verliert ihren Putzjob. Zudem hat die 
Schulleiterin ohne Wissen der Familie das Jugendamt informiert. Mutter und Schwester 
fühlen sich durch die Schule diskriminiert. Die Situation belastet auch die Schwester 
sehr, die darum bemüht ist, ihre Ausbildung erfolgreich abzuschließen.

SITUATIONSANALYSE

In dem Fall brachte der mangelnde Nachteilsausgleich durch Bereitstellung einer Sprachmittlung bei 
einer wichtigen Klassenkonferenz für die polnische Mutter eine erhebliche Benachteiligung in der 
Wahrnehmung ihres elterlichen Erziehungsrechts mit sich. Deswegen kann hier von einer indirek-
ten Diskriminierung anknüpfend an die ethnische Herkunft bzw. die Sprache gesprochen werden. In 
Schulen wird teilweise aus der Verwaltungsvorgabe der „Amtssprache Deutsch“ ein starres Festhal-
ten an einer monolingualen Schulkultur interpretiert. Die Erziehungswissenschaftlerin Ingrid Gogo-
lin spricht vom monolingualen Habitus der multilingualen Schule (Gogolin 1994). Dieses steht den 
Vorgaben des Berliner Schulgesetzes zur interkulturellen Ausrichtung der Schulgestaltung sowie der 
Kultusministerkonferenz zur Kooperation mit Eltern mit Migrationshintergrund entgegen (siehe Teil 
A, Seite 16). Auch wenn es keinen Rechtsanspruch auf Sprachmittler*innen in der Schule gibt, wer-
den bei wichtigen Schulgesprächen migrantische Eltern, die keine ausreichenden Deutschkenntnisse 
haben, benachteiligt. Hinzu kommt, dass durch die in der Schule beschlossene Maßnahme die allein-
erziehende Mutter in ihrer sozial prekären Situation durch eine mögliche Kürzung der Sozialleistungen 
in einem besonderen Maße bedroht ist. Dass die Schulleitung hierauf keine Rücksicht nimmt, hat für 
sie weitreichende Folgen und benachteiligt sie darum gegenüber Eltern in einer finanziell sicheren 
Lage. Es kann hier also auch noch von einer Diskriminierung aufgrund des sozialen Status gesprochen 
werden. 

Informationen zu den rechtlichen Grundlagen der Verpflichtung zum Schutz von   
Schüler*innen vor Diskriminierung durch Mitschüler*innen, siehe Teil A, Seite 16

 
HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN

• Einbezug von kultursensiblen Sprachmittler *innen: Um allen Schüler*innen den 
gleichen Zugang zur Bildung zu gewährleisten, ist der Einsatz von professionellen 
Sprachmittler*innen in Gesprächen für Eltern und Schüler*innen, die der deutschen 
Sprache nicht (ausreichend) mächtig sind, unumgänglich. Nicht nur fehlende deutsche 
Sprachkenntnisse, sondern auch die mangelnde Kenntnisse des deutschen Schul- und 
Sozialsystems deutsche Schul- und Sozialsystem sowie der Bildungs- und Erziehungs-
ziele an Schulen kann die Eltern beim Zugang an einer gleichberechtigten Bildungsteil-
habe ihrer Kinder behindern. Auch gehaltvolle Gespräche über Unterschiede zwischen 
der hiesigen und kulturell bedingten Bildungs- und Erziehungszielen sind erst durch 
den Einsatz von Sprachmittler*innen möglich. Die im Schulalltag immer noch gängige 
Praxis, erwachsene Familienangehörige oder (minderjährige) Schüler*innen in Eltern-
gesprächen als Übersetzer*innen einzusetzen, ist aus vielerlei Hinsichten bedenklich. 
Einerseits stellt die Aufgabe für die parteilichen Begleiter*innen ohne professionelle 
Schulung als auch für die Eltern - die in ihrem eigenen Netzwerk erst eine passende 
Person organisieren müssen - eine Überforderung dar. Bei Schüler*innen, die in die Rol-
le der Vermittler*in und Übersetzer*in gedrängt werden, ist nicht nur die Übersetzung, 
sondern auch die emotionale Doppelrolle, in der sie sich befinden, eine zusätzliche 
Belastung. Hinzu kommt, dass die Kinder vor ihren Eltern in die Rolle des Erwachsenen 
gedrängt werden, was zusätzlich die Autorität der Erziehungsberechtigten untergräbt. 
Der Einsatz von Sprachmittler*innen aus dem Lehrer*innenkollegium oder des pädago-
gischen Personals erweist sich als zielführender. Aber auch hier können die übersetzen-
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den Lehrer*innen, bedingt durch die Sprach- und Kulturvermittlung auf der einen Seite 
und ihrer Rolle und Perspektive als Lehrer*in auf der anderen Seite, in Rollenkonflik-
te geraten. Langfristig können externe, unparteiliche Sprachmittler*innen die Lösung 
sein, diese Schieflage zu beheben. Darum sind mindestens bei den zentralen (entschei-
dungsrelevanten) Gesprächen, wie z.B. Klassen- und Schulkonferenzen oder Gesprä-
chen zu einem sonderpädagogischen Förderbedarf professionelle Sprachmittler*innen 
einzubeziehen

• diversitysensible, diskriminierungsbewusste wertschätzende Kommunikation und 
Vertrauensaufbau mit Eltern/Sorgeberechtigten: Im Beispielfall stieß die Mutter mit 
ihren Sorgen auf kein Verständnis und sogar Abwehr bei der Schulleitung. Ähnliche Er-
fahrungen, von Schulleitungen oder Lehrkräften nicht respektiert, angehört, leichtfertig 
abgewiegelt oder gar abfällig behandelt zu werden führen oftmals dazu, dass Eltern 
schulischen Entscheidungen nicht trauen und sich grundsätzlich diskriminiert fühlen. 
Nur durch einen respektvollen Umgang und eine wertschätzende Kommunikation kann 
Vertrauen aufgebaut und ein Klima geschaffen werden, in dem sich alle Eltern wohl und 
verstanden und als Erziehungspartner*innen auf Augenhöhe wahrgenommen erleben. 
Zu einer wertschätzenden Kommunikation gehören die Einbeziehung interkultureller 
Sensibilität und die Rücksichtnahme auf die soziale und familiäre Situation der Familie 
z.B. bei der Vereinbarung von Gesprächsterminen in der Schule.

• Siehe hierzu die Fachbriefe der Senatsverwaltung zur Interkulturellen Bildung und 
Erziehung sowie zur Kooperation von Schule mit Eltern mit Migrationshintergrund: 
www.bildungsserver.berlin-brandenburg.de/unterricht/fachbriefe-bln/fachbriefe-ue-
bergreifend/fachbriefe-eltern-mit-migrationshintergrund/

• Inklusive schuldemokratische Strukturen: auch wenn es im hektischen Schulalltag 
oftmals eine besondere Herausforderung darstellt, ist die Bedeutung der Einbeziehung 
von Eltern und Sorgeberechtigten der verschiedenen Herkunfts- und Zugehörigkeits-
gruppen in die Erziehungsaufgaben der Schulen von zentraler Bedeutung und trägt 
wesentlich zu Schulerfolg und einer motivierenden Schulatmosphäre bei. Es ist des-
wegen wichtig, Ausgrenzungs- und Diskriminierungsgefühlen durch eine ausgeprägte 
Willkommenskultur für Eltern und gut funktionierende, inklusive schuldemokratische 
Gremien, in denen sich alle Elterngruppen vertreten fühlen, entgegenzuwirken.

4.5 Benachteiligende Schulregelungen und Verfahren mit  

erhöhtem Diskriminierungspotential

Diskriminierung findet nicht nur auf einer interpersonellen Ebene statt, sondern kann auch indirekt 
bzw. mittelbar zu Benachteiligungen führen. Es sind dann vermeintlich neutrale Regelungen, Krite-
rien oder Verfahren, die bestimmte Personengruppen in der Umsetzung strukturell schlechterstellen 
und benachteiligen. Beispielsweise, wenn Eltern bei der Schulanmeldung einer Grundschule eine 
Vereinbarung unterzeichnen müssen, in der sie sich dazu verpflichten, dass ihr Kind im Schulgebäude 
keine Kopfbedeckung tragen wird, dann benachteiligt das muslimische Schülerinnen oder Jungen, 
die eine jüdische Kippa oder einen Sikh Turban tragen. Ebenso bringen pauschale „Muttersprach-
verbote“ im Rahmen von Hausordnungen, Bildungsleitlinien und Bildungsvereinbarungen, die in der 
Praxis nur spezifische Sprachen, wie Türkisch oder Arabisch betreffen, für Personen mit bestimm-

ten Migrationsgeschichten eine Abwertung mit sich und leisten kulturellen Hierarchisierungen und 
Rassismus Vorschub (ADS 2013: 108). Auch wenn neuzugewanderte Eltern aufgrund mangelnder 
deutscher Sprachkenntnisse, wichtigen Schulgesprächen nicht ausreichend folgen können, da kein/e 
Sprachmittler*in anwesend ist, können sie ihr elterliches Sorgerecht nicht ausüben und keine infor-
mierten Entscheidungen treffen. Eine nicht ausreichende Sicherstellung, dass alle Eltern unabhängig 
von z.B. Sprachkenntnissen oder Bildungsgrad alle wichtigen Informationen erhalten und verstanden 
haben, bringt für verschiedene Elterngruppen besondere Benachteiligungen mit sich und führt regel-
mäßig zu Missverständnissen, Vorurteilen, Misstrauen und Konflikten zwischen Schulen und Eltern-
häusern. Bestimmte Verfahren und institutionelle Prozesse sind besonders anfällig für strukturelle Be-
nachteiligungen und bringen erhöhte Diskriminierungsrisiken mit sich. Hierzu gehören beispielsweise 
die Notengebung, Übergangsempfehlungen und Feststellungsverfahren für die Sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte Lernen sowie emotionale und soziale Entwicklung oder das Aufnahmeverfahren 
für die Oberschulen. 

Beispiel: Diskriminierungsrisiken im Verfahren zur Feststellung eines sonderpäda-
gogischen Förderbedarfs im Förderschwerpunkt Lernen     
 
Die Grundschülerin Gülhane31 muss die zweite Klasse wiederholen, da sie langsamer lernt 
als ihre Mitschüler*innen. Während der zweiten Klasse wird von der Klassenlehrerin ein 
Antrag auf einen sonderpädagogischen Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen 
(SPF – L) gestellt. Der türkeistämmigen, durch das Kopftuch erkennbar muslimischen 
Mutter, wird mitgeteilt, dass ihre Tochter eine Förderung bekommen werde. Die Mutter 
nimmt an, dass es sich um eine Art Nachhilfe- Unterricht handelt und stimmt zu. Über 
Bedeutung, Umfang und Konsequenzen des SPF Lernen, wie die Unterrichtung nach 
einem reduzierten Lehrplan bzw. einem Förderplan, die spezielle Benotung oder die 
langfristigen Einschränkungen für die Bildungs- und Berufslaufbahn wird sie nicht infor-
miert. Ab der dritten Klasse wird Gülhane in Deutsch und Mathematik nach dem Förder-
plan unterrichtet. Der Förderunterricht wird auf die Zeit des Englischunterrichts gelegt, 
an dem sie deswegen nicht mehr teilnehmen kann. Ab der vierten Klasse wird sie darü-
ber hinaus noch in Sachkunde nach dem Förderplan unterrichtet, obwohl sie in diesem 
Fach in der dritten Klasse mit einer ‚2‘ benotet worden war.      
 
Gülhane leidet unter der Stigmatisierung und bittet, nicht mehr aus dem Englischun-
terricht herausgenommen zu werden. Zum Ende der dritten Klasse wird die Mutter bei 
der Zeugnisausgabe zudem durch ̀ die Sternchenbenotung´ darauf aufmerksam, dass ihre 
Tochter anders benotet wird und spricht die inzwischen neue Klassenlehrerin darauf an. 
Diese informiert sie über die sonderpädagogische Förderung, teilt ihr aber auch mit, dass 
sie bei Gülhane keinen Bedarf (mehr) hierfür sieht und dass sie das mit der Schulleitung 
besprechen will. Zur selben Einschätzung kommen unabhängig voneinander auch die 
Sonderpädagogin und der Deutschlehrer. Als die Mutter nun den Sonderpädagogischen 
Förderbedarf (SPF) aberkennen lassen will, stößt sie bei der Schulleitung auf massive 
Widerstände. Erst durch die Unterstützung der Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz 
an Schulen (ADAS), wird der notwendige Kontakt zum SIBUZ als zuständige Stelle her-
gestellt und der Mutter ermöglicht, die nötigen Informationen zum Verfahren zu erhalten 
und ein erneutes Gutachten zur Aberkennung zu beantragen. 

31  Name zur Anonymisierung geändert.
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Die Mutter fühlt sich in dem ganzen Verfahrensverlauf auf verschiedenen Ebenen be-
nachteiligt: Trotz mehrfachen Nachfragens wird sie zu keinem Zeitpunkt über die tat-
sächliche Bedeutung des SPF- Lernens mit all seinen Folgen für den weiteren Bildungs-
verlauf für ihr Kind informiert. Als sie um Einsicht in die Schüler*innenakte bittet, wird 
ihr diese, trotz mehrfacher mündlicher und schriftlicher Anfragen, verwehrt bzw. immer 
wieder herausgezögert, bis die Akte schließlich bereits ans SIBUZ zur Bearbeitung wei-
tergeleitet ist und die Mutter nun deswegen nicht mehr Einsicht nehmen kann. Auch 
eine ihr zustehende Kopie des Gutachtens wird ihr verweigert. Die Kommunikation der 
Schule mit der Mutter ist durch ein Nicht-Ernst-Nehmen und Respektlosigkeit geprägt: 
Die Sekretärin „vergisst“ es, die Schulleiterin über Gesprächstermine zu informieren. 
Die Schulleiterin selbst wiegelt die Mutter immer wieder ab, wenn diese versucht, 
sie persönlich anzusprechen und verschiebt jedes Mal erneut die Gesprächstermine. 
In den Gesprächen und Telefonaten lässt sie die Mutter selten zu Wort kommen oder 
weist ihre Argumente mit kurzem Kommentar als unerheblich ab.     
 
Letztendlich konnte erwirkt werden, dass ein neues Gutachten erstellt wird. Obwohl 
dieses von derselben Gutachterin erstellt wurde, wie das erste, wurde kein Sonder-
pädagogischer Förderbedarf mehr bei Gülhane festgestellt und der Förderstatus ab-
erkannt. Die Schülerin wurde wieder nach dem regulären Lehrplan unterrichtet und 
benotet. Nach Erstellung des zweiten Gutachtens fragte die Gutachterin die Mutter, 
ob sie nicht trotzdem den SPF-Status behalten könne, da dadurch die Zusatzstunden 
für die gesamte Klasse sichergestellt wären. Die ersten Noten Gülhanes nach der Ab-
erkennung - obwohl zwei Jahre in drei Fächern nach einem reduzierten Lehrplan unter-
richtet und aus dem Englischunterricht ganz rausgenommen – lagen in diesen Fächern 
zwischen zwei und drei.         
 
Der Umgang hinterlässt bei der Familie den Eindruck, als ob die Schulleitung mit allen 
Mitteln die Einleitung des Aberkennungsverfahrens des SPF-Lernens für Gülhane zu 
verhindern versuchte. Es erscheint ihnen so, als ob die Schulleitung der bestmöglichen 
Förderung der Entwicklung ihres Kindes keinerlei Wert beimisst, sondern es soll ihr 
sogar zugemutet werden, Benachteiligungen zum Wohle der anderen hinzunehmen. 
Die Herausnahme aus dem Englischunterricht wird trotz emotionaler Belastung für das 
Kind schulorganisatorisch begründet, es wäre so für die Sonderpädagogin einfacher. 
Die Mutter äußert: „Die Schule nahm Nachteile für meine Tochter in Kauf, um weitere 
Lehrerstunden zu erhalten.“

SITUATIONSANALYSE:

Es handelt sich in dem Beispiel um eine mittelbare institutionelle Diskriminierung anknüpfend an die 
ethnische Herkunft und Religion. Diese manifestierte sich auf zwei Ebenen. Zum einen in der Benach-
teiligung des Kindes durch die Nichtgewährung seines Rechts auf bestmögliche Bildungschancen und 
Abschlüsse. Zum anderen erlebte die Mutter, bei ihrem Bemühen, die Rechte des Kindes zu vertreten, 
dass die Schule ihre Elternrechte nicht respektiert (siehe hierzu auch Kapitel 3.1 Elternrechte, Seite 
16 ). Das Kind empfindet „die Maßnahme“ als Strafe. Die Mutter kann ihm aber zu „der Maßnahme“ 
keine Erklärungen liefern, geschweige denn, es emotional unterstützen, da sie selbst nicht informiert 
wurde. Die Schule hat es versäumt, sie ausreichend darüber zu informieren, was die sonderpädago-
gische Förderung bedeutet und beinhaltet und wie das Verfahren abläuft. Auch wurde ihr nicht, die 

ihr als Erziehungsberechtigte zustehende, (zeitnahe) Einsicht in die Schülerakte ihrer Tochter gewährt. 
Und auch eine Kopie des Gutachtens zur Feststellung des Sonderpädagogischen Förderbedarfs hätte 
der Mutter ausgehändigt werden müssen.

Gülhanes Mutter erlebte aufgrund ihrer türkeistämmigen, muslimischen Herkunft im Feststellungs- 
sowie Aberkennungsverfahren des SPF wie oben beschrieben eine Schlechterbehandlung in der 
Schule. Diese Benachteiligung reicht bis zur Verwehrung von ihr zustehenden Elternrechten, wie die 
Einsicht der Schüler*innenakte oder die Aushändigung einer Kopie des Gutachtens. Auch wenn von 
Seiten der Schule niemals ein expliziter Bezug auf die ethnische oder religiöse Herkunft der Familie 
gemacht wurde und die konkrete Benachteiligung im Vergleich zum Umgang mit anderen Eltern und 
Schüler*innen schwer nachweisbar ist, ist der Zusammenhang zwischen Herkunft und Zuweisung ei-
nes SPF statistisch nachgewiesen und die Erfahrung von Gülhane kein Einzelfall. (siehe hierzu Exkurs 
Erhöhte Diskriminierungsrisiken im Feststellungsverfahren zum sonderpädagogischen Förderbedarf, 
Seite 51).

Für Lehrkräfte und Pädagog*innen ohne Zuwanderungsgeschichte ist in solchen bzw. vergleichbaren 
Fällen der Diskriminierungszusammenhang teilweise schwer nachzuvollziehen, da sie nicht verstehen, 
wie Eltern die Zuweisung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs als diskriminierend empfinden 
können, da es sich hier – im Gegenteil – gerade um einen Nachteilsausgleich für Schüler*innen mit 
erschwerter Lernausgangslage handelt. Hierbei ist wichtig zu unterscheiden: 

• die Feststellung sowie Förderung/Nachteilsausgleich im Rahmen eines Sonderpädago-
gischen Förderbedarfs an sich stellt keine Diskriminierung dar, sondern im Gegenteil, 
wenn es den tatsächlich förderungsbedürftigen Schüler*innen zu Gute kommt, ist die 
Ungleichbehandlung sachlich gerechtfertigt und dient als `positive Maßnahme´ (Defi-
nition siehe Seite 14), der Kompensation von Benachteiligung bzw. dem strukturellen 
Nachteilsausgleich und ermöglicht dadurch chancengerechte Bildung.

• Das Feststellungsverfahren zum SPF Lernen und emotionale Entwicklung an Schu-
len birgt allerdings als Prozess ein erhöhtes spezifisches Diskriminierungspotential für 
bestimmte Gruppen (Siehe hierzu Seite Exkurs auf 51). Wenn es aufgrund dessen dazu 
kommt, dass Schüler*innen der Risikogruppen ohne tatsächlichen entsprechenden 
Förderbedarf (zum Beispiel einer Lernbehinderung) einen solchen zugewiesen bekom-
men und aufgrund dieser Zuweisung geringere Chancen der Lernentwicklung sowie 
der Erlangung (höherer) Schulabschlüsse haben, dann liegt eine Diskriminierung vor. 
Aber auch die zwingende „zieldifferente“ Unterrichtung für Schüler*innen mit dem SPF 
„Lernen“ birgt erhöhte Stigmatisierungsrisiken (§ 18 Abs. 3 SonderpädagogikVO).

 
 

HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN

• Reintegration in den Englischunterricht und Vermeidung von Segregation: Förderbe-
dürftige Kinder aus dem regulären Unterricht rauszunehmen sollte nur in den seltens-
ten Fällen und dann sehr überlegt geschehen. Damit der zusätzliche Förderunterricht 
nicht während des Regelunterrichts stattfinden muss, sollte eine andere organisatori-
sche Regelung gefunden werden. Eine bessere Alternative wäre beispielsweise eine 
zweite Lehrkraft in die Klasse mit hineinzunehmen. 

• Fortbildung für Qualität eines inklusiven Unterrichts für Lehrkräfte und pädagogisches 
Personal: Kompetenzerweiterung zu Fragen: wie kann der inklusive Unterricht so ge-
staltet werden, dass es nicht zu erneuter schulinterner Segregation (z.B. durch Raus-
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nahme aus Regelunterricht) kommt und die Stigmatisierung von Kindern, die einen 
sonderpädagogischen Förderstatus verhindert werden?

• Informationsrechte der Eltern und transparente Kommunikation: Damit Eltern/Erzie-
hungsberechtigte ihr Erziehungsrecht kompetent ausüben bzw. wichtige Bildungsent-
scheidungen treffen und ihre Kinder dabei begleiten können, sind ihnen die wesentli-
chen Informationen zu vermitteln. Für gelingende Elternkooperation ist eine offene und 
transparente Kommunikation auf Augenhöhe ausschlaggebend. Zu einer transparenten 
Kommunikation gehört es, Sinn, Chancen sowie Risiken des Nachteilsausgleichs durch 
eine Sonderpädagogische Förderung zu erklären. Hierzu gehört auch eine Aufklärung 
über die Konsequenzen und damit verbundenen Nachteile für das Kind für den wei-
teren Schulbesuch, wie beispielsweise die Unterrichtung nach einem Förderplan und 
die `Sternchenbenotung´. Vor allem bei Eltern mit Migrationsgeschichte ist nicht davon 
auszugehen, dass sie das deutsche System der Sonderpädagogischen Förderung ken-
nen.

• Beratung und persönliche Gespräche: Frühzeitige und persönliche Beratung und ver-
bindliche Ansprechpersonen in der Schule sind für Mutter und Kind wichtige Voraus-
setzungen für gut funktionierende Erziehungspartnerschaften im Kontext des SPF-Ver-
fahrens.

• Konzeptionelle Weiterentwicklung schulinterner Inklusionsberatung: Um eine diver-
sitätskompetente und diskriminierungssensible Begleitung von Eltern /Erziehungs-
berechtigten im Verlauf des Feststellungsverfahrens zu gewährleisten, ist es wichtig, 
Maßnahmen im Schulkonzept zu verankern, die Stigmatisierungs- und Benachteili-
gungsrisiken im Verfahren minimieren. Hierzu gilt es grundsätzlich zu klären: Wie bera-
ten wir an der Schule? Was haben Eltern für Informationsbedürfnisse und Ängste? Wer 
sind verlässliche Ansprechpersonen? Um Verunsicherungen oder Missverständnissen 
entgegenzuwirken, muss sichergestellt werden, dass das Feststellungsverfahren zum 
SPF Eltern verständlich und nachvollziehbar erklärt wird. Es kann nicht davon ausge-
gangen werden, dass Eltern das Verfahren kennen, darum ist eine genaue Erklärung 
einer sonderpädagogischen Förderung v.a. im Unterschied zu Nachhilfe notwendig.

• Einbezug des SIBUZ: Bei allen offenen Fragen zu Inklusion und Umsetzung von SPF bie-
ten externe Fachkräfte der SIBUZen Schulen auf bezirklicher Ebene fachliche Beratung 
und Unterstützung an. Eltern und Schüler*innen können sich bei Fragen rund um die 
SPF auch direkt an die SIBUZe wenden.

• Fortbildung für Qualität eines inklusiven Unterrichts für Lehrkräfte und pädagogisches 
Personal: Kompetenzerweiterung zu Fragen: Wie kann der inklusive Unterricht so ge-
staltet werden, dass es nicht zu erneuter schulinterner Segregation (z.B. durch Her-
ausnahme aus dem Regelunterricht) kommt und die Stigmatisierung von Kindern mit 
einem einen sonderpädagogischen Förderstatus verhindert wird?

EXKURS: Erhöhte Diskriminierungsrisiken im  

Feststellungsverfahren zum sonderpädagogischen Förderbedarf  
für Schüler*innen mit Migrationsgeschichte

Die Überrepräsentation bestimmter Bevölkerungsgruppen beispielsweise in Förderschulen ist laut ei-
nes Urteils des EGMR zur Situation von Roma-Kindern in tschechischen Förderschulen ein deutliches 
Indiz für das Vorhandensein indirekter Diskriminierung (DIMR 2017: 36). Der Nachweis institutioneller 
Diskriminierung mittels statistischer Daten wurde vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) 2007 in dem Fall D. H.u.a./Tschechische Republik verwendet. In dem Fall hatte der EGMR 
in einem Grundsatzurteil entschieden, dass die überproportionale Zuweisung von Roma-Kindern auf 
Sonderschulen in Tschechien als mittelbare Diskriminierung aus rassistischen Gründen zu werten ist. 
Da der Staat und das tschechische Bildungssystem die besonderen Bedürfnisse der Roma-Kinder 
nicht ausreichend berücksichtigte und Roma-Kinder überdurchschnittlich häufig auf Schulen für Kin-
der mit geistiger Behinderung überwies, erhielten sie im Ergebnis eingeschränkte Ausbildungs- und 
Berufsmöglichkeiten, die ihre nachfolgende persönliche und berufliche Entwicklung beeinträchtigte.
Bildungsstudien haben für Deutschland festgestellt, dass Schüler*innen mit Migrationsgeschichte 
wesentlich häufiger von einer der sonderpädagogischen Klassifizierung vor allem den Sonderpäd-
agogischen Förderschwerpunkten „Lernen“, „Emotionale und soziale Entwicklung“ und „Sprache“ 
und/oder segregierten Beschulung betroffen sind als andere und dadurch strukturell verminder-
te Lernopportunitäten im Bildungssystem haben. Für Berlin zeigt sich, dass, obwohl allgemein die 
Schüler*innenzahlen an öffentlichen Schulen mit Sonderpädagogischen Förderschwerpunkt seit Jah-
ren stetig abnehmen, der Anteil der Schüler*innen nichtdeutscher Herkunftssprache gleichbleibend 
hoch ist (SenBJF 2018: 47).

Verfahren zur Feststellung eines Sonderpädagogischen Förderbedarfs werden häufig dann eingeleitet, 
wenn Kinder in der Schule nicht zurechtkommen, im Unterricht nicht genug verstehen, ein auffälliges 
Verhalten zeigen oder den Unterricht stören. Das Defizit wird bei den Kindern als Schulschwierig-
keit verortet und an eine bestimmte Herkunft geknüpft (ADS 2013: 85ff). Es hat sich auch gezeigt, 
dass bei den gleichen Leistungsschwächen die Wahrscheinlichkeit, von in Schulen als `Problemkinder´ 
wahrgenommenen Schüler*innen mit einem Unterschichts- und/oder Migrationshintergrund eine 
sonderpädagogische Förderzuweisung zu bekommen im Vergleich zu Mittel- und Oberschichts- so-
wie authochtonen Kindern weitaus höher ist (Kerstin Merz-Atalik 2014). Strukturelle Gründe, vor 
allem die Verknüpfung der Zuweisung zusätzlicher Mittel an Schulen mit bestimmten defizitären `Eti-
kettierungen´ - das sogenannte „Ressourcen-Etikettierungs-Dilemma“ - befördern diese Praxis an 
Schulen (Powell et al. 2014).

Die Erfahrungen verminderter Lernopportunitäten und schulischer Barrieren aufgrund von rassisti-
scher Diskriminierung prägen Familien mit Zuwanderungsgeschickte, aus ethnischen Minderheiten 
und/oder sozio-ökonomisch schwachen Familien über Generationen und befördern ein Grundmiss-
trauen gegenüber Schule. Die Unterschätzung der schulischen Leistungsfähigkeit geht einher mit der 
Verkennung von Begabungen, denn die Potentiale von Schüler*innen mit Zuwanderungsgeschich-
te werden aus Gründen wie der defizitären Sprachkompetenz, der mangelnden Wertschätzung von 
Mehrsprachigkeit, den kulturell-gesellschaftlichen Konzeptionen von Begabung oder - da auch Intel-
ligenzkonzepte kulturspezifisch sind - testdiagnostischen Verzerrungen, oftmals nicht angemessen 
wahrgenommen (Uslucan 2015). Unzählige, heute erfolgreiche Akademiker*innen zum Beispiel mit 
türkischer Zuwanderungsgeschichte können davon berichten, dass ihre Lehrer*innen ihnen eigent-
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lich kein Studium zugetraut hatten und darum keine Übergangsempfehlungen für das Gymnasium 
erteilten. Vor dem Hintergrund der negativen Erfahrungen, der Stigmatisierung als ‘bildungsferne 
Migrant*innen’ und der Leistungsunterschätzung wird die Feststellung eines Sonderpädagogischen 
Förderbedarfs in Familien mit Zuwanderungsgeschichte oder aus ethnischen/sichtbaren Minderhei-
ten oftmals schnell als diskriminierend empfunden.

Informationen zu Elternrechten und Inklusion: Siehe hierzu Teil A: Seite 16

Um den diskriminierenden Effekten, die durch das „Ressourcen-Etikettierungs-Dilemma“ (die Zuwei-
sung zusätzlicher Fördermittel an Schulen entsprechend der Anzahl an Schüler*innen mit SPF) verur-
sacht werden, entgegenzuwirken, hat die Senatsverwaltung Bildung, Jugend und Familie Maßnahmen 
zur Abschaffung einer statusorientierten Feststellung des Sonderpädagogischen Förderbedarfs für die 
Förderschwerpunkte Lernen, emotionale und soziale Entwicklung und Sprache zugunsten einer lern-
begleitenden Diagnostik sowie die Einführung einer verlässlichen Grundausstattung für Schulen 
zur Finanzierung der Förderung eingeleitet (Lange/Dobe 2017: 41). Die ab dem Schuljahr 2017/2018 
geltende Neuregelung der Sonderpädagogischen Förderschwerpunkte „Lernen“, „Emotional – 
soziale Entwicklung“ und „Sprache“ (L-E-S) sieht eine in einem mehrjährigen Prozess schrittweise 
Einführung einer verlässlichen Grundausstattung pro Schule vor. Hiermit ändert sich auch das di-
agnostische Verfahren zur Ermittlung eines Sonderpädagogischen Förderbedarfs für diese Förder-
schwerpunkte. Für die anderen Sonderpädagogischen Förderschwerpunkte („Körperlich-motorische 
Entwicklung“, „Sehen“, „Hören und Kommunikation“, „Geistige Entwicklung“ und „Autismus“ (K-S-
H-G-Au) bleiben weiterhin die schülerbezogenen Feststellungs- und Ressourcenzuweisungsverfahren 
bestehen. Diese verlässliche Grundausstattung wird zunächst auf Grundlage der Quoten lernmittelbe-
freiter Schüler*innen, der durchschnittlichen Förderquote aller Schulen sowie des Umfangs an Son-
derpädagogischer Förderung der Einzelschule für die Grundschulen eingeführt. In den Sekundarschu-
len bleibt die Zumessung allerdings weiterhin schülerbezogen. Mit dieser Maßnahme soll größere 
Verteilungsgerechtigkeit und für Eltern und Schüler*innen mehr Transparenz im Verfahren geschaffen 
werden. Zudem werden Schulen mehr Gestaltungsmöglichkeiten zur Entwicklung einer inklusiven 
Schule und eine höhere Ausstattungssicherheit sowie zeitliche Entlastung haben.32

32   Informationen über verlässliche Grundausstattung für den Sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“, „Emotional – soziale 
Entwicklung“ und „Sprache“ (L-E-S) und Veränderungen in der Diagnostik L-E-S, siehe https://www.berlin.de/sen/bildung/schule/.../
fragen-und-antworten-diagnostik.pdf

5.1. Checkliste: 
Elemente eines Schulkonzepts zum Diskriminierungsschutz

Handlungsebene Akteur*innen Intervention

Diskriminierung  
erkennen

Schulleitung,  
Lehrerkollegium, evtl. 

Schulkonferenz
Wahrnehmung, Analyse, Datenerhebung

• Befragungen von Schüler*innen und Lehrkräften/Schulpersonal zu  
Diskriminierungserfahrungen

• Analyse von Unterrichtsmaterialien und -inhalten
• Erhebung statistischer Ungleichheiten

Prävention von  
Diskriminierung

Schulleitung,  
Lehrkräfte, pädagogische 

Mitarbeiter*innen

Sensibilisierung, Fortbildung,  
Aktivierung und Empowerment zu  

Inklusion und Diversität

• Inklusives und diversitätsorientiertes Schulprofil
• Fortbildung des Schulpersonals zu Diskriminierung
• Empowerment von Schüler*innen (Workshops, Trainings)
• Trainings zu einzelnen Diversitätsdimensionen
• Förderung von Partizipation, Stärkung der Strukturen der  

Schuldemokratie
• Umsetzung der übergreifenden Themen des RLP: Einsatz entsprechender Unter-

richtsmaterialien und -inhalten
• Identifikation von ausgrenzende Alltagspraktiken, Schulroutinen und -regelungen

Intervention
Schulleitung,  

Lehrerkollegium,  
evtl. Schulkonferenz

Konfliktbearbeitung und Sanktionierung von 
Diskriminierung

• Entwicklung eines schulinternen Beschwerdeverfahrens für Diskriminierungsbe-
schwerden (Regeln zu Diskriminierungsverboten, Konsequenzen, Beschwerdewege)

• Benennung von Diversitäts- und Antidiskriminierungsbeauftragten
• Benennung von Schüler*innen als Streitschlichter*innen/ Konfliktlots*innen
• Informationen über Diskriminierung und Beratungsstellen
• Mediation/Schlichtung (z.B. in Koop. mit SIBUZ)

Schulentwicklung
Schulleitung,  

Lehrerkollegium,  
evtl. Schulkonferenz

Institutionalisierung von Maßnahmen zum 
Diskriminierungsschutz

• Überarbeitung der Schulordnung: Schulprofil, Leitbild und Richtlinien und  
Verankern von Diversität und Diskriminierungsschutz als Querschnittsthema

• Identifikation und Modifikation von ausgrenzenden Alltagspraktiken, Schulroutinen 
und -regelungen (z.B. im Rahmen des SPF)

• Informations- und Beratungsrechte von Schüler*innen und Eltern
• Leitlinien für diskriminierungsarme Bewertungsmethoden
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Linkliste Projekte und Kontakte in Berlin

Onlineportal „Demokratie. Vielfalt. Respekt“:  Angebote zu Demokratieförderung, Inklusion sowie Prävention gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit für Schule, Kita, Kinder- & Jugendbildung die im Rahmen des Landesprogramm Demokratie. 
Vielfalt. Respekt. Gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus in berlin gefördert werden
www. Demokratie-vielfalt-respekt.de

Amaro Foro 
Jugendorganisation von Roma und Nicht-Roma
amaroforo.de

Anne-Frank-Zentrum Berlin e.V. 
www.annefrank.de

Anti Bias Netz 
Projekttage, -wochen, Fortbildungen zu Vielfalt, Verschiedenheit, Mitbestimmung und Beteiligung
www.anti-bias-netz.org

ABQueer 
Aufklärungsprojekte, Beratung, Fortbildung, Materialien zu lesbischen, schwulen, bisexuellen und transgender 
Lebensweisen
www.abqueer.de

Bildungsinitiative QUEERFORMAT 
Fortbildungen und Beratungen für Lehrkräfte und Pädagog*innen zum Thema sexuelle und geschlechtliche Vielfalt im päd-
agogischen Alltag 
www.queerformat.de

Bildungsteam Berlin-Brandenburg 
Projekttage, Seminare, Fortbildungen zur politischen Bildungsarbeit und Diversitätsthemen
www.bildungsteam.de

Dialog macht Schule 
Dialogmoderator*innen begleiten Schüler*innen und fördern ihre Identität und politische Willensbildung 
www.dialogmachtschule.de

Eine Welt der Vielfalt 
Berlin e.V. Bildung und Beratung zu Diversity
www.ewdv-diversity.de/

fair at school 
Wettbewerb der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der Cornelsen Verlag zu Schulprojekten gegen Diskriminierung 
www.fair-at-school.de

HOORAY - 
house of rights Academy für Jugendliche 
www.deutsch-plus.de/house-of-rights/

i-Päd - Initiative intersektionale Pädagogik
www.i-paed-berlin.de

Institut für Diskriminierungsfreie Bildung (IDB) 
Fortbildung, Beratung und Prozessbegelitung zu diskriminierungskritischer Bildungsarbeit
www.diskriminierungsfreie-bildung.de

Institut für Demokratie und Entwicklung (DIE) 
Beratung und Begleitung zur demokratischen und inklusiven Schulentwicklung
http://ide-berlin.org/

Linkliste Unterrichtsmaterialien

Bildungsservice von Aktion Mensch didaktische Leitfäden und Unterrichtsmaterialien zum Thema Inklusion und Bildung 
zum download: www.aktion-mensch.de/themen-informieren-und-diskutieren/bildung/bildungsservice.html

Bildungsserver Berlin Brandenburg http://bildungsserver.berlin-brandenburg.de

Der Vielfalt gerecht werden. Digitale Methodenhandreichung zu Diverstity & Inklusion in der beruflichen Bildung des Bil-
dungsteams Berlin-Brandenburg: www.diversity.bildungsteam.de

Eine Sprache die alle anspricht. Geschlechterbewusste Sprache in der Praxis. Leitfaden der GEW Berlin
www.gew-berlin.de/public/media/GEW%20BUND%20GeschlBewusstSprache.pdf 

Inklusion als Menschenrecht. Online-Handbuch des Deutschen Instituts für Menschenrechte für Lehrende und 
Pädagog*innen www.Inklusion-als-Menschenrecht.de

Praxis go! Geschlecht und sexuelle Vielfalt - Praxishilfen für den Umgang mit Schulbüchern der GEW – Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft: www.gew.de/ausschuesse-arbeitsgruppen/weitere-gruppen/ag-schwule-lesben-trans-inter/
ratgeber-praxishilfe-und-studie/geschlecht-und-sexuelle-vielfalt-praxishilfen-fuer-den-umgang-mit-schulbuechern 

KiDs aktuell - Anregungen für die diskriminierungssensible Praxis zu einzelnen Aspekten pädagogischer Praxis mit jungen 
Kindern. Kurze Texte können runtergeladen werden unter: www.situationsansatz.de/kids.html

Menschenrechtsbildung: Materialien des Deutschen Instituts für Menschenrechte für die Bildungsarbeit mit Jugendlichen 
und Kindern. www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbildung/bildungsmaterialien/

Mein Geschlecht. webportal für INTER* TRANS* GENDERQUEERE Jugendliche und Multiplikator*innen mit Kontakten und 
Literaturhinweise. www.mein Geschlecht.de

Rassismuskritischer Leitfaden zur Reflexion und Erstellung von Lehr- und Lernmaterial zu Schwarzsein, Afrika und afrika-
nische Diaspora www.elina-marmer.com/de/rassismukritischer-leitfaden/ 

Religionen entdecken. Informationen zu den Religionen von jugendlichen als auch erwachsene Expert*innen für Jugendli-
che wie Lehrer*innen und Pädagog*innen. www.religionen-entdecken.de

Umgang mit Heterogenität in Schule und Unterricht. Miriam Vock und Anna Grosnostaj (Hrsg.) (2017) Schriftenreihe des 
Netzwerk Bildung der Friedrich Ebbert Stiftung. www.library.fes.de/pdf-files/studienfoerderung/13277.pdf 

Pink stinks. webportal für Erwachsene, Jugendliche und Pädagog*innen rund um das Thema „Sexismus“ 
www.pinkstinks.de

Queere Geschichte und Lebensweisen. Unterrichtsmaterial für die schulische als auch außerschulische Bildung www.
queerhistory.de 

Vielfalt im Klassenzimmer und Unterricht. Webplattform mit Materialien des Georg Eckert Instituts für internationale 
Schulbuchforschung www.zwischentoene.info 
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JUMA jung, muslimisch aktiv 
Interreligious Peers für Schulworkshops, Bildungsmaterialien: Unser muslimisches Erbe und Atlas muslimischer Jugendarbeit 
www.juma-projekt.de/

Jüdisches Museum Berlin 
vielfältige Angebote für Schulen und Lehrkräfte
www.jmberlin.de/lehrerinnen

Jugendnetzwerk Lambda Berlin-Brandenburg 
Beratung und Aufklärungsangebote zu LSBTIQ*
www.lambda-bb.de

Kreuzberger Initiative gegen Antisemitismus (KIGA)
www.kiga-berlin.org

Kompetenzzentrum für Prävention und Empowerment (ZWST) 
Bildungs- und Beratungsangebote zu Antisemitismusprävention, Beratung von Betroffenen antisemitischer Gewalt
www.zwst-kompetenzzentrum.de

LADS-Akademie 
Diversity Trainings und Fortbildungen der Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung
www.berlin.de/sen/lads/sensibilisierung/lads-akademie

Landesverband deutscher Sinti und Roma in Berlin-Brandenburg
www.sinti-roma-berlin.de/

M.A.H.D.I (Muslime alle Herkunft deutscher Identität) 
Identifikation, positive Vorbilder und eine Plattform für interkulturellen Austausch
www.mahdi-ev.de

Regionale Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie e.V. (RAA – Berlin)
www.raa-berlin.de

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage
www.schule-ohne-rassismus.de

TAMAM - 
Das Bildungsprojekt von Moscheen mit dem Museum für Islamische Kunst
www.tamam-projekt.de 

Ufuq 
Beratungs- und Bildungsangebote zu Islam, Islamfeindlichkeit und Islamismus und Informationen zur pädagogischen Praxis
www.ufuq.de

Werkstatt der Religionen und Weltanschauungen: 
bietet Fachpublikationen und einmal jährlich eine Tagung für Lehrkräfte und Pädagog*innen
www.wrw-berlin.de 
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